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1 Digitalisierungsschub als umsatzsteuerliche Herausforderung

Die stark zunehmende und anhaltende Digitalisierung sowie Automatisierung in zahlreichen
Lebensbereichen hat in den letzten Jahren, stark forciert durch die Corona-Pandemie, zu einem
fundamentalen Strukturwandel auf den Veranstaltungsmirkten gefiihrt.! Grundsétzlich waren
traditionelle Konferenzen, Seminare und Veranstaltungen ohne eine physischen Pridsenz an
einem spezifischen Ort kaum moglich und umsetzbar. Wéhrenddessen finden heute laufend
Veranstaltungen als Webinare, interaktive Live-Streams oder als Hybridveranstaltung statt. Die
Nutzung von Kollaborations- und Kommunikationssoftwares, wie Microsoft Teams, Zoom

Workplace, Cisco Webex oder Google Meet, gehdren zum Alltag.

Dieser anhaltende Trend stellt das europdische und folglich das 0Osterreichische
Mehrwertsteuersystem vor wesentliche Herausforderungen. Die bis vor kurzem gesetzlichen
Regulierungen stellten im Wesentlichen zur Leistungsortbestimmung auf ortsgebundene und
folglich physische Titigkeiten und Durchfiihrungen ab.? Die umsatzsteuerliche Beurteilung von
Online-Veranstaltungen ist mehr denn je von besonderer und praktischer Relevanz geworden,
da ecine fehlerhafte Beurteilung des Leistungsorts entweder zu einer unberechtigten
Steuerbelastung oder zu Steuernachforderungen, vor allem durch ausldandische Steuerbehdrden,
fiihren kann.® Die zentrale Problemstellung der vorliegenden Master Thesis ergibt sich aus der
komplexen Abgrenzung zwischen klassischen sonstigen Leistungen, welche unter Nutzung
elektronischer Kommunikationsmittel erbracht werden und auf elektronischem Weg erbrachte
sonstigen Leistungen.* Obwohl die Neuregulierung des § 3a Abs 13 UStG zu einem Gleichlauf
des Leistungsortes fiithrt, bleibt dieses Kernelement fiir die Anwendbarkeit von

Steuerbefreiungen sowie Vermutungsregelungen von wesentlicher Entscheidungsrelevanz.

Geraume Zeit herrschte Rechtsunsicherheit dariiber, ob eine virtuelle Teilnahmemdglichkeit

unter die Sonderregelung fiir Eintrittsberechtigungen zu Veranstaltungen nach Art 53 bzw. Art

''Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 169.; Senyk in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez,
CJEU - Recent Developments in Value Added Tax, 2024, 98.; Battisti/Alfiero/Leonidou, Journal of Business
Research 150/2022, 39.

2 Vgl EuGH C-647/17, Srf konsulterna, ECLI:EU:C:2019:195, Rn 25.

3 Vgl Pernegger, Umsatzsteuer fiir die betriebliche Praxis, 2025, 223f.; Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021,
1073.

4 Vgl Tumpel, in Urnik/Kirchmayr/Steinhauer, Besteuerung und Wirtschaftspriifung im Kontext der
Digitalisierung, 2020, 143.



54 der Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSyst-RL), im nationalen Umsatzsteuerrecht nach

§ 3a Abs 11 lit a bzw. § 3a Abs 11a, gehdren.’

Die Problematik des Leistungsortes in Verbinndung mit der Anwesenheit des
Leistungsempfangers wurden besonders bei den Rechtssachen ,,Geelen® und ,,Srf konsulterna“
veranschaulicht. Die Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs (EuGH) hinterlie3 bei

6

rein virtuellen Veranstaltungen Zweifelsfragen.” Die Folge waren in sich wechselnde

Verwaltungspraxen.’

Ging man doch urspriinglich davon aus, dass sich der laufende
Tatigkeitsort dort befindet, wo der Streamer die Leistung physisch erbrachte. Insbesondere in
der Corona-Pandemie vollzog die Finanzverwaltung, gestiitzt durch die EuGH-
Rechtsprechung®, einen Wendepunkt, indem der Titigkeitsort im Zuge der Auslegung an den
Ort des Empfingers verlagert wurde.’ Im B2B-Bereich verbleibt es bei der Anwendung des
Empféangerortsprinzips, nach § 3a Abs 6 UStG, solange keine Spezialnorm, wie zum Beispiel

die Eintrittsberechtigung, nach § 3a Abs 11a UStG, greift.

Rechtssicherheit wurde mittels Reform durch die Richtlinie (EU) 2022/542 geschaffen, welche
in Osterreich mit dem Abgabeninderungsgesetz 2024 (AbgAG 2024) in nationales Recht
umgesetzt wurde.!? Seit dem 1. Jinner 2025 gilt fiir Online-Veranstaltungen im B2C-Bereich
das Bestimmungslandprinzip.'! Der Leistungsort verlagert sich nach § 3a Abs 13 lit a und b
UStG an den Ort, an dem der Nichtunternehmer anséssig ist. Im B2B-Bereich fallen Online-
Veranstaltungen unter die B2B-Generalklausel und sind, nach § 3a Abs 6 UStG, am
Empfingerort steuerbar.'> Die EU-Richtlinie harmonisiert die Online-Veranstaltungen, wirft
jedoch zugleich neue Fragen im Hinblick der Nachweispflichten fiir die Anséssigkeit der
Leistungsempfanger auf. Trotz der gesetzlichen Neuregulierung bleiben Detailfragen wie die
Ortsbestimmung von Endkonsumenten, offen.!> Insbesondere Live- bzw. Stream-
Veranstaltungen die sowohl online als auch in Prisenz stattfinden, sog. Hybridveranstaltungen,

fiihren fiir Veranstalter zu erhéhtem Verwaltungsaufwidnden und steuerlichen Risiken. Die

5 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 116.

¢ Vgl EuGH C-647/17, Srf konsulterna, ECLI:EU:C:2019:195, Rn 25; EuGH C-568/17, Geelen,
ECLI:IEU:C:2019:388, Rn 16.

" Vgl Mayr, SWK 23-24/2024, 1061.

8 Vgl EuGH, C-568/17, Geelen, ECLI:EU:C:2019:388, Rn 49.

° Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743.

10 Vol Mayr, SWK 23-24/2024, 1061.

"'Vgl Mayr, RWP, 6/2025,171.

12 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 116f.

3 Vgl Senyk in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 100.



Bestimmung des Leistungsortes bei Eintrittsberechtigungen zu Veranstaltungen, welche als
Spezialnorm im B2B-Bereich betreffen, setzen nach der herrschenden Ansicht voraus, dass der
Leistungsempfinger am Veranstaltungsort physisch anwesend sein muss.'* Bei online und
folglich virtuellen Teilnahmen fehlt dieses Kernelement grundsitzlich zur Ginze. Dadurch
greifen die Spezialregeln fiir Veranstaltungen im B2B-Bereich nicht und sind dementsprechend
nicht anwendbar. Die juristische Betrachtungsweise, dass die Erstellung und Ubertragung
digitaler Inhalte, sog. Video-Streams, eine Eintrittsberechtigung fehle, wurde durch die jlingere
Rechtsprechung vom EuGH gestiitzt.!> In Ubereinstimmung mit der juristischen Analyse nach
Merkx, stellte auch der EuGH, entsprechend den Leitlinien des Mehrwertsteuerausschusses,
fest, dass reine Streaming-Leistungen aufgrund des Fehlen einer physischen Priasenz nicht unter
die Veranstaltungsortregel fallen.!® Des Weiteren stellt sich die Frage, ob eine einheitliche
Leistung, sog. Leistungsbiindel, vorliegt oder ob der Vorgang in zwei getrennt zu beurteilende
Leistungen zu teilen ist. Dies erfordert eine differenzierte Betrachtung der Einheitlichkeit der
sonstigen Leistung und des wirtschaftlichen Gehaltes.!” Nach der EuGH-Rechtsprechung ist
ein Leistungsbiindel dann als einheitlich anzusehen, wenn die einzelnen Elemente so eng
miteinander und ineinander verbunden sind, dass die Trennung willkiirlich und realititsfern
wire.!® Im Speziellen stellen die Nachweispflichten des Leistungsortes sowie die Abgrenzung
zu vollautomatisierten On-Demand Inhalten die Leistungserbringer vor besondere
Herausforderungen.!® Insbesondere herausfordernd ist die Rechtslage in der gelebten Praxis,
beispielswiese bei einer kulturellen Leistung nach § 10 Abs 3 Z 6 UStG, welche ebenso online
iibertragen werden konnen. Fiir begiinstigte Leistungen gilt der ermifBigte Satz, jedoch konnte

im Zuge der Ubertragung der Normalsatz greifen.?’

4 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1073.

15 Vgl EuGH, C-532/22, Westside Unicat, ECLI:EU:C:2023:919, Rn 41.

16 Vgl Merkx, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2023, 185.

17 Vgl dBMF-Schreiben vom 29.April 2024, 4.

18 Vgl EuGH, C-581/19, Frenetikexito, ECLI:EU:C:2021:167, Rn 38.

19 Vgl Pernegger, Umsatzsteuer fiir die betriebliche Praxis, 2025, 223f.; Pfeiffer, OStZ, 15-16/2014, 388.

20 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Riofler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 10 Rz 12.



Ziel der Master Thesis ist die umsatzsteuerliche Einordnung von Online-Veranstaltungen

systematisch aufzuarbeiten um folgende Forschungsfragen zu untersuchen:

1. Inwiefern erfolgt die Abgrenzung zwischen einer interaktiven Online-Veranstaltung

und einer elektronischen Dienstleistung im Sinne des § 3a Abs 13 UStG?

2. Welche Folgen hat das Fehlen der physischen Prisenz auf die Anwendung der
Veranstaltungsortregelungen im aktuellen Recht sowie vor dem AbgAG 2024?

3. Wie werden Online-Veranstaltungen, hybride und Livestreams, umsatzsteuerlich
behandelt, wenn die Hauptleistung iiber mehrere, unterschiedliche Kanéle erbracht

wird?

4. Unter welchen Voraussetzungen kdnnen Online-Bildungsangebote die § 6 Abs 1 Z 11
lit a UStG Steuerbefreiungen in Anspruch nehmen und wo liegen die Grenzen zur

umsatzsteuerlichen elektronischen Dienstleistung?

5. Welche verfahrensrechtlichen Erleichterungen und Herausforderungen bietet das One-
Stop-Shop flir Online-Veranstalter und welche Risiken verbleiben bei

grenziiberschreitenden sonstigen Leistungen an Nichtunternehmer?

Hierbei wird ein dogmatischer Ansatz verfolgt, welche eine Rechtsanalyse voraussetzt. Die
Rechtsanalyse stiitzt sich primir auf eine umfassende Literaturrecherche und die Auswertung
von Gesetzestexten, Verordnungen, Richtlinien und der aktuellen Judikatur. Schwerpunkt der
Recherche sind nationale Rechtsquellen wie das UStG 1994, Verwaltungsverordnungen wie
die UStR 2000, die UStR Wartungserldsse, die UStBLV sowie auf Unionsebene die MwStSyst-
RL und die dazugehdrigen Durchfiihrungsverordnungen. Zur Gewéhrung einer fundierten
heuristischen ~ Vorgehensweise  werden  einschlidgige  wissenschaftlich  juristische
Fachdatenbanken wie Lexis 360, RDB, Juris, Beck Online, Linde Online und Wolters Kluwer
systematisch fiir die Literaturrecherche herangezogen. Damit die Vollstindigkeit bei der
Literaturrecherche gewéhrt wird, wird im Zuge der Literaturrecherche die Riickwértsmethode

zur Anwendung gefunden.

Dabei liegt der Schwerpunkt auf der systematischen Interpretation der Leistungsortregeln, es

wird untersucht, wie die Generalklauseln zu den spezialgesetzlichen Tatbestinden der



Veranstaltungsorte stehen. Ein besonderer Schwerpunkt wird auf die Interpretation
unbestimmter Rechtsbegriffe wie der physischen Anwesenheit und der Eintrittsberechtigung
gelegt. Hierbei wird hinterfragt, ob die teleologische Reduktion der Veranstaltungsortregeln bei
rein virtuellen Formaten geboten ist, um das EU-Harmonisierungsziel der Ortsbesteuerung, des

tatsdchlichen Verbrauches und der Wettbewerbsneutralitit zu erreichen.

Das letzte Kapitel behandelt eine prospektive Analyse der Rechtslage, welche die
Auswirkungen der ViDA-Initiative bei Online-Veranstaltungen vornimmt. Am Ende der
Forschungsarbeit folgt als Abschluss ein Conclusio, welches das Ergebnis der Arbeit

zusammenfasst.

2 Klassifizierung von Online-Veranstaltungen

2.1 Differenzierung von sonstigen Leistungen und elektronisch
erbrachten sonstigen Leistungen

Die mehrwertsteuerliche Abgrenzung und Klassifizierung digitaler sonstiger Leistungen
erfordert eine detaillierte Differenzierung zwischen elektronischen erbrachten Dienstleistungen
nach Art 7 der MwSt-DVO und klassischen sonstigen Leistungen, welche unter Zuhilfenahme
elektronischer Kommunikationsmittel erbracht werden. Diese Detailabgrenzung ist im B2C-
Bereich, trotz des AbgAG 2024, weiterhin von wesentlicher Bedeutung, da diese iiber die
Anwendbarkeit spezifischer Steuerbefreiungen, wie beispielsweise Bildungsleistungen,
entscheidet. Der Begriff der elektronisch erbrachten Dienstleistung ist im Unionsrecht in Art 7
Abs 1 der MwSt-DVO erldutert und ist unmittelbares anwendbares Recht sowie die
Rechtsgrundlage fiir § 3a Abs 13 UStG.?! GemiB der MwSt-DVO muss eine elektronisch
erbrachte Dienstleistung vier kumulative Voraussetzungen erfiillen: Die Durchfithrung erfolgt
iber das Internet oder ein anderes elektronisches Netz, die Erbringung ist ihrer Art nach im
Kernelement automatisiert, es wird nur eine geringe, oft auch als unwesentlich betitelte,
menschliche  Komponente  vorausgesetzt und die  Erbringung wédre  ohne
Informationstechnologien nicht mdglich.?? In Osterreich wurde die Definition in den UStR
verankert und auf die MwSt-DVO verwiesen. Unter elektronisch erbrachte Dienstleistungen
fallen beispielweise die Zurverfligungstellung von digitalen Inhalten oder der Download von

Daten.”

21 Vgl VO (EU) Nr 282/2011 (MwSt-DVO), Kapitel TV, Art7.
22 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Ripler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, Rz 541.
B Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar?, 2021, Rz 22 1c.



Das Kernstiick in der Unterscheidung zwischen einer elektronischen Dienstleistung und einer
virtuellen Leistung ist geméf der Rechtsprechung der Grad der menschlichen Mitwirkung bzw.
der menschlichen Komponente. Der VWGH hat diesbeziiglich Stellung bezogen und stellte fest,
dass die automatisierte Zurverfiigungstellung von Daten als elektronisch erbrachte
Dienstleistung zu klassifizieren ist.>* Ausschlaggebend war, dass die Leistung durch das System
erbracht worden ist und nicht durch den Menschen. Als Contrario entschied der VWGH das
interaktive Videochats keine elektronischen Dienstleistungen seien, da in diesen Fillen die
menschliche Komponente im Vordergrund stehe und das Internet rein als Transportmedium zu
klassifizieren sei.?> Daraus resultiert, dass bei geringen menschlichen Beteiligungen, wie
beispielsweise bei der Wartungen, Bereitstellungen von Systemen oder Kontrollen im Online-
Live-Casino, diese im Hinblick der menschlichen Komponente und als Klassifizierung von
elektronischen Dienstleistungen, unschéidlich sind.?® Schédlich hingegen ist die wesentliche
Mitwirkung individueller menschlicher Interaktionen und Leistungen, welche die
Hauptleistung im Kernelement beeinflussen, wie beispielsweise bei einer Online-
Beratungsleistung. In diesen Féllen wird das Internet lediglich als Transportmittel fiir eine

klassische sonstige Leistung betrachtet.?’

2.2 Vorproduzierte On-Demand Inhalte

Sind digitale Inhalte vorerfasst und stehen zum individuellen Abruf jederzeit zur Verfligung,
werden diese als On-Demand Inhalte bezeichnet.”® Im Gegensatz zu Live-Veranstaltungen, bei
denen der Leistungserbringer den Zeitpunkt und den Leistungsort bestimmt, bestimmt der
Leistungsempfanger bei vorproduzierten On-Demand Inhalten den Zeitpunkt und den
Leistungsort. Da der Leistungsempfdanger die sonstige Leistung zur Ginze individuell

konsumieren kann.

Die mehrwertsteuerliche Abgrenzung und Klassifizierung digitaler sonstiger Leistungen
erfordert eine detaillierte Differenzierung zwischen elektronisch erbrachten Dienstleistungen
nach Art 7 der MwSt-DVO und klassischen sonstigen Leistungen, welche unter Zuhilfenahme
elektronischer Kommunikationsmittel erbracht werden. Diese Detailabgrenzung ist im B2C-

Bereich, trotz des AbgAG 2024, weiterhin von wesentlicher Bedeutung, da diese iiber die

24 Vgl VWGH 22.03.2010, 2007/15/0269.

2 Vgl VWGH 27.06.2013, 2010/15/0047.

26 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rdf3ler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 542/2.
27 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Ripler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 541.
28 Vgl Wirtz, Medien- und Internetmanagement, 2023, 624.



Anwendbarkeit spezifischer Steuerbefreiungen, welche beispielsweise bei Bildungsleistungen
anfallen konnen, entscheidet.?* Vorproduzierte On-Demand Inhalte werden im
Umesatzsteuerrecht durch die MwSt-DVO als klassische elektronische Dienstleistungen
definiert.’® Kernelement dieser Definition ist, dass der Leistungsempfinger eigenstindig die
Nutzung und den Abruf titigen kann und es keine Eintrittsberechtigungen zu einer physischen
Veranstaltung gemall § 3a Abs 11a UStG gibt. Nach der dsterreichischen wissenschaftlichen
Rechtsliteratur herrscht die Meinung, dass der Verkauf von digitalisierten Produkten, wie E-
Books, ebenso unter diese Definition fallen, solange keine physische postalische Lieferung
besteht.3! Des Weiteren ziihlen auch der Download von digitalen Medieninhalten oder
Softwareupdates aber auch die Bereitstellung von Onlineinformationen, wie
Onlinenachrichten, darunter.’? Insbesondere fillt auch der automatisierte Fernunterricht, sog.

asynchroner Unterreicht,*?

in diese Sparte und gilt dann als elektronische Dienstleistung, wenn
dieser voll automatisiert erbracht wurde und keine wesentliche menschliche Beteiligung
erfolgte, wie beispielsweise eine voraufgezeichnete Mathematikstunde, welche online abrufbar

ware.>*

Dadurch gilt fiir diese Art an Leistungserbringung im B2C-Bereich das Empfangerortsprinzip
nach § 3a Abs 13 lit a UStG bzw. Art 58 MwStSyst-RL und wird an dem Ort ausgefiihrt an
dem sich der Leistungsempfinger befindet bzw. seinen Wohnsitz, Sitz oder gewo6hnlichen
Aufenthalt hat. Im B2B-Bereich greift nach § 3a Abs 6 UStG bzw. Art 44 MwStSyst-RL die
Generalklausel des Empfingerortsprinzips und gilt am Ort des Sitzes des empfangenden

Unternehmens als ausgefiihrt.

2.3 Live-Streaming und interaktive Online-Veranstaltungen

Im Gegenteil zu Online-Veranstaltungen, welche in Echtzeit iiber das Internet iibertragen
werden, sind abrufbare Online-Veranstaltungen aus umsatzsteuerlicher Betrachtung
unterschiedlich zu behandeln. Wiahrend bei vorproduzierten On-Demand Inhalten die

Automatisierung im Kern steht, wird das sogenannte (sog.) Live-Streaming durch die

¥ Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 114.

39Vgl VO (EU) Nr 282/2011 (MwSt-DVO), Anhang 1, Art7, 4. Anhang II Nr 4 Richtlinie 2006/112/EG.

31'Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rof3ler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 512.

32Vgl VO (EU) Nr 282/2011 (MwSt-DVO), Anhang 1, Art7, 1. Anhang II Nr 1 Richtlinie 2006/112/EG.

3 Vgl Getto/Kerres, in Rhein/Wildt, Hochschuldidaktik als Wissenschaft. Disziplinire, interdisziplinire und
transdisziplindre Perspektiven, 2023, 219.

34 Vgl UStR 2000 Rz 6420.



menschliche Komponente bestimmt. Dieses Kernelement hat fiir die Bestimmung des
Leistungsortes und fiir die umsatzsteuerliche Beurteilung weitreichende Wirkung.* Findet eine
Online-Veranstaltung in  Echtzeit statt und Dbestehen Kommunikations- und
Interaktionsmoglichkeiten zwischen dem Leistungserbringer und dem Leistungsempfanger, so
ist die unwesentliche menschliche Mitwirkung iiberschritten bzw. die menschliche
Komponente erfiillt.*® Nach herrschender Meinung und Lehre werden unter Kommunikations-
und Interaktionsmoglichkeiten Chat-Funktionen wie ein direkter Videoaustausch oder sonstige
interaktive Modalitéiten verstanden.>” Bei einer solchen Konstellation dient das Internet als
reines Transportmedium fiir klassische sonstige Leistungen, wodurch die Definition als
elektronische Dienstleistung nicht mehr rechtens und somit nicht mehr erfiillt ist.® Dies ist
insbesondere bei Live-Online-Veranstaltungen der Fall, bei denen der Vortragende individuell
auf die Online-Veranstaltungsteilnehmer eingeht.* Die Leistungsortsbestimmung von
derartigen Online-Veranstaltungen fiihrte in der Vergangenheit laufend zu erheblichen
Diskussionen und Rechtsunsicherheiten. Der Hohepunkt der Rechtsunsicherheit wurde durch
die EuGH-Rechtsprechung in der Rechtssache ,,Geelen* erreicht. Der EuGH musste
entscheiden, wo der Leistungsort fiir Live-Webcam-Dienstleistungen im B2C-Bereich lag,
wobei die Schaustellleistungen im Drittland stattfanden und das Unternehmen den Sitz im EU-
Gemeinschaftsgebiet hatte.*” Der EuGH kam zum Schluss, dass diese Online-Veranstaltungen
als Unterhaltungstétigkeiten und nicht als elektronische Dienstleistung zu klassifizieren waren.
Es entstand eine wegweisende juristische Kernentscheidung, welche von da an maf3gebend war.
Von zentraler Bedeutung war die Feststellung, dass die Anwendung der Ortsregel fiir
Unterhaltungsleistungen und somit der physischen Anwesenheit vor Ort, damals nach Art 52
Buchst. a MwStSyst-RL, nicht erforderlich war. Folglich ermoéglichte die EuGH-
Rechtsprechung bei Live-Veranstaltungen eine ortsgebundene Besteuerung, solange eine

wesentliche menschliche Interaktion bzw. Komponente vorhanden war.*!

Im B2B-Bereich ergibt sich die Fragestellung, ob Live-Online-Veranstaltungen und somit Live-
Streams als Eintrittsberechtigung zu einer Veranstaltung klassifiziert werden konnten. Bei einer

Bejahung wiirde das Veranstaltungsortprinzip, nach § 3a Abs 11a UStG bzw. Art 53 MwStSyst-

35 Vgl Heidner, in Bunjes, Umsatzsteuergesetz UStG Kommentar?®, 2025, § 3a Rz 110.

36 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rof3ler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, § 3a 542/7, Rz 406/1.

37 Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar®, 2021,§ 3a Rz 221g.

38 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 142/9.

3% Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 108.

40 Vgl Lavazza/Beretta, Intertax, 2020, 544.

4'Vgl EuGH, C-568/17, Geelen, ECLI:EU:C:2019:388, Rn 41.



RL, greifen. Im Umsatzsteuergesetz ist die Eintrittsberechtigung maB3geblich und setzt voraus,
dass der Offentlichkeit Zugang gegen Entgelt gewihrt wird.*? Vorgelagerte sonstige Leistungen
eines Unternehmens, wie beispielsweise das Streamen oder Filmen, sind davon nicht betroffen
und dndern nichts an der Hauptleistung. Hierbei handelt es sich um Nebenleistungen, welche
das Schicksal der Hauptleistung mit sich tragen.* Durch nicht vorhanden sein, von physischer
Prisenz, greift fiir Live-Online-Veranstaltungen im B2B-Bereich nicht die Sonderregel fiir
Veranstaltungen, sondern die Generalklausel des Empfangerortes, nach § 3a Abs 6 UStG bzw.
Art 44 MwStSyst-RL.** Dadurch leitet sich der Leistungsort am Sitz des empfangenden

Unternehmens ab.

2.4 Hybride Veranstaltungen

Eine der komplexesten umsatzsteuerlichen Beurteilungen finden sich bei Hybrid-
Veranstaltungen wieder. Besonders bei Hybrid-Veranstaltungen haben Veranstalter einen
vermehrten steuerlichen Compliance-Aufwand, um die gesetzlichen Rahmenbedingungen zu
gewiihren.* Hybrid-Veranstaltungen verursachen durch die Anwendung unterschiedlicher
Leistungsortregeln bei einer Veranstaltung einen erheblichen administrativen Mehraufwand.
Die Kernproblematik hybrider Veranstaltungen, liegt in der Leistungsortsbestimmung eines
jeden Teilnehmers. Besonders herausfordernd ist dies bei internationalem Publikum, bei
welchen Teilnehmer aus dem Gemeinschaftsgebiet aber auch aus dem Drittland teilnehmen
konnen. Dadurch kann eine Leistung aufgrund der physischen und virtuellen Teilnahme

mehrere Leistungsorte haben.

Fiir Teilnehmer, welche physisch vor Ort anwesend sind, bestimmt sich der Leistungsort im
B2C-Bereich als auch im B2B-Bereich nach dem Veranstaltungsort, nach § 3a Abs 11a UStG
bzw. nach § 3 a Abs 11 lit a UStG. Es greift der Besteuerungsgrundsatz des Tétigkeitsortes, da

die Leistung dort besteuert wird, wo diese auch tatsiichlich ausgeiibt wird.*¢

Bei Teilnehmern, welche an der Hybrid-Veranstaltung online teilnehmen, fehlt das

Kernelement der physischen Priasenz zur Génze. Im B2B-Bereich werden solche Leistungen

42 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rof3ler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, § 3a Rz 465.

B Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 112.

4 Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 171.

% Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 112.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743.

4 Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 169ff.



grundsitzlich nach der Generalklausel und folglich nach dem Empféngerortsprinzip gemaf §
3a Abs 6 UStG besteuert. Angewendet wird das Empfangerortprinzip, da der EuGH und die
MwStSyst-RL nach Art 53 MwStSyst-RL, die Anwendung der Veranstaltungsortregel bei
virtuellen Teilnahmen negiert.*’ Im Gegensatz dazu greift im B2C-Bereich, nach § 3a Abs 13
lit b UStG, seit dem 01. Januar 2025 durch das AbgAG 2024, die Besteuerung am Wohnsitz

des Leistungsempfingers.*®

Damit die Compliance-Pflichten erfiillt werden, zwingen Hybrid-Veranstaltungen, Veranstalter
deren Teilnehmer &uflert genau zu segmentieren, zu priifen und zu dokumentieren, damit eine

korrekte umsatzsteuerliche Besteuerung durchgefiihrt und gewihrt werden kann.*

2.5 Typologisierung der Haupt- und Nebenleistung bei Online-
Veranstaltungen

Die Typologisierung von Online-Veranstaltungen benétigt eine detaillierte Analyse der
sonstigen Leistung, ob eine Hauptleistung mit Nebenleistungen vorliegt oder unterschiedliche
Hauptleistungen erbracht werden. Durch den Art 1 Abs 2 UnterAbs 2 der MwStSyst-RL gilt im
Umsatzsteuerrecht der Grundsatz, dass jede Leistung grundsitzlich als selbststéindige Leistung
zu betrachten und zu behandeln ist.’® Dabei ist die Betrachtungsweise des durchschnittlichen
Leistungsempfangers bzw. Verbrauchers ausschlaggebend, wobei der wirtschaftliche
Grundgehalt der Leistung immer in Vordergrund stehen muss.’! Dies stellt besonders Online-
und Hybrid-Veranstalter vor besondere Herausforderungen. Bei Online- und Hybrid-
Veranstaltungen, welche aus einem Biindel technischer und inhaltlicher Komponenten

bestehen, ist zu evaluieren, ob eine einheitliche oder komplexe Leistung besteht.>>

Eine Nebenleistung zu einer Hauptleistung ist anzusehen, wenn diese fiir den
Leistungsempfanger keinen selbststindigen und eigenen Zweck erfiillt sowie rein als Mittel zur

Leistungserbringung darstellt, um die Hauptleistung in Anspruch zu nehmen.>® Durch diese

47 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 126.

“® Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 171.

¥ Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 113.

0 Vgl EuGH, C-581/19, Frenetikexito, ECLI:EU:C:2021:167 9, Rn 37.

SU' Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar’, 2024, § 3 Tz 35.; EuGH, C-581/19, Frenetikexito,
ECLI:EU:C:2021:167 9, Rn 39.

2 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 130f.

33 Vgl EuGH, C-349/96, CPP, ECLI:EU:C:1999:93, Rn 30.
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Regelung teilt die unselbststdndige Nebenleistung das Schicksal der Hauptleistung und folglich
auch die steuerliche Wiirdigung, wie die Steuerbarkeit oder die Beurteilung eines
Leistungsortes anzusehen ist. Aus der objektiven Perspektive konnen mehrere Handlungen so
eng miteinander verbunden sein und dadurch als eine einzige untrennbare wirtschaftliche
Leistung betrachtet werden muss.’* Infolgedessen wire eine Aufspaltung realititsfremd.™
Diese Sichtweise wurde jlingst wieder vom EuGH bestétigt. Im Rechtsfall ,,Deco Proteste*
bestétigte der EuGH, dass eine kostenlose Lieferung eines Tablets, als Pramie fiir ein digitales
Zeitschriftenabonnement, eine untrennbare Nebenleistung ist.’® Begriindet wurde dies damit,
dass die Zeitung durch den digitalen Zugang und folglich die sonstige Leistung konsumiert
werden kann. Dadurch kann diese Urteilsfindung und Rechtsprechung ebenso auf Online-
Veranstaltungen tibertragen werden, wodurch die technische Bereitstellung eines Zuganges zu
einer Online-Veranstaltung als unselbststindige Nebenleistung klassifiziert werden kann.>’
Ebenso legen die Umsatzsteuerrechtlinien (UStR) fest, dass bei Unterrichtsleistungen der
Unterrichtscharakter weiterhin beibehalten wird, auch wenn schriftliche Unterlagen oder
Materialien zur Verfiigung gestellt werden.’® Dadurch ist es grundsitzlich fiir die steuerliche
Wiirdigung unerheblich, ob Unterrichtsleistungen physisch oder digital als Online-

Veranstaltung erbracht werden.>

Diese Wiirdigung ist fiir die umsatzsteuerliche
Betrachtungsweise, bezugnehmend der Aufteilung einer Hauptleistung im Zuge des

Leistungsinhaltes, ausschlaggebend.

Die Typologisierung einer Haupt- bzw. Nebenleistung hingt nicht nur vom Leistungsinhalt ab,
sondern auch vom Leistungsort. Bei Hybrid- und Online-Veranstaltungen stellt sich besonders
oft die Frage nach dem Leistungsort. In diesen Fillen wurde im B2B-Bereich durch die EuGH-
Rechtsprechung Klarheit geschaffen. Der EuGH urteilte in der Rechtsache ,,Srf konsulterna®,
dass die Teilnahme an einer B2B Online-Veranstaltung, welche nur online durchgefiihrt werde,
nicht unter die Ortsregel, nach § 3a Abs 11a UStG, fallen kann.®® Begriindet wird dies mit der
nicht vorhandenen physischen Prisenz, welche die Ortsregel voraussetzt.®! Stattdessen gilt fiir

die virtuelle B2B Online-Veranstaltung das Empfingerortsprinzip nach § 3a Abs 6 UStG.%

54 Vgl Melhardt/Kuder/Pfeiffer, SWK-Spezial Umsatzsteuer 2026, 29.; UStR 2000 Rz 347.

35 Vgl Ecker/Epply/Ropler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®', Anm Rn 45 bis 48.

%6 Vgl EuGH, C-505/22, Deco Proteste, ECLI:EU:C:2023:731, Rn 31.

57 Vgl dBMF 8. 8.2025, GZIII C 3 - S 7117-j/00008/006/043, Rz 6.

38 Vgl UStR 2000, Wartungserlass 2021, Rz 640q.

3 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 744.; Ehrke-Rabel, in Hey, Digitalisierung im Steuerrecht, 2019, 372f.
%0 Vgl EuGH C-647/17, Srf konsulterna, ECLI:EU:C:2019:195, Rn 40.

81 Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar3, 2021, § 3a Rz 204ff.

62 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1072.
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Wird hingegen fiir eine B2B Hybrid-Veranstaltung ein einheitliches Entgelt erhoben, miissen

die Leistungsbestandteile auf dessen Dominanz gepriift werden.%

Bei elektronischen Dienstleistungen, welche als Mischform, erbracht werden, ist die
Abgrenzung wesentlich. In diesen Fillen muss zwischen interaktiven Online-Veranstaltungen
und automatisierten Dienstleistungen unterschieden werden. In der wissenschaftlichen Literatur
und nach der aktuellen Rechtsprechung stellen interaktive Online-Veranstaltungen keine
elektronischen Dienstleistungen dar, dagegen sind On-Demand Leistungen als elektronische
Dienstleistungen zu klassifizieren.®* Wird bei einer Mischform eine interaktive Komponente
sowie auch eine umfangreiche On-Demand Leistung erbracht, muss auch hier aus Sicht des
Durchschnittsverbrauchers abgestellt werden.% Dient die On-Demand Leistung als reine
Vertiefung der interaktiven Leistung, bleibt die Leistung insgesamt eine sonstige Leistung
eigener Art und ist keine elektronische Dienstleistung.®® Stellt hingegen der automatisierte
Abruf von Kerninhalten die Wesensart der Leistungserbringung dar, liegt eine elektronische
Dienstleistung vor.®” Die Kernunterscheidung und korrekte Beurteilung ist insbesondere im
B2C-Bereich aufgrund des Empfangerortsprinzips, &dullerst relevant, wodurch spezielle

Vermutungsregeln zur Ortsbestimmung angewandt werden miissen.®

3 Status quo und die Reform 2025 beim Leistungsort von Online-
Veranstaltungen

3.1 B2C- und B2B-Generalklausel nach § 3a Abs 6 und Abs 7 UStG

Damit die Kernproblematik und dessen Problemstellung der vorliegenden Arbeit
nachvollzogen werden kann, muss die B2C- und B2B-Generalklausel nach § 3a Abs 6 und Abs
7 UStG fundiert erldutert werden. Das Kapitel legt das notwendige dogmatische Fundament fiir
die darauffolgenden Kapitel und bildet die Briicke zu den umsatzsteuerlichen

Problemstellungen bei Online-Veranstaltungen.

8 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 131.

% Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 742.

% Vgl dBMF 8. 8. 2025, GZIII C 3 - S 7117-j/00008/006/043, Rz 12.

% Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 171.

87 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rifler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 540, Rz 542/1.

8 Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 173.; Biermaier/Ecker, ICON News vom 16.02.2022.
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Die Bestimmung des umsatzsteuerlichen Leistungsortes bei sonstigen Leistungen richtet sich
nach der Systematik des Mehrwertsteuerpaktes aus dem Jahr 2010, basierend auf der Richtlinie
EU 2008/8/EG. Diese trat per 01.01.2010 in Kraft und fiihrte zu einer wesentlichen
Neuregelung des Mehrwertsteuerrechts innerhalb der europdischen Union. Die Neuregulierung
verfolgte das Ziel, sonstige Leistungen und somit Dienstleistungen am Ort des tatsidchlichen
Verbrauches zu besteuern.®” Dadurch musste stets primir der Status des Leistungsempfingers
determiniert werden, da die rechtliche Einordnung strikt zwischen B2C- und B2B-Leistungen
differenzierte.”’ Die Kernunterscheidung zwischen B2C- und B2B-Leistungen, ist der
unterschiedliche Leistungsempfanger. Im B2C-Bereich ist der Leistungsempfinger ein
Nichtunternehmer, beispielsweise eine Privatperson. Im B2B-Bereich ist der
Leistungsempfanger ein Unternehmer nach § 2 UStG iVm § 3a Abs 5 UStG. Der
Unternehmerbegriff nach § 3a Abs 5 UStG, in der MwSyst-RL nach Art 43, ist fiir den Zweck
der Leistungsortbestimmung normiert. Dieser ist im Vergleich zum § 2 UStG spezifiziert und
erweitert. Nach § 3a Abs 5 Z 1 UStG ist ein Unternechmer auch dann ein unternehmerischer
Leistungsempfinger, wenn er die sonstige Leistung fiir nicht steuerbare Titigkeiten bezieht.”!
Dies ist eine erhebliche Vereinfachung in der Praxis, da der Leistungserbringer nicht ermitteln
muss, wofiir der Leistungsempfinger die sonstige Leistung bendtigt.”” Nach dem § 3a Abs 5 Z
2 UStG sind rein nicht unternehmerisch tdtige juristische Personen auch umsatzsteuerliche
Unternehmer. Voraussetzung fiir diese Definition ist die Innehabung einer giiltigen
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (UID).” All jene Personen oder
Personengemeinschaften, welche nicht unter diese gesetzlichen Kriterien fallen, sind nach § 3a
Abs 5 Z 3 UStG umsatzsteuerlich als Nichtunternehmer zu klassifizieren. Bei ausschlieflich
privatem Bezug von sonstigen Leistungen gilt fiir diese Leistungserbringung zwingend die
B2C-Regelung.” Dies ist auch der Fall, wenn ein Unternehmer eine sonstige Leistung nicht fiir

dessen unternehmerische Titigkeit, sondern fiir dessen private Bediirfnisse konsumiert.”

Sobald sich ein Leistungsempfianger nach den genannten Kriterien als Unternehmer
klassifiziert, greift die B2B-Generalklausel und verweist im § 3a Abs 6 UStG auf das
Empféangerortsprinzip. Diese spezielle Regelung bestimmt, dass die sonstige Leistung an dem

Ort ausgefiihrt wird, an dem der Leistungsempfianger sein Unternehmen betreibt. Dies gilt

% Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar?, 2021, § 3a Rz 66f.

Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 31.

""'Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar®, 2021, § 3a Rz 193, Rz 1951,
2 Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar®, 2021, § 3a Rz 197.

7 Vgl Art 17 Abs 2 VO (EU) 282/2011.; Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 39.
" Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar3, 2021, § 3a Rz 214.

5 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 41.
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ebenso bei einer Betriebsstitte, wird die Leistung an einer festen Betriebsstitte des
Unternehmers erbracht, ist dementsprechend der Ort dieser Betriebsstitte ausschlaggebend.”®
Die B2B-Generalklausel gewéhrt die strikte Besteuerung am Empfangerort und stellt zugleich
sicher, dass die Besteuerung an jenem Ort stattfindet, an dem die Dienstleistung wirtschaftlich
konsumiert wird. Aus verfahrensékonomischer Sicht greift bei grenziiberschreitendem
Leistungsaustausch zwingend der Ubergang der Steuerschuld auf den Leistungsempfinger,
gemidB Art 196 MwSyst-RL.”7 Durch den Ubergang der Steuerschuld auf den
Leistungsempfinger wird verhindert, dass sich der Leistungserbringer im Ansdssigkeitsstaat
des Kunden umsatzsteuerlich registrieren lassen muss. Des Weiteren werden komplexe

grenziiberschreitende Vorsteuererstattungsverfahren vermieden.”®

Ist der Leistungsempfinger ein Nichtunternehmer, findet die Grundregel des
Unternehmerortprinzips nach § 3a Abs 7 UStG bzw. Art 45 MwSyst-RL Anwendung. In diesen
Féllen befindet sich der Leistungsort an jenem Ort, an welchem sich der leistenden
Unternehmer befindet. Auch hier liegt der Vorrang der ausfithrenden Betriebsstitte vor. Falls
eine Leistung von einer Betriebsstitte erbracht wird, wird die Leistung am Ort der Betriebsstitte
besteuert. Das Grundprinzip und Festhalten am Unternehmerortprinzip im B2C-Bereich ist im
Wesentlichen der Anwenderfreundlichkeit und Praktikabilitét geschuldet.” Die Besteuerung
am Wohnsitz des Endkonsumenten ist ohne systemtechnische Unterstiitzung, wie dem heutigen
One-Stop-Shop, nicht mdglich. Ohne dieser systemtechnischen Hilfeleistungen miisste sich der
Leistungserbringer in jedem Mitgliedstaat seiner Kunden steuerlich registrieren lassen.®® Der
verwaltungstechnische Mehraufwand und dessen betriebswirtschaftliche Folgekosten wiren
enorm. Die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahren bei Nichtunternehmern ist zur

Sicherung des Steueraufkommens schlichtweg ineffizient.®!

In der wissenschaftlichen Literatur und Systematik im Umsatzsteuerrecht ist zwischen den
Generalklauseln und den in § 3a Abs 8 bis 16 UStG keine Anwendungshierarchie definiert. Es
ist somit in jedem Einzelfall zu priifen, ob den Geschéftsvorfall eine umsatzsteuerliche

Sondervorschrift betrifft, bevor die Anwendung der Generalklauseln stattfindet.3 Diese

6 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 54.

Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 55.

8 Vgl Pernegger, Umsatzsteuer fiir die betriebliche Praxis, 2025, 164.

" Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz — Kommentar®, 2021, § 3a Rz 271f.

80Vgl Kuder/Zolles, in Achatz/Tumpel/Bieber (Hrsg), Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter, 2025, 52f. ; Ecker, in
Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz — Kommentar?®, 2021, § 3a Rz 531.

81 Vgl Tumpel, in Urnik/Kirchmayr/Steinhauser, Besteuerung und Wirtschaftspriifung im Kontext der
Digitalisierung, 2020, 151.; Ecker, in Ecker/Epply/Riofler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, § 3a Rz 169.
82 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 36.
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systematische Subsumtion bildet die Kernproblematik bei Online-Veranstaltungen im
europdischen Binnenmarkt. Wiirden Online-Veranstaltungen unter keine Spezialregelung
fallen miisste zwingend die B2C- bzw. B2B-Generalklausel angewendet werden.®® Die blinde
Anwendung dieser Generalklauseln wiirde wiederum dem unionsrechtlichen Ziel

widersprechen und zu Wettbewerbsverzerrungen fiihren.3*

| Prifung des Ortes der sonstigen Leistung |

.
Liegt eine Spezialvorschrift nach § 3a Abs. 8 bis 16 bzw. Art. 3a
US5tG vor?
/
|  Spezialregel greift | | Wer ist Leistungsempfanger? |
/ \
| Unternehmer § 3a Abs. 5 UStG | [ Nichtunternehmer § 3a Abs. 5 Z 3 UStG |
] *

|  B2B-Generalkdausel greift § 3a Abs. 6 USIG | | B2C-Generalldausel greift § 3a Abs. TUSIG |
| Empfingerortprinzip | | Unternehmerortprinzip |
| Ort von dem aus der Empfanger sein Unternehmen | [ Ort von dem aus der leistende Unternehmer sein |
betreibt oder Ort der leistungsempfangenden | Unternehmen betreibt oder Ort der .

.. Bemebsstate _.... Jeistungserbringenden Betricbsstatte. |

i
———

Abbildung 1: Systematik der Leistungsortbestimmung unter Beriicksichtigung von Spezialregelungen (eigene Darstellung).

3.2 Eintrittsberechtigung als Sonderbestimmung nach § 3a Abs 1la
UStG

Durch die EuGH-Rechtsprechungen, den UStR Wartungserlass 2021 und folglich durch das
AbgAG 2024 hat sich die Bestimmung des umsatzsteuerlichen Leistungsortes fiir Online-
Veranstaltungen drastisch geédndert und ist vom Durchfithrungs- bzw. Tétigkeitsort entkoppelt
worden. Dadurch gibt es Bestimmungsabweichungen im Hinblick auf die Leistungserstellung,
des Leistungskonsums und der Besteuerung. Die Regulierung des Art 53 MwStSyst-RL mit
Umsetzung im § 3a Abs 11a UStG bildet eine lex specialis zur B2B-Gerenalklausel im Hinblick
des Empfingerortes und reguliert die Bestimmung des Leistungsortes.®> Demnach werden
sonstige Leistungen, bei welchen Eintrittsberechtigung zu kulturellen, kiinstlerischen,
sportlichen,  wissenschaftlichen, unterrichtenden, unterhaltenden oder &hnlichen

Veranstaltungen bestehen, dort besteuert wo die Veranstaltung auch tatsichlich stattfindet.3

8 Vgl Beer, Rechtsnews 35212 vom 22.03.2024.; Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1073.

8 Diese Folgeeffekte werden unter anderem im Kapitel ,,3.5 Innerstaatliche Behandlung und Verwaltungspraxis
vor Gesetzesdnderung* behandelt.

85 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1072.

8 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 117.
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Dabei stellt sich unionsrechtlich und folglich nationalrechtlich die Frage der Definition der
Eintrittsberechtigung. Im Unionsrecht ist der Begriff der Eintrittsberechtigung im Art 32 MwSt-
DVO definiert worden und umfasst alle Dienstleistungen, welche gegen Eintrittsentgelt, das
Recht auf den Zugang zu einer Veranstaltung gewihren.’’” NaturgemiB betrifft dies jene
Veranstaltungen, welche mittels Ticketverkauf, Zutritt zu Konzerten, Theaterdarstellungen,
Zirkusvorstellungen, Wettkdmpfen oder Freizeitparks ermdglicht werden. Nach dem EuGH
wird der Begriff Veranstaltung als eine offentlich zugingliche Darbietung verstanden.%®
Ausschlaggebend dafiir, ist der offentliche Zugang bzw. der Zugang eines definierten
Personenkreises. Die vorgelagerte Dienstleistung, welche zur Verbreitung notwendig sind, wie
die technische Ubertagungsleistung, fallen nicht unter diese Begriffsdefinition.® Dies stellt eine
Vereinfachungsregel dar. Durch die Ortsregel wird der Leistungsort fiir alle Teilnehmer
identisch. Des Weiteren ist die Ankniipfung an den Veranstaltungsort aus administrativer
Sichtweise einfacher und stellt zugleich sicher, dass die sonstige Leistung am Konsumort bzw.

Verbrauchsort besteuert wird.””

3.3 Tatbestandsmerkmal der physischen Prisenz

Durch das Aufkommen von Online-Veranstaltungen stellt sich nicht nur die Frage der
Beurteilung der umsatzsteuerlichen Eintrittsberechtigung, sondern es stellt sich insbesondere
auch die Frage ob ein digitaler bzw. virtueller Eintritt, z.B. als Login, einer physischen

Eintrittskarte, nach § 3a Abs 11a UStG, gleichgestellt werden kann.

In der jiingsten Rechtsprechung zu den Rechtssachen ,,Srf konsulterna® und ,,Westside Unicat*
bestitigte der EuGH, dass die Anwendung der Veranstaltungsortregel, gemafl Art 53
MwStSyst-RL bzw. § 3a Abs 1la UStG, zwingend die physische Anwesenheit des
Leistungsempfangers vorschreibt. Der Gerichtshof leitete im Rechtsverfahren ,,Srf
konsulterna® ab, dass das Wesen einer Veranstaltung, die physische Pridsenz des
Leistungsempfingers vorhanden sein muss.”! Beim Schlussantrag wurde seitens der
Generalanwiltin Eleanor Sharpston argumentiert, dass Art 53 der MwStSyst-RL nur jene

Tatigkeiten umfassen kann, welche eine physische Anwesenheit erfordern und demnach die

8 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 126.

8 Vgl VO (EU) 2011/282.

8 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 120ff.

N Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 97.

1 Vgl EuGH C-647/17, Srf konsulterna, ECLI:EU:C:2019:195, Rn 25.
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Besteuerung nur dann zielfithrend und zweckmiBig sei.””> Der EuGH wurde in der Rechtssache
»Westside Unicat“ noch deutlicher. Hier urteilte der Gerichtshof, dass Streaming-
Veranstaltungen und Live-Chats und folglich als digitale Ubertragung von Inhalten, keine
Eintrittsberechtigungen im Sinne der MwStSyst-RL seien.”® Begriindet wurde dies mit dem
Mangel eines Eintritts an einer physischen Ortlichkeit.®* In der &sterreichischen
Verwaltungspraxis wird auf die UStR verwiesen und zwar auf die UStR Rz 641f, welche die
zwingende physische Anwesenheit des Kunden bzw. Konsumenten fordert. Somit liegt als

Rechtsfolge keine Eintrittsberechtigung, bei Online-Teilnehmenden, vor.

Daraus resultiert im B2B-Bereich, dass eine reine Online-Veranstaltung, beispielsweise ein
Live-Stream-Kongress fiir Geschéftskunden, den Tatbestand der Eintrittsberechtigung, nach §
3a Abs 11 a UStG, nicht erfiillt. Infolgedessen wird die B2B-Generalklausel des
Empfingerortsprinzips angewandt.”® Somit liegt der Leistungsort, dort wo der empfangende
Unternehmer seinen Sitz hat. Bei grenziiberschreitendem Leistungsverkehr wird das Reverse-
Charge-Verfahren angewandt.”® Wird der B2B-Bereich aus der Perspektive des B2C-Bereichs
betrachtet, wird rasch auf eine Wettbewerbsverzerrung hingewiesen. Begriindet wird dies durch
die Besteuerung am Unternehmerort. Dadurch konnen Leistungen, vor allem in
Niedrigsteuerldndern, wesentlich preiswerter und folglich mit hoheren Margen angeboten
werden. Um diesen Wettbewerbsverzerrungseffekt zu beheben, interpretierte die
osterreichische Finanzverwaltung im UStR Wartungserlass 2021 um und besteuert seit dem
Jahr 2022 diese sonstigen Leistungen am Wohnsitz des Leistungsempfangers. Die nationale
Regelung war, bis zur Gesetzesnovelle durch das AbgAG 2024, in der EuGH-Rechtssache

,.Geelen* widerspriichlich.”’

3.4 Abgrenzung zur virtuellen Teilnahme und dessen Rechtsfolgen

Es stellt sich juristisch insbesondere die Frage der umsatzsteuerlichen Abgrenzung zwischen
der physischen Teilnahme und der virtuellen Teilnahme. Die umsatzsteuerliche physische
Anwesenheit ist durch die Ortsgebundenheit des Leistungsempfiangers und folglich des

Konsums am Ort gebunden. Dagegen zeichnet sich die virtuelle Teilnahme durch die ortliche

92 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1073.

% Vgl BEuGH, C-532/22, Westside Unicat, ECLI:EU:C:2023:919, Rn 42.

% Vgl EuGH, C-532/22, Westside Unicat, ECLI:EU:C:2023:919, Rn 38.

% Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 172.

% Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 125.

97 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 744.
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Entkoppelung vom Leistungserbringer zum Leistungsempfanger aus. Diese faktische
Diskrepanz fiihrt dazu, dass die lex specialis Regelung des Veranstaltungsortes fiir virtuelle
Teilnahmen nicht greift und stattdessen auf die allgemeinen Leistungsortregeln verwiesen

werden muss.

Die virtuelle Teilnahme bei einer Online-Veranstaltung stellt keine umsatzsteuerliche
Eintrittsberechtigung dar. Unabhéngig davon, ob die virtuelle Teilnahme im Zuge eines Live-
Streams oder mittels Zugriff zu einer digitalen Plattform ermdglicht wird.”® Wie bereits
festgehalten ist im Sinne der MwStSyst-RL, nach Art 53 MwStSyst-RL, die
Eintrittsberechtigung an die physische Prisenz sowie an den dffentlichen Zugang gekoppelt.”’
Bei einer Online-Veranstaltung fehlt dieser Aspekt grundsétzlich, da der Online-Veranstalter
dem Leistungsempfanger kein bestimmtes Zutrittsrecht gewéhrt, sondern lediglich digitale
Inhalte zur Verfiigung stellt.'”” Der EuGH bestitigte, dass bei einer Aufzeichnung und
Ubertragung von Inhalten keine dffentlichen Dienstleistungen erbracht werden, sodass die erste
Voraussetzung fiir eine Eintrittsberechtigung nicht gegeben ist.!’! Begriindet wird dies, dass
weder durch der Besitz von Aufnahmegerdten noch dessen Bedienung, die Online-
Veranstaltung nicht als 6ffentlich prisentiert gilt.!% Dagegen konnte argumentiert werden, dass
eine Online-Veranstaltung, welche virtuell mit virtueller Teilnahme und virtueller Interaktion
ermoglicht wird wie beispielsweise ein Live-Webinar mit Live-Chat oder Live-
Aufgabestellungen, als elektronische Dienstleistung klassifiziert werden konne. Diese
Beurteilung und Klassifizierung scheidet aus, da die menschliche Interaktion und Beteiligung
mehr als nur marginal ist.!% Folglich ist die Leistung als klassische sonstige Leistung nach

eigener Art zu qualifizieren.'**

Die Leistungsortregeln einer virtuellen Teilnahme im B2B- und B2C-Bereich sind seit der
Reform 2025 verbindlich geregelt. Vor der Reform 2025 fiithrte die Abgrenzung im B2C-
Bereich zu virtuellen Teilnahmen bei Online-Veranstaltungen zu systematischen Verwerfungen
und unterschiedlichen Verwaltungspraxen.!®® Da interaktive virtuelle Live-Veranstaltungen

nicht als elektronische Dienstleistungen galten, war die Besteuerung am Empfingerort

% Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1073.

9 Vgl VO (EU) 2011/282.

100 /o] UStR 2000 Rz 641f.; Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1073.

191 Vol Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743.; EuGH, C-568/17, Geelen, ECLI:EU:C:2019:388, Rn 42.

192 Vgl EuGH, C-568/17, Geelen, ECLI:EU:C:2019:388, Rn 39.

193 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Répler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Anm 406/1.; dBMF
8. 8.2025, BStBI 12025, 1637, Rz 6.

104 Vol Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743.

105 Vol Merkx/Janssen/Leenders, EC Tax Review 2022/4, 202fT.
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fraglich.!% Des Weiteren galten diese Veranstaltungen aufgrund des Mangels an physischer
Priasenz nicht als Veranstaltungen und konnten somit nicht am Veranstaltungsort besteuert
werden.!”” Durch diese Diskrepanzen fiel die Ortsbestimmung auf die Auffangregel fiir
kulturelle, unterrichtende und unterhaltende Tatigkeiten, nach Art 54 MwStSyst-RL bzw. § 3a
Abs 11 lit a UStG, zuriick. Somit wurde an den Ort der Tatigkeit angekniipft und dort besteuert.
Wihrend die EuGH-Rechtsprechung in der Rechtssache ,,Geelen® noch zu einer Besteuerung
am Unternehmensort des Leistenden fiihrte, wurde als Reaktion darauf, mit der Reform 2025,
fiir virtuelle Teilnahmen nunmehr die Empfangerortsbesteuerung umgesetzt. Bis zur Reform
stand dies im Widerspruch zum Verbrauchssteuerprinzips.' Besondere Erschwernis gab es bis
zur Reform 2025 bei hybriden Online-Veranstaltungen, die den Teilnehmern eine vor Ort oder
online Teilnahme ermoéglichte und dies beim selben Event. Dies hat zur Folge, dass der
steuerlich einheitliche Sachverhalt in zwei steuerlich unterschiedliche Teile aufgeteilt werden
musste. Das Hauptproblem bei hybriden Online-Veranstaltungen liegt in der Gleichzeitigkeit
unterschiedlicher Ankniipfungspunkte fiir denselben steuerlichen Sachverhalt. Diese Divergenz
fiihrte dazu, dass Veranstalter fiir dieselbe Veranstaltung mit unterschiedlichen Steuersitzen
abrechnen mussten. Dabei wurden die Interpretationen der ausldndischen Finanzverwaltungen
noch nicht beriicksichtigt. Die Rechtsfolge waren Doppel- bzw. Nichtbesteuerungen. Die
vertiefende Erorterung zum Widerspruch des Verbrauchssteuerprinzips und der Divergenz
hybrider Formate, findet im ,,Kapitel 3.5 Innerstaatliche Behandlung und Verwaltungspraxis

vor Gesetzesdnderung* statt.

Im B2B-Bereich wird analog zum B2C-Bereich im Hinblick auf die virtuelle Teilnahme
abgegrenzt. Dadurch greift im B2B-Bereich die Generalklausel nach Art 44 MwSyst-RL bzw.
§ 3a Abs 6 UStG. Somit gilt bei einer virtuellen Teilnahme an einer Online-Veranstaltung die
Leistung als erbracht, an jenem Ort, an dem der empfangende Unternehmer seinen Sitz oder
seine Betriebsstitte hat und somit ist die sonstige Leistung auch am empfangenden
Unternehmenssitz erbracht worden.!?’ Bei grenziiberschreitenden B2B-Leistungsaustausch im
Binnenmarkt greift das Reverse-Charge-Verfahren und die Steuerschuld geht auf den

Leistungsempfinger iiber.'!°

196 Vgl Mariya, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 108.

197 vgl UStR 2000, Wartungserlass 2021, Rz 641f.

18 Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 98.

199 Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 173.

0 Vel Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 128.
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3.5 Innerstaatliche Behandlung und Verwaltungspraxis vor
Gesetzesinderung

3.5.1 Dogma der physischen Ausiibung der urspriinglichen Rechtsansicht

Die umsatzsteuerliche Behandlung von Online-Veranstaltungen war in Osterreich, bis zum
Inkrafttreten der Reform 2025 durch das AbgAG 2024, von signifikanten Diskrepanzen
gekennzeichnet.'!! Grund fiir diese Divergenz war der strenge Wortlaut des Unionsrechts und
folglich dessen Auslegung durch die Judikative des EuGH sowie einer zweckmaifBigen
Verwaltungspraxis gekennzeichnet. Die Verwaltungspraxen, insbesondere die Osterreichische
Finanzverwaltung, verfolgten das pragmatische Ziel der Besteuerung mittels
Bestimmungslandprinzips.'!? Die Kernproblematik lag in der unterschiedlichen Subsumtion
des digitalen Vorganges in Abstimmung mit den Leistungsortsregeln nach der MwStSyst-RL.
Wihrend die physische Prisenz einen geographischen Ankniipfungspunkt geboten hat, ist der
Tatigkeitsort bei einer Online-Veranstaltung nicht physisch determiniert und muss normativ
bestimmt werden. Dadurch kollidierten zwei unterschiedliche juristische Rechtsaufassungen
miteinander, in Folge herrschte grole Unklarheit und Unsicherheit dariiber, welche digitalen
sonstigen Leistungen rechtlich und umsatzsteuerlich zu bewerten waren, da der Riickgriff auf

analoge Leistungsortsregeln grundsitzlich nicht funktionierte.!!3

In der urspriinglichen Rechtsansicht richtete sich der Leistungsort fiir kiinstlerische, kulturelle,
unterrichtende, sportliche und unterhaltende Dienstleistungen an Nichtunternehmer an jenen
Ort, an dem der Leistungserbringer die Tatigkeit tatsdchlich ausiibte, dem sog.
Tatigkeitsortprinzip.!'* Diese Judikatur entstand in Zeiten, in welcher Digitalisierung noch
nicht so pridsent an der Tagesordnung stand. Teleologisch ist diese umsatzsteuerliche
Regulierung derart konzipiert, dass der Ort des Konsums mit dem Leistungsort naturgeméif
verbunden war, beispielsweise bei einem Prisenzseminar oder einem Konzertbesuch. Die
massive Einwirkung der Digitalisierung, durch die Corona-Pandemie, in Kombination mit der
veralteten Rechtsauffassung und folglich einer moglichen digitalen Ubertragung der sonstigen

Leistung, fiihrte zu systematischen Briichen und Verwerfungen.!'!> Auch die reine Ubertragung

Vel Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 97.

"2 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743.; Lavazza/Beretta, Intertax, 2020, 545.; Tumpel, in
Urnik/Kirchmayr/Steinhauer, Besteuerung und Wirtschaftspriifung im Kontext der Digitalisierung, 2020, 1138.
13 Vgl Biermaier/Ecker, ICON News vom 16.02.2022.; Thliveros, in Kerschner/Somare, Taxation in a Global
Digital Economy, 2017, 394f.

114 Vgl Ecker, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar?®, 2021, § 3a 513f.

5 Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 97.; Pinkernell, in Hey, Digitalisierung im Steuerrecht, 2019, 331.;
Thilveros, in Kerschner/Lang/Somare, Taxation in a Global Digital Economy, 2017, 394.
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interaktiver Live-Streams als Online-Veranstaltung, aufgrund der menschlichen Interaktion,
fiihrt noch nicht zu einer elektronischen Dienstleistung. Durch die negative Beurteilung und
somit Verneinung einer elektronischen Dienstleistung, konnte die sonstige Leistung auch nicht
als elektronische Dienstleistung am Empfangerort besteuert werden. Die Folge war, dass der
Leistungsort bei virtuellen Online-Veranstaltungen dort verortet wurde, wo der

Leistungserbringer tatsdchlich physisch agierte, folglich am Sitz des Unternehmens.

Diese Unstimmigkeit bzw. Widerspriichlichkeit kann durch einen fiktiven Musterfall
verdeutlicht werden: Wiirde beispielswiese ein Sportunternechmen mit Sitz in Osterreich,
interaktive Meditationskurse gegen Entgelt als Online-Veranstaltungen erbringen, stellt sich die
Frage der korrekten umsatzsteuerlichen Bewertung. Wird angenommen, dass die Teilnehmer
iiber Webcam und Mikrofon direkt mit dem Trainer verbunden sind und dadurch
kommunizieren kdnnen, sowie ein individuelles Feedback erhalten, ist die Besteuerung durch
die alte Regulierung besonders herausfordernd. Zusatzlich muss angenommen werden, dass
Kunden sowohl aus dem Inland als auch aus dem Gemeinschaftsgebiet, beispielsweise aus
Deutschland oder Italien, teilnehmen konnen. Eine weitere Beachtung miisste der
Kundenstruktur geschenkt werden. Es konnte sich nicht nur um Endkonsumenten im Sinne des
B2C handeln, sondern auch um Unternechmer im Sinne des B2B’s. Beispielsweise konnte sich
ein anderer Meditationsunternehmer unter den Zuhdrern befinden, mit dem Hintergrund einer

fachlichen Auffrischung der Durchfiihrungstétigkeiten.

Wiirden nun die analogen Leistungsregeln fiir eine sportliche Veranstaltung nach Art 54
MwStSyst-RL bzw. § 3a Abs 11 lit a UStG angewandt werden, miisste der Leistungsort der
Tatigkeitsort sein, d.h. jener Ort, an dem die tatsdchliche Tatigkeit ausgeiibt wird. Wie bereits
festgehalten, miisste nach der EuGH-Rechtsprechung der Reform aus 2025 die sonstige
Leistung dort besteuert werden, an dem der Leistungserbringer die Sitzung organisiert und
ermoglicht. Dieser Ort wiirde als Ort der tatsdchlichen Bewirkung gelten. Folglich ist der
Leistungsort in Osterreich, da der Sitz des Unternehmens in Osterreich ist. Dadurch ist die
sonstige Leistung in Osterreich steuerbar und steuerpflichtig und grundsitzlich mit dem
Normalsatz zu besteuern. Eine derartige Besteuerung widerspricht jedoch dem Kerncharakter
der europdischen Mehrwertsteuer als allgemeine Verbrauchsteuer. Das primire
unionsrechtliche Besteuerungsziel liegt darin, die Steuer an jenem Ort zu erheben, an dem die
Leistung tatsdchlich in Anspruch genommen und verbraucht wird. Dies wire lediglich beim
Osterreichischen Kunden der Fall, nicht aber bei jenem aus Deutschland. Diese

Besteuerungsdivergenz hat die Osterreichische Finanzverwaltung erkannt und fingierte daher
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nach den UStR 2000 mit dem Wartungserlass 2021 Rz 640n den Besteuerungsort als jenem
Ort, wo der Empfinger wohnt. Die Problembehebung seitens der Osterreichischen
Finanzverwaltung schaffte mehr Unsicherheit, da diese Vorgehensweise unions- bzw. EuGH-
widerspriichlich war und sich der Leistungserbringer eventuell am Empfangerort steuerlich
registrieren hdtte miissen. Insbesondere war das Resultat eine eventuelle Nicht- bzw.

Doppelbesteuerung der sonstigen Leistung.!''®

In der umsatzsteuerlichen betrieblichen Praxis hat sich gezeigt, dass die traditionelle Judikatur
veraltet ist und nicht fiir die neue digitale Welt, sondern fiir die analoge Welt ausgelegt ist.!!”
Die veraltete gesetzliche Regulierung stof8t insbesondere in Zeiten von digitalen sonstigen
Leistungen und vor allem in Zeiten der Online-Veranstaltungen an seine Grenzen. Erschwert
wurde dies durch die EuGH-Urteile, welche am Dogma der physischen Ausiibung festhielten.
Diese Sichtweise erwies sich fiir die Unternehmen und Konsumenten als nicht zielfithrend und
fiihrte zu unbewusst fehlerhaften Besteuerungen sowie starken Wettbewerbsverzerrungen.''s
Dementsprechend haben Lobbyverbinde der Digital- und Bildungsékonomie Druck auf die
Finanzverwaltung bzw. Unionsgeber ausgeiibt, um eine Rechtsicherheit zu schaffen, damit die
Besteuerung an der wirtschaftlichen Realitdt erfolgt. Ziel dieser Malnahmen war es,
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, sowie steuerliche Neutralitdt und Fairness zu
gewihren.!" Das Ergebnis war das AbgAG 2024 und eine grundlegende Uberarbeitung und
Neuerung fiir den B2C-Bereich durch den § 3a Abs 13 UStG. Im B2B folgte eine Klarstellung

mittels dem § 3a Abs 11a UStG.!?°

3.5.2 Risiko der Doppel- bzw. Nichtbesteuerung

Die strikte Anwendung des Téatigkeitsortsprinzips, nach Art 54 MwStSyst-RL bzw. § 3a Abs
11 lit a UStG fiithrte bei Online-Veranstaltungen im Binnenmarkt zu einer strukturellen
Dissonanz. Hintergrund des Spannungsfeldes ist die zwingende Notwendigkeit der

unionsweiten Harmonisierung des europdischen Mehrwertsteuersystems durch die MwStSyst-

116 Diese Dogmatik und der Wendepunkt der Finanzverwaltung wird in den Kapiteln ,,3.5.2 Risiko der Doppel-
bzw. Nichtbesteuerung* sowie ,,3.5.3 EuGH als Wendepunkt mit Rechtsache Geelen und der Turning Point der
Finanzverwaltung durch dem UStR Wartungserlass 2021 erarbeitet.

7 Vgl Tumpel, in Urnik/Kirchmayr/Steinhauser, Besteuerung und Wirtschaftspriifung im Kontext der
Digitalisierung, 2020, 142.

118 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 160f.

9 Vgl Tumpel, in Urnik/Kirchmayr/Steinhauser, Besteuerung und Wirtschaftspriifung im Kontext der
Digitalisierung, 2020, 138ff.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743.

120 Die Erarbeitung der Neuregulierung wird im Kapitel ,,3.7 Reform 2025 mittels der Neuregelung durch das
AbgAG 2024 und dessen Folgeaufwinde* vollzogen.
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RL. Nur durch ein in sich geschlossenes und harmonisiertes Recht kann das problemlose
Funktionieren des Binnenmarktes gewéhrleistet werden und folglich Wettbewerbsverzerrungen
wirksamen sowie nachhaltig verhindert werden.!?! Folglich durfte und sollte, auch in der alten
Rechtsauslegung jeder Umsatz und jede Leistung nur einmal besteuert werden, um eventuelle
Fehlbesteuerungen zu vermeiden.'?? Im Zuge der Pandemie erfolgte ein notgedrungener und
radikaler Digitalisierungsschub, welcher die Online-Veranstaltungen stark ansteigen lieB3.
Durch Veranstaltungsdigitalisierungen entstand eine gravierende umsatzsteuerliche
Auslegungsliicke, welche Beurteilungsmissstinde und Qualifikationsliicken zwischen den
Mitgliedstaaten mit sich fiihrte.'”> Diese Qualifikationsliicken zeichneten sich in einer vollen
bzw. partiellen Doppel- oder Nichtbesteuerung ab.!>* Die Ursprungsproblematik lag in der sich
divergierenden rechtlichen Wiirdigung im Zuge digitaler Leistungen bezugnehmend auf die
Leistungsortsbestimmungsvorschriften nach der MwStSyst-RL. Durch den physischen
Ankniipfungspunkt sowie der strengen EuGH-Rechtsprechung entstand die Gefahr der Doppel-
oder Nichtbesteuerung von Online-Veranstaltungen. Der schlussendlichen Griinde der
Besteuerungsrisiken waren die unterschiedlichen umsatzsteuerlichen Interpretationen der

Finanzverwaltungen und die Auslegungen in den unterschiedlichen Mitgliedstaaten.'?

Insbesondere wuchs die Gefahr der Doppelbesteuerung, die Gefahr eines sog. positiven
Kompetenzkonfliktes. Dieser Doppelbesteuerungseffekt entstand sobald der Anséssigkeitsstaat
des Leistungserbringers und der Anséssigkeitsstaat des Leistungsempfiangers das
Besteuerungsrecht fiir sich beanspruchten und durchfiihrten.!?® Diese steuerliche Divergenz
entsteht indem der leistende Staat der strengen EuGH-Judikatur folgt und damit die sonstige
Leistung am Sitz des Leistungserbringers als steuerbar klassifiziert.'?” Dagegen klassifiziert der
Empfingerstaat die sonstige Leistung als eine elektronische Dienstleistung oder nimmt eine
teleologische Reduktion des Tatigkeitsortes an. Die umsatzsteuerliche Rechtsfolge ist, dass der
Umsatz beim Leistungsempfinger, dem sog. Verbrauchsort, besteuert wird.'?® Durch diese

individuelle juristische Beurteilung und Interpretation entsteht eine umsatzsteuerliche

121 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743.; Art 4 MwStSyst-RL.

122 Vgl EuGH, C-452/03, RAL (Channel Islands), ECLI:EU:C:2005:289, Rn 23.

12 Vgl Merkx, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2023, 182.; Lavazza/Beretta, Intertax, 2020, 544ff.

124 Vgl Senyk, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 114.; Lavazza/Beretta, Intertax, 2020, 546.

125 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 745.

126 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rofler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 164
Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 27.

127 Vgl EuGH, C-568/17, Geelen, ECLI:EU:C:2019:388, Rn 47.

128 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 116.
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Doppelbesteuerung, die sonstige Leistung wird zweimal in zwei verschiedenen Staaten mit
teilweise zwei unterschiedlichen Steuersitzen besteuert. In Folge der Doppelbesteuerung durch
zwei Staaten entsteht eine massive wirtschaftliche Mehrbelastung.'? Dies hat zur Folge, dass
der Unternehmer die Umsatzsteuer faktisch zweimal schuldet, einmal die lokale Umsatzsteuer

an seinem Sitz und jene Umsatzsteuer an den Empfingerstaat.

Diese Problematik war insbesondere im B2C-Bereich malBgeblich, da im B2C-Bereich kein
Vorsteuerabzug moglich ist.!3® In Folge der doppelten umsatzsteuerlichen Besteuerung hat der
Unternehmer einen erhdhten Margendruck und muss grundsitzlich die Mehrbelastung an den
Endkonsumenten weitergeben. Wiirde dies nicht der Fall sein, wiirde das Unternehmen die
Mehrbelastung tragen miissen. Insbesondere dadurch ist keine europdische steuerliche
Wettbewerbsneutralitit mehr gewihrleistet worden. Dieser Effekt kann zu bewussten
Verlagerungen von steuerlichen Unternehmenssitzen innerhalb der europdischen Union fiithren.

Das Ergebnis ist die Benachteiligung von Mitgliedsstaaten durch andere Mitgliedsstaaten. !

Nicht nur im B2C-Bereich fand eine umsatzsteuerliche Wettbewerbsverzerrung statt, sondern
auch im B2B-Bereich bestand das Risiko einer Doppel- oder einer Nichtbesteuerung. Als
Grundvoraussetzung fiir die Doppel- bzw. Nichtbesteuerung musste ein Mitgliedstaat die
sonstige Leistung als Eintrittsberechtigung qualifizieren und der andere Mitgliedstaat als
allgemeine sonstige Leistung einstufen.'*? Die Eintrittsberechtigung fiihrt zur Besteuerung am
Leistungsort bzw. am jeweiligen Veranstaltungsort, dagegen fiihrt die Bewertung einer
allgemeinen sonstigen Leistung im Binnenmarkt zur Besteuerung beim Empféngerstaat mittels
Reverse-Charge-Verfahren. Bei Unternehmen, wie Banken, Versicherer oder Unternehmen
welche im Gesundheitssektor tétig sind, hat dies gravierende Folgen im Hinblickes des nicht

3 Diese Unternehmen wurden durch die ausldndische

zuldssigen Vorsteuerabzuges.'?
Umsatzsteuer mit Mehrkosten konfrontiert. Unternechmen, welche dennoch zum
Vorsteuerabzug berechtigt waren, konnten die Vorsteuer oft nur iiber langwierige

Vorsteuervergiitungsverfahren geltend machen. '3

129 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 746.; Sterzinger, Schriften zum Umsatzsteuerrecht, 33/2020, 129.
130 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Répler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 1644T.
B1'Vgl Thliveros, in Kerschner/Somare, Taxation in a Global Digital Economy, 2017, 400.

132 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 746.

133 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1075.

134 Vgl EuGH C-426/22, SOLE-MiZo, ECLI:EU:C:2023:638, Rn 44.

24



Trotz der RL 2008/9/EG werden die Erstattungsverfahren nicht zur Génze einheitlich gelebt
und erfordern bis heute individuelle betriebswirtschaftliche steuerliche Folgekosten.!
Exemplarisch hierfiir kann Spanien erwdhnt werden. Nach der Durchfiihrung des
Vorsteuererstattungsverfahren im Inland iiber das Osterreichische Finanzonline, muss der
Osterreichische Unternehmer zu den betrieblichen Ausgaben und dessen Vorsteuerabziige
Stellungnahme beziehen. Hintergrund dieser Stellungnahme ist, dass das spanische Finanzamt
versteckte Betriebsstétten oder umsatzsteuerliche Registrierungspflichten ausschlieBen mochte.
Die angeforderten Stellungnahmen kénnen jedoch ausschlieBlich digital liber das spanische
Steuerportal ,,Sede Electronica de la Agencia Tributaria® (AEAT) erfolgen. Die Registrierung
ist ausschlieBlich iiber ,,Cl@vae Mobile* bzw. mit einem ,,Certificate or electronic DNI*
moglich.'*®  Fiir beide Registrierungsmdglichkeiten benétigt ein auslindischer EU-
Unternehmer eine lokale Fiskale Beratungsunterstiitzung, welche wiederum betriebliche
Folgekosten mit sich bringen. Dariiber hinaus miissen die sonstigen anfallenden
Verwaltungsmehraufwinde, die =zeitliche Komponente sowie sprachliche Barrieren
berticksichtigt werden, da Hilfeleistungen von lokalen Finanzdmtern meist in lokaler Sprache

erfolgen.

Im Speziellen zeigt sich, dass in der Praxis die Doppelbesteuerung ebenso im B2B-Bereich
moglich und an der Tagesordnung war. In den selteneren Fillen bestand auch die Gefahr einer
Nichtbesteuerung.'*” Dies war der Fall, wenn beide beteiligten Mitgliedstaaten dem jeweiligen
anderen Mitgliedstaat das Besteuerungsrecht zuwies. Durch die Anwendung der
Osterreichischen Verwaltungspraxis ab 2022 war die Negativfolge die Nichtbesteuerung. Dies
trat ein, wenn der Staat in dem die sonstige Leistung erbracht wurde die Besteuerung auf den
Empfingerstaat verschob und der Empfingerstaat die Besteuerung im Inland negativierte.!*8
Das Fehlen einer unionsweiten harmonisierten umsatzsteuerlichen Definition hatte besondere
Auswirkungen auf hybriden Online-Veranstaltungen. Das Risiko einer Doppel- oder einer

Nichtbesteuerung erhdhte sich insbesondere bei hybriden Online-Veranstaltungen. '3

135 Vgl Thliveros, in Kerschner/Somare, Taxation in a Global Digital Economy, 2017, 415.

136 Vgl Agencia Tributaria, www.sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/en gb/mi-area-personal.html (Stand
15.02.2026).

137 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 746.

138 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 27, Tz 106/1.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 745f.
139 Vgl Senyk in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 114.
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Doppelbestenerung

Staat A besteuert zur Ginze

Nichtbesteuerung

Staat A besteuert nicht

Staat B besteuert zur Ginze

Staat B bestenert nicht

Rechtsfolge: zur Ginze Doppelbesteuerung

Partielle Doppelbesteuerung

Rechtsfolge: zur Ginze Nichtbesteuerung

Partielle Nichtbesteuerung

Staat A

Staat A besteuert
besteuert

Staat B besteuert Staat B besteunert

Rechtsfolge: Partielle Doppelbesteuerung Rechtsfolge: Partielle Nichtbesteuerung

Abbildung 2: Umsatzsteuerliche Rechtsfolgen divergierender Verwaltungsinterpretationen zur
Leistungsortbestimmung bis 01.01.2025 (eigene Darstellung).

Da bei hybriden Online-Veranstaltungen die Trennbarkeit der sonstigen Leistung sowie der
Leistungsort gepriift werden musste, konnte bei derselben Leistungserbringung zugleich eine
Doppel- und Nichtbesteuerung moglich sein. Je nach Beurteilung konnte die Akzessorietit
maBgeblich sein.'*® Wurde eine Nebenleistung der Online-Veranstaltung als unselbststindige
Nebenleistung zur physischen Hauptleistung klassifiziert, hatte dies die Besteuerung am
Veranstaltungsort bzw. Tétigkeitsort zur Folge. Wurde bei der grenziiberschreitenden
Leistungserbringung von einem Mitgliedstaat die Nebenleistung als eigenstindige Leistung
oder als dominierende Leistung eingestuft, griff das Empfangerortsprinzip. Die steuerliche
Rechtsfolge war wiederum eine Doppelbesteuerung und zwar am Tétigkeitsort sowie
Empfingerort.'*! Des Weiteren bestand die Rechtsgefahr der Aufteilung. Wurde eine sonstige
Leistung getrennt beurteilt, bestand das Risiko, dass die Aufteilungsmalistibe der
Finanzverwaltungen abwichen.'*? Dies konnte beispielsweise moglich sein, wenn ein
Mitgliedstaat die gesamte Leistungserbringung der physischen Priasenz zuordnete, wéhrend der

andere Mitgliedstaat die Besteuerung des virtuellen Anteils der Online-Veranstaltung tétigte.

140 Vel Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 130.

41"Vl Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1073.

142 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Ropler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 209.; EuGH C-
463/16, Stadion Amsterdam, ECLI:EU:C:2018:22, Rn 26.
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Dies konnte zu einer aliquoten Doppelbesteuerung der gleichen sonstigen Leistung mit sich
fithren.'* Spiegelbildlich zur partiellen Doppelbesteuerung bestand das Risiko einer partiellen
Nichtbesteuerung.'** Dies konnte der Fall sein, wenn die beteiligen Mitgliedstaaten den
umsatzsteuerlichen Qualifikationskonflikt in umgekehrter Weise klassifizierten. Insbesondere
war dies der Fall, wenn der Anséssigkeitsstaat des leistenden Unternehmen die virtuelle
Teilnahme an einer Online-Veranstaltung als eigenstindige elektronische Dienstleistung oder
als B2B-Generalfall qualifizierte und folglich das Besteuerungsrecht an dem Empfangerstaat

zuwies.'®

Ging nun der Empfingerstaat, aufgrund abweichender nationalen
Finanzverwaltungsinterpretationen oder aufgrund einer Nebenleistung, davon aus, dass die
sonstige Leistung am Tétigkeitsort des Leistenden und somit am physischen Veranstaltungsort
steuerbar sei, war die Folge ein Verzicht dessen Steuerbarkeit. Aus dieser Konstellation
resultierte als umsatzsteuerliche Rechtsfolge eine partielle Nichtbesteuerung der sonstigen
Leistung. Der Ursprungsstaat verwies auf den Empfingerort und folglich auf den
Empfingerstaat, wihrend der Empfingerstaat auf den Titigkeitsort im Ausland verwies.'*¢
Durch die Divergenzen zwischen der physischen Prisenz, der EuGH-Rechtsprechungen sowie
den wirtschaftlichen Tatsdchlichkeiten, wurden die nationalen Finanzverwaltungen zu
Alleingéingen gezwungen. Bis zur Reform mittels des AbgAG 2024, verursachten die
Maflnahmen und Interpretationen der nationalen  Verwaltungspraxen  starke

Rechtsuntersicherheiten. Die Folgen waren national gesetzeskonforme jedoch unionswidrige

Doppel- oder bzw. und Nichtbesteuerungen. !4’

3.5.3 EuGH als Wendepunkt mit Rechtssache Geelen, der Turning Point der
Finanzverwaltung durch dem UStR-Wartungserlass 2021 und dessen
dogmatische Kritik

Die rechtlich umsatzsteuerliche Behandlung von Online-Veranstaltungen markiert einen
wesentlichen Paradigmenwechsel bei der dsterreichischen Finanzverwaltung. Mit dem UStR
Wartungserlass 2021 vollzog das Bundesministerium fiir Finanzen (BMF) bei der Besteuerung
von Online-Veranstaltungen einen Turning Point: Weg vom physikalisch geprigten

Tatigkeitsort und hin zum Empféngerort. Obwohl der EuGH mit der Rechtscausa ,,Geelen* die

3 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 130.

144 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 746.

45 Vgl Senyk in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 114.

146 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 745.; Lavazza/Beretta, Intertax, 2020, 547.

147V gl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 27, Tz 106/1.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 746.;
Der Schwenk der dsterreichischen Finanzverwaltung wird im Folgekapitel ,,3.5.3 EuGH als Wendepunkt mit
Causa Geelen und der Turning Point der Finanzverwaltung durch dem UStR-Wartungserlass 2021 erdrtert.
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dogmatische Behandlung des Leistungsortes bei interaktiven Online-Veranstaltungen klar
judizierte. Das BMF hat trotz der EuGH-Rechtsprechung bereits Jahre vor dem AbgAG 2024

den Schwenk vollzogen.'*

Das EuGH-Urteil in der Rechtssache ,,Geelen* erging zur Rechtslage zur Zeit der Sechsten
Mehrwertsteuerrichtlinie. Im Ergebnis waren interaktive Online-Dienstleistungen am Ort der
tatsdchlichen Erbringung, nach Art 9 Abs Buchst. ¢ der 6sten MwSt-RL, des Dienstleisters zu
besteuern.!*’ Die maBgebliche Tragweite und kausale Relevanz der EuGH-Rechtsprechung
kristallisierte  sich im  Zuge der Neuauslegung durch den  europdischen
Mehrwertsteuerausschuss heraus.!”® Mit groBer Mehrheit wurde hierzu eine Leitlinie

verabschiedet, die teleologische Reduktion des Titigkeitsortes im digitalen Raum beinhaltet.!>!

Der MwSt-Ausschuss vertrat die Meinung, dass interaktive Online-Veranstaltungen, der Ort an
dem der Leistungsempfanger anséssig ist, als derjenige Ort fingiert werden muss, an dem die
Titigkeit tatsichlich stattfand.!*? Diese Neuinterpretation 16st den physischen Ort der Titigkeit
als steuerlichen Leistungsort ab. Dadurch verlagerte sich der steuerliche Leistungsort, im B2C-
Bereich mittels Bestimmungslandprinzips, zum Bestimmunglandes. Diese Neuauslegung
erfolgte bevor der Unionsgesetzgeber den Art 54 MwStSyst-RL novellierte. Im Zuge dieser
europdischen Entwicklung und griff die dsterreichische Finanzverwaltung die Entscheidung des
europdischen Mehrwertsteuerausschusses proaktiv auf.'”®> Das Ergebnis war die
Implementierung und Neuauslegung des § 3a Abs 11 lit a UStG mittels dem UStR
Wartungserlass 2021, welcher ab 01.01.2022 einen Systemwechsel und eine administrative

Kehrtwende einldutete.'>*

Bis zum Ende des Jahres 2021 folgte die osterreichische Gesetzgebung und Verwaltungspraxis
bei interaktiven Online-Veranstaltungen im B2C-Bereich strikt dem Prinzip des Tétigkeitortes.
Dies fiihrte grundsitzlich dazu, dass oOsterreichische Online-Veranstalter ihre Kurse an

Privatkunden mit der Osterreichischen Umsatzsteuer fakturieren mussten. Ausnahmen

18 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743f.

149 Vgl EuGH C-568/17, Geelen, ECLI:EU:C:2019:388, Rn 47.

150 Vel Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 126.

151V gl MwSt-Ausschuss, 19.04.2021, Dok 1016, Pkt 1.

52 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 126.

153 Vgl UStR 2000, Rz 640n idF Wartungserlass 2021.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 744.

154 Vgl UStR 2000, Rz 640n, Rz 640q idF Wartungserlass 2021.
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bestdtigen die Regel, beispielsweise aufgrund der Anwendung der Kleinunternehmerregelung

waren die Umsétze bis zur damaligen Umsatzgrenze Umsatzsteuerbefreit.

Der Systemwechsel ab 01.01.2022 und folglich mit der Neufassung der Rz 640n und Rz 640q
der UStR 2021, vollzog das BMF eine deutliche Kehrwertwende zur bisherigen
Verwaltungspraxis.'> Die Umsitze bzw. sonstigen Leistungen als Online-Veranstaltungen,
welche ab dem 01.01.2022 getdtigt wurden, mussten beim Leistungsempfianger besteuert
werden. Der Leistungsort beim Leistungsempfinger wurde mit dessen gewohnlichem
Aufenthalt oder Sitz definiert. Das BMF begriindete diesen Schwenk explizit als Folge und
Notwendigkeit aufgrund der EuGH-Judikatur. Die faktische Rechtsfolge war, dass interaktive
Online-Veranstaltungen im Hinblick des Leistungsortes elektronischen Dienstleistungen
gleichgestellt wurden.!*® Damit mussten Online-Veranstaltungen faktisch nicht mehr gepriift
werden, ob es sich um elektronische Dienstleistungen im Sinne des Art 7 DVO handelt. Da
beide sonstigen Leistungen im B2C-Bereich zum selben umsatzsteuerlichen Ergebnis fiihrten.
Die Kernproblematik zur Bestimmung des Empfangerortes wurde im Zuge der Leitlinien des
Mehrwertsteuerausschusses nicht anwendungsorientiert behandelt: Die Bestimmung des
Empfangerortes sollte iiber sinngemidfie Vermutungsregeln gemill dem Art 24a ff. der
Durchfiihrungsverordnung ~ EU  282/2011 erfolgen.””  Dies  zwang  die
Veranstaltungsunternehmer dazu im B2C-Bereich in der Regel zwei einander nicht
widersprechende Beweismittel automatisiert zu erheben und abzugleichen. Diese Vorgaben
konnen in der Massenabwicklung digitaler Geschédftsmodelle einen unverhiltnisméfBigen hohen
Folgeaufwand verursachen. Dabei miissen insbesondere die technischen Hiirden, wie bei einer

Verschleierung von IP-Adressen iiber VPN-Nutzung, beriicksichtigt werden.'®

Aus Sicht der wissenschaftlichen Literatur ist die Anwendungsidnderung durchaus
problematisch.'*® Kernproblem war und blieb der Vorgriff auf eine Gesetzeséinderung, welche
unionsrechtlich erst mit der Richtlinie (EU) 2022/542 vereinheitlich wurde. Wesentlich waren
die mangelnden Gesetzesgrundlagen.'®® Im nationalen Recht war der Wortlaut des § 3a Abs 11
lit a UStG weiterhin gleich. Bis zum AbgAG 2024 blieb der Paragraph unverindert und stellte

kontinuierlich auf den Tatigkeitsort ab. Die steuerliche dogmatische juristische Interpretation

155 Vgl MwSt-Ausschuss, 19.04.2021, Dok 1016, Pkt 1.

156 Vgl UStR 2000, Rz 640n idF Wartungserlass 2021.

157 Vgl MwSt-Ausschuss, 19.04.2021, Dok 1016, Pkt 1.

158 Vol Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 142/4f.; Thliveros, in Kerschner/Somare, Taxation in
a Global Digital Economy, 2017, 413.

159 Vgl Hgink, DB, 40-41/2025, 2463.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 744.

10 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 743.
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des Tatigkeitortes und der wirtschaftlichen Interpretation der physischen Titigkeit war
unmdglich.'® Zu Recht hat die Fachliteratur diese Vorgehensweise als hochst fraglich
eingestuft: Es stellte sich die Zuldssigkeitsfrage, ob eine andere Interpretation als eine solche,
die in den nationalen Gesetzestexten verankert ist, iiberhaupt rechtens sein konne. Dies 16ste

eine erhebliche Kontroverse aus.'?

Dadurch ergab sich mit hoher Wahrscheinlichkeit eine hohe Dunkelziffer von fehlerhaften
B2C-Besteuerungen und ein erhebliches steuerliches Compliance Risiko fiir Online-
Veranstalter.!®® Dabei warnte insbesondere Moldan, in seinem Fachbeitrag in der
Umsatzsteuer-Rundschau, dass auf die Unternehmen eine Welle an Problemen zukommen
konnte, weil in der Vergangenheit massenhaft umsatzsteuerlich fehlerhafte fakturierte
Rechnungen an Endverbrauchern erging.!®* Die korrekte steuerliche dogmatische juristische
Interpretation war nur moglich, indem tiber die Grenzen der Auslegungsmethodik interpretiert
wurde. Insbesondere musste iiber die Grenze des &duBerst moglichen Wortsinnes verinnerlicht
werden, um keine potenziellen Qualifikationskonflikte zu generieren.'® Erst mit der formellen
legistischen Adaptierung und der Sanierung des § 3a Abs 11 lit a UStG, wurde eine valide und

rechtskonforme Gesetzesgrundlage geschaffen. !

161 Vgl Hgink, DB, 40-41/2025, 2464.

162 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 744.; Merkx, International VAT Monitor, 4/2022, 155f.

163 Vgl Moldan, UR 2024, 447.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 745.

164 Vgl Moldan, UR 2024, 447.

165 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 748.

166 Ein weiterer duBerst kritischer Punkt war die Rechtsfolge im Hinblick der Gefahren von Doppel- und
Nichtbesteuerungen. Diese sind im Kapitel ,,3.5.2 Risiko der Doppel- bzw. Nichtbesteuerung® erléutert.
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1. Wendepunkt in der Judikatur

EuGH Urteil "Geelen" (C-568/17) vom 8.5.2019
Qualifikation als Unterhaltungsleistung,
Rechtssprechung: Leistungsort am Sitz des Dienstleisters.
Teleologische Begriindung: Der EuGH rechitfertigt dies fiir den konkreten Fall als steuerliche
sinvolle Losung, da alle Kunden im selben Land safien und so die Besteuerung am Ort des
tatsdchlichen Verbrauchs sichergestellt war.

2. Impulsgeber auf EU-Ebene

EU-Mehrwertsteuerausschuss (118ten Sitzung vom 19.4.2021)
Arbeitsunterlage Nr. 1016.

Neuinterpretation: Angesichts des Wandels und des technologischen Wandels bzw.
Fortschrntts wird der Tatigkeitsort fiir virtuelle sonstige Leistungen nun fiktiv an den
Ansassigkeitsort des Kunden verlagert.

Rechtsfolge: Es soll das Empfiangerortprinzip angewandt werden.

3. Der administrative Turning Point in Osterreich

UStR-Wartungserlass 2021 des BMF
Neufassung der Rz 640n und Rz 640q in den UStR.

Systemwechsel: ab 01.01.2022 folgt die Einfithrung des Empfangerortprinzips bei
mteraktiven Online-Veranstaltungen im B2C-Bereich.

Rechtsfolge: faktische Gleichstellung mit reinen elektronischen Dienstleistungen.

4. Die dogmatische Kritik der Wissenschaft

A. Mangeldne Gesetzesgrundlage und B. Grenzen der Auslegungsmethodik
A 1. Vorgriff auf die RL (EU) 2022/542 mit Giiltigkeit ab 01.01.2025.
A 2 Keine innerstaatliche Anderung im UStG im Zeitpunkt des UStR-Wartungserlass 2021
vom BMF.
B.1. Historisch erforderte der Tatigkeitsort zwingend die physische Prasenz.
B.2. Fiktion sprengt den duBerst méglichen Wortsinn, das Vorgehen war hochst fraghich.

5. Rechtsfolgen in der Praxis & Compliance-Risiken

Soft Law: ohne rechtliche Bindungswirkung, welche zu Rechtsunsicherheiten im EU-
Binnenmarkt fiihrte.
Internationale Qualifikationskonflikte in der Besteuerung: durch abweichende nationale
Auslegungsregeln
Steuerliche Compliance-Risiken: Sehr hohes Risiko fiir unionswidrige Doppel- oder
Nichtbesteuerungen.

Abbildung 3: Der Entwicklungsverlauf und die Rechtsproblematik des administrativen Vorgriffes
auf das Empféangerortsprinzip bei interaktiven Online-Veranstaltungen (eigene Darstellung).

Das Ziel des UStR-Wartungserlasses 2021 war es, die Besteuerung am Verbraucherort zu
etablieren und zu verankern. Damit wollte die Osterreichische Finanzverwaltung der
Digitalisierung aus der umsatzsteuerlichen Perspektive sowie dem europdischen

Mehrwertsteuerausschuss Rechnung tragen.'®” Durch das Vorpreschen ohne die

167 Vgl MwSt-Ausschuss, 19.04.2021, Dok 1016, Pkt 1.
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Berticksichtigung von gesetzlichen Folgeeffekten entstand eine Phase der Rechtsunsicherheit
und massiven steuerlichen Risiken fiir Online-Veranstalter, insbesondere im B2C-Bereich.
Mittels der Richtlinie (EU) 2022/542 und folglich durch die EU-Harmonisierung, wurde

europdische Klarheit geschaffen.

3.6 Blick zu den Affinititsstaaten Deutschland und Italien
3.6.1 Deutschland

Das traditionelle physische Veranstaltungsortprinzip nach dem Art 53 und dem Art 54 der
MwStSyst-RL erwies sich auch in den Nachbarstaaten wie Deutschland und Italien bei Online-
Veranstaltungen als unzureichend und krisenanfillig.!®® Die zwei nachfolgenden Kapitel
analysieren und ermoglichen eine rechtsvergleichende vorher und nachher Untersuchung der

Affinitatsstaaten Deutschland und Italien.

In Deutschland war die Lage vor der Reform 2025 durch das deutsche Bundesministerium fiir
Finanzen (dBMF) mit Kontroversen geprigt. Im Juni 2021 reagierte das dBMF auf die EuGH-
Entscheidung in der Rechtssache ,,Srf konsulterna®. Das deutsche Ministerium ordnete fiir den
B2B-Sektor an, dass das Veranstaltungsortprinzip nach § 3a Abs 3 Nr. 5 dUStG zwingend die
physische Prisenz des Leistungsempféngers erfordere. Bei Online-Teilnahmen und folglich bei
Online-Veranstaltungen wurde die Riickausnahme festgelegt. Dadurch wurde die klare
Rechtsvorschrift der Anwendung der Generalnorm des Empféngerortsprinzips nach § 3a Abs 2
dUStG geschaffen.!® Die deutlich groBere Divergenz, analog zur Behandlung in Osterreich,
16ste der Umgang im B2C-Bereich aus. Das dBMF griff mit dem BMF-Schreiben vom 29. April
2024 der Reform 2025 vor und l9ste faktisch die Besteuerung von Online-Veranstaltungen am
Wohnsitz bzw. am gewohnlichen Aufenthaltsorts des Leistungsempfingers aus.!”
Demgegeniiber griff im deutschen UStG nach § 3a Abs 3 Nr. 3 dUStG weiterhin das
Titigkeitsortsprinzip.'”! In der Fachliteratur sowie in Fachkreisen wurde diese Haltung und
Vorgehensweise stark kritisiert und als contra legem betitelt. Insbesondere wurde die
Entscheidung des dBMF bei Leistungskombinationen (sog. Bundles) und hybriden Online-
Veranstaltungen kritisch betrachtet. Wurde beispielsweise eine Online-Veranstaltung als Live-

Stream aufgezeichnet und spater als Abruf online zur Verfiigung gestellt, fingierte die deutsche

188 Vol Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CJEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 116.

169 Vgl Biermaier/Ecker, ICON News vom 16.02.2022.; Kuderer/Rattinger, SWK 20-21/2021, 1073.

170 Vol Hgink, DB, 40-41/2025, 2464.; Grune, AktStR 2025, 7111f.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 744f.

"' Vgl Moldan, UR 2024, 439.
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Finanzverwaltung stets eine untrennbare Leistung sui generis. Die umsatzsteuerliche
Rechtsfolge war eine zwingende Besteuerung mit dem Regelsteuersatz von 19%.!”? Die strikte
Regulierung zu Leistungsbiindeln und in Folge die Anwendung des sui generis Doktrin bei
Leistungskombinationen wurde mit der Reform 2025 abgekehrt. Durch die Adaptierung des
dUStG zum 01.01.2025 wurde die europdische Richtlinie umgesetzt und hob das dBMF mit
dem Schreiben vom 8. August 2025 das umstrittene dBMF-Schreiben vom 29. April 2024 zur

Ginze auf.!”?

Aufgrund dessen erfolgt eine europidisch konforme Besteuerung von Online-
Veranstaltungen und zusitzlich eine scharfe Trennung zwischen zwei Hauptkategorien.!”* Die
Trennung und Untergliederung erfolgt in vorproduzierte Inhalte, wie Video-on-Demand oder

E-Learningvideos, und in Echtzeitiibertragungen, wie Live-Streams.!”

Die Bereitstellung eines vorproduzierten Inhaltes, wie einer digitalen Aufzeichnung, welche
der Leistungsempfianger individuell und zeitversetzt konsumieren kann, stuft die deutsche
Finanzverwaltung als eine auf dem elektronischen Wege erbrachte sonstige Leistung, nach §
3a Abs 5 Satz 2 Nr. 3 dUStG, ein.!”® Begriindet wird dies damit, dass die sonstige Leistung im
Kern automatisiert und mit minimaler individueller menschlicher Beteiligung erbracht werden
kann.!”” Dadurch liegt der Leistungsort, nach § 3a Abs 5 Satz 1 dUStG, am Ort des Konsums
und folglich am Ort des Verbrauchers. Grundsétzlich besteht bei der deutschen Handhabung im
Vergleich zur dsterreichischen Handhabung kein wesentlicher Unterschied. Entscheidend ist
vielmehr die steuerliche Rechtsfolge dieser Beurteilung. Das dBMF negiert die Anwendung
von Steuerbefreiungen und SteuererméfBigungen fiir sonstige Leistungen nach § 4 Nr. 20 dUStG
und § 4 Nr. 21 dUStG. Darunter fallen Leistungen im Bildungssektor aber auch kulturelle und
kiinstlerische Leistungen.!”® Die zweite Hauptkategorie ist die Echtzeitiibertragung. Dies ist
beispielsweise bei hybriden Online-Veranstaltungen der Fall. Analog zur Gsterreichischen
Finanzverwaltung beurteilt das dBMF hybride Online-Veranstaltungen nicht als elektronische
sonstige Leistungen. Die Begriindung ist wiederum analog zur Osterreichischen
Finanzverwaltung und wird mit der wesentlichen menschlichen Beteiligungskomponente
argumentiert. Diese sei dermallen pridgend, dass es sich um keine abrufbare elektronische

Dienstleistung handeln konne.!'” Im Gegensatz zur ersten Hauptkategorie, gewihrt die

172 Vgl Héink, DB, 40-41/2025, 2465.

173 Vgl Grune, AktStR 2025, 712.

174 Vgl Moldan, UR 2024, 438f.

175 Vgl Walkenhorst, UStB 2025, 268.

176 Vgl dBMF 08.08.2025, III C 3 - S 7117-j/00008/006/043, BStB1 1 2025, 1637, Rn 3.

177 Vgl Walkenhorst, UStB 2025, 270.

178 Vgl dBMF 08.08.2025, I11 C 3 - S 7117-j/00008/006/043, BStB1 12025, 1637, Rn 5, Rn 13.
179 Vgl Walkenhorst, UStB 2025, 271.; Moldan, UR 2024, 438.
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deutsche Finanzverwaltung fiir sonstige Leistungen nach § 4 Nr. 20 und Nr. 21 dUStG die
Privilegierung von Steuerbefreiungen. Dementsprechend auch die Anwendung von erméfigten
Steuersidtzen fiir derartige sonstige Leistungen nach § 12 Abs 2 Nr. 7 Buchst. a dUStG. Die
Gewihrung setzt lediglich eine Interaktion voraus. Die deutsche Finanzverwaltung verweist auf
einer sehr breiten Auslegung des Begriffes der Interaktion. Weshalb das bloe Zuhoren in

Echtzeit bereits als eine ausreichende Interaktion gilt.'%

Das bestehende Kernproblem in der deutschen Verwaltungspraxis ist die Verbinndung des
dUStG mit dem deutschen Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG), welches insbesondere
81 Die Problematik resultiert aus der zivilrechtlichen

Judikatur des Bundesgerichtshofs (BGH) und des dBMF im Zuge des deutschen

Online-Bildungsanbieter betrifft.

Umsatzsteueranwendungserlasses (UStAE).'®* Hintergrund dieser Divergenz ist das Online-
Bildungsleistungen eine Zulassungspflicht nach dem FernUSG benétigen um in die steuerliche
Begiinstigung zu fallen.'®? Diese Begiinstigung kann im B2C-Bereich von Vorteil sein, jedoch
im B2B-Bereich wo ein Vorsteuerabzug wiinschenswert wire, nicht. Nun urteilte der BGH mit
dem Urteil vom 12.06.2025, dass das FernUSG nicht nur fiir Endverbraucher, sondern auch auf
Unternehmer im Sinne des § 14 dBGB anwendbar ist. Der BGH begriindete seine Entscheidung
mit dem Schutz aller Teilnehmer und folglich auch unternehmerischen Kunden von
Bildungsleistungen im FernUSG.'** Wird nun beispielsweise eine hochpreisige Fortbildung als
Online-Veranstalter im B2B angeboten und hat der Anbieter keine giiltige Zulassung gemif §
7 Abs 1 1Vm § 12 FernUSG, ist der Vertrag nichtig. Durch das BGH-Urteil vom 12.06.2025 ist
die zivilrechtliche Rechtsfolge die vollstindige Riickerstattung der geleisteten

Teilnahmegebiihren, da der Vertrag nichtig gewesen sei.'’

Diese zivilrechtliche Ausweitung auf den B2B-Sektor trifft nun auf die starre umsatzsteuerliche
Vorgabe der deutschen Finanzverwaltung. Im aktuellen Entwurf des UStAE bestimmt das
dBMF Lehrginge und Streaming Angebote, welche nach dem FernUSG zugelassen sind, zur
Ginze und immer zwingend unecht umsatzsteuerfrei sind.'*® Dies steht im Konflikt mit B2B-

Bildungsanbietern. B2B-Anbieter wiinschen sich keine zwingende unechte Steuerbefreiung,

180 Vo] dBMF 08.08.2025, I11 C 3 - S 7117-j/00008/006/043, BStBI I 2025, 1637, Rn 5, Rn 7f.; Moldan, UR 2024,
438.

181 Vol Grune, AktStR 2025, 711f; Hoink, DB, 40-41/2025, 2465.

182 Vol Grune, AktStR 2025, 711.; dBGH 12.06.2025, TII ZR 109/24.

183 Vol Hoink, DB, 40-41/2025, 2465.

184 Vol BGH 12.06.2025, ITI ZR 109/24, Rn 31f,, Rn 35.

185 gl BGH 12.06.2025, 111 ZR 109/24, Rn 18.

136 g] dBMF (Entwurf) 20.01.2025, II1 C 3 - S 7179/00054/002/006, Abschn 4.21.1 Abs 1 Satz 9 UStAE-E.
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sondern streben einen Vorsteuerabzug an. Diese unechte Steuerbefreiung fiihrt zu einer
Belastung durch nicht zuldssige Vorsteuerabziige, welche wiederum die Kosten fiir die Anbieter
erhohen.'®” Bis dato konnten derartige Bildungsanbieter gezielt Leistungsbiindel als
einheitliche, steuerbare und steuerpflichtige sonstige Leistung anbieten. Hat der Anbieter
jedoch eine zuldssige § 7 iVm § 12 FernUSG Zulassung, kann der Anbieter die
umsatzsteuerliche Priifung von Leistungskombinationen nach Rn12 des dBMF-Schreibens gar
nicht mehr vornehmen. Die steuerliche Rechtsfolge ist die zwingende Anwendung der
Steuerfreiheit. Es besteht auch keine Moglichkeit einer Optierung zur Steuerpflicht. Da die

Optierung weder im dUStG, noch im Unionsrecht vorgesehen ist.'5®

Dadurch befinden sich aktuell in Deutschland Bildungsanbieter von Online-Veranstaltungen in
einem gewissen Dilemma. Wird das FernUSG ignoriert so kdnnen die Leistungsangebote
steuerpflichtig angeboten werden. Dadurch bleibt weiterhin der Vorsteuerabzug bestehen. Aus
zivilrechtlicher Perspektive sind die Vertriage nichtig und die Anbieter gehen ein hohes Risiko

von Riickforderungsanspriichen mit deren Kunden ein.'®’

Das Dilemma verdeutlicht sich mit der Beantragung der zivilrechtlich notwendigen Zulassung
gemid dem FernUSG. Infolgedessen werden die angebotenen Bildungsleistungen
umsatzsteuerfrei und die Anbieter verlieren das Recht auf Vorsteuerabzug.'*® Die urspriingliche
nicht erwiinschte europdische Wettbewerbsverzerrung lebt dadurch wieder auf. In der aktuellen
Fachliteratur und Praxis wird diese Entwicklung stark kritisiert. Experten und Anwender
fordern das dBMF auf, den problematischen Satz zur Zulassung des FernUSG im UStAE-
Entwurf im Abschnitt 4.21.1 Abs 1 S. 9 umgehend zu streichen.!®! Die jiingste zivilrechtliche
Entwicklung bestétigt die Sichtweise der Kritiker. Das Landesgericht Miinchen I hat vor
kurzem in seinem Urteil vom 08.08.2025 am anbieterfreundlichsten entschieden. Das
Landesgericht entschied, dass bei Online-Veranstaltungen mit direkter und intensiver
menschlicher Betreuung die anonyme Distanz fehle und diese somit nicht unter das FernUSG
fallen konnen.'”? Wiirde sich diese Art der juristischen Betrachtungsweise durchsetzen, wire

die  umsatzsteuerliche = Rechtsfolge die  Nichtanwendung der  automatischen

187 Vgl Hoink, DB, 40-41/2025, 2465.

188 Vgl Walkenhorst, UStB 2025, 265.

189 Vgl BGH 12.06.2025, 11 ZR 109/24, Rn 18.

190 Vgl Grune, AktStR 2025, 721.

191 Vgl Prdtzler, UStDD 15/2025, 14.

192 Vgl dLG Miinchen I 08.08.2025, 47 O 12802/24, GRUR-RS 2025, 21602, Rn 13 ff.
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Umsatzsteuerfreiheit.!”®> Dadurch wiirde sich die Wettbewerbsverzerrung vollstindig

beseitigen.

3.6.2 Italien

Im italienischen Steuerrecht werden die europdischen Vorgaben zu Veranstaltungsleistungen
im Wesentlichen im Articolo (Art) 7-quinquies Decreto IVA des D.P.R. n. 633/1972 geregelt.
Vor der europdischen Reform 2025 hatte die italienische Finanzverwaltung (Agenzia delle
Entrate) widerspriichliche und stark fallbezogene Auslegungen publiziert. Die
widerspriichlichen Auslegungen bezogen sich auf die korperliche Greifbarkeit bei Online-

Veranstaltungen, insbesondere bei hybriden Online-Veranstaltungen.'**

Ein bekanntes Beispiel hierfiir war die Stellungnahme ,,Risposta n. 353/2022%. Hierbei hat das
italienische Finanzamt zu einer hybriden Online-Veranstaltung Stellung bezogen. In der
Stellungnahme ging es um einen italienischen Fachverband, welcher einen wissenschaftlichen
Kongress in Italien, als hybride Online-Veranstaltung organisierte. Dadurch wurde der
Kongress ebenso als Live-Stream {ibertragen. Das italienische Finanzamt vertrat die
Sichtweise, dass die virtuelle Teilnahme bei der hybriden Online-Veranstaltung um eine rein
alternative Art der Teilnahme handle.'®® Die umsatzsteuerliche Rechtsfolge war die strikte
Anwendung des Art 7-quinquies D.P.R. n. 633/1972 und bestand darin, dass der Leistungsort,
unabhingig der physischen Présenz oder virtuellen Teilnahme, zwingend in Italien erbracht
wurde. Fiir die betriebliche Praxis hatte dies erhebliche Auswirkungen: Der Veranstalter war
gezwungen auch auslidndischen virtuellen Teilnehmenden B2B- und B2C-Kunden die
italienische Umsatzsteuer zu fakturieren.!°® Dadurch wurde fiir derartige grenziiberschreitenden
sonstigen Leistungen die Generalklausel des Empfangerortsprinzips auBler Kraft gesetzt.
Folglich fand keine Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens statt. Somit entstand ein
unionsrechtlicher Widerspruch. Die gewollte Besteuerung nach dem Bestimmungslandprinzips
wurde dadurch nicht umgesetzt und es entstanden weitere Risiken, welche zu einer

Doppelbesteuerung fiihren konnten. '’

193 Vgl Grune, AktStR 2025, 725f.

194 Vgl Agenzia delle Entrate, 04.08.2022, Risposta n. 409/2022.; Agenzia delle Entrate, 28.06.2022, Risposta n.
353/2022.

195 Vgl Agenzia delle Entrate, 28.06.2022, Risposta n. 353/2022, 3.

196 Vgl Magliaro/Censi, il fisco 23/2023, 2246.

Y97 Vgl Liberatore, L’IVA 10/2022, 24f.
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Die italienische Finanzverwaltung hat mit der ,Risposta 409/2022“ eine weitere
Stellungnahme, im Hinblick auf die umsatzsteuerliche Behandlung von reinen Online-
Veranstaltungen vollzogen. In dieser Stellungnahme unterschied die Finanzverwaltung
zwischen B2B- und B2C-Online-Kursen, welche zur Gdnze ohne physische Prisenz ausgeiibten
worden sind.!”® Die italienische Finanzverwaltung negierte im B2B-Bereich das Vorliegen
eines Zugangsrechts zu einer Veranstaltung nach Art 7-quinquies lett b D.P.R. n. 633/1972.
Stattdessen fand die Anwendung nach der B2B-Generalklausel des Art 7-ter D.P.R. n. 633/1972
statt, folglich griff das Empfingerortsprinzip.!” Im B2C-Bereich verwies die italienische
Finanzverwaltung, analog zur Osterreichischen Finanzverwaltung, auf das Arbeitspapier
1013/2021 des EU-Mehrwertsteuerausschusses. Durch die Entscheidung des EU-
Mehrwertsteuerausschusses antizipierte die italienische Verwaltung die Richtlinie 2022/542
vorab. Dadurch ergab sich bei rein virtuellen Aktivitdten im B2C-Bereich die Besteuerung am
Endverbraucher. Die italienische Finanzverwaltung betonte die Hinfalligkeit der physischen
Prasenz bei reinen Online-Veranstaltungen, wodurch sich der Leistungsort am Sitz des

Leistungsempfingers verlagerte. 2%

Die europiische Richtlinie 2022/542 wurde durch das Legislativdekret ,,D. Lgs. n. 180/2024*
(decreto legislativo) vom 13. November 2024 vom italienischen Gesetzesgeber fristenkonform
in das nationale Recht umgesetzt.?’! Publiziert wurde das Nationalgesetz mit dem Amtsblatt
vom 30. November 2024. Durch die Umsetzung in nationales Recht wurde der Art 7-quingies
des Decreto IVA basierend auf D.P.R. n. 633/1972 adaptiert. In Folge der Anpassung des
italienischen Mehrwertsteuergesetzes, wurde die européische gewlinschte wettbewerbsneutrale
Besteuerung gewihrleistet.”?> Die Abénderung betraf, analog zu Osterreich und Deutschland,
den B2B- und B2C-Bereich. Die gesetzliche Anpassung der B2C-Leistungen erfolgte im Art
7-quinquies, comma 1, lett a D.P.R. n. 633/1972. Dabei wurde verankert, dass sonstige
Leistungen, welche {ibertragen oder anderweitig verfiigbar gemacht werden, als im Inland
erbracht gelten, solange der Leistungsempfinger in Italien ansissig ist.>> Dabei verweist der
italienische Gesetzgeber bei den sonstigen Leistungen explizit auf kulturelle, kiinstlerische,
sportliche, wissenschaftliche, pddagogische, Freizeit- und &hnliche Aktivititen bzw.

Leistungen. Unter dem Begriff der Ansdssigkeit wird ebenso das Domizil im Moment des

198 Vgl Agenzia delle Entrate, 04.08.2022, Risposta n. 409/2022, 5ff.

199 Vgl Zuech, Buroconference News 16.09.2022.; Agenzia delle Entrate, 04.08.2022, Risposta n. 409/2022, 6.
200V gl Zuech, Euroconference News 16.09.2022.; Agenzia delle Entrate, 04.08.2022, Risposta n. 409/2022, 7f.
201 Vgl Fisco Oggi, 02.12.2024.

202 Vgl Migliorini, Fiscomania 2025.

203 Vgl Art 7-quinquies comma 1 lett a D.P.R. n. 633/1972 idF d.lgs. 180/2024.
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Konsums bzw. Verbrauches vom Leistungsempfingers verstanden.’®* Die gesetzliche
Anpassung der B2B-Leistungen wurde im Art 7-quinquies, comma 1, lett b D.P.R. n. 633/1972
mit ,,La disposizione del periodo precedente non si applica all'ammissione agli eventi se la

99205

presenza ¢ virtuale”"> ergidnzt. Diese Ausnahmebestimmung verweist im B2B-Bereich auf die

B2B-Generalklausel und 16st die Besteuerung am Sitz des Unternehmens aus.

Betrachtet man die Affinitdtsstaaten Deutschland und Italien, zeigten sich bereits vor der
europidischen Reform 2025, dass beide Staaten, so wie auch Osterreich, teleologische
Divergenzen und Schwierigkeiten mit dem Umgang von Online-Veranstaltungen hatten. Die
Herausforderung lag, wie in vielen weiteren EU-Mitgliedsstaaten, darin, die physische
Begrifflichkeit des Veranstaltungsortes in Kombination mit dem Internet, aus der
umsatzsteuerlichen Perspektive, zu verkniipfen. Betrachtet man Deutschland, agierte die
deutsche Finanzverwaltung durch den Vorgriff auf die gesetzliche Regelung administrativ
unscharf und dogmatisch strikt. Im Gegensatz dazu hat die italienische Finanzverwaltung bei
hybriden Online-Veranstaltungen, strikt und bis zuletzt auf den territorialen Ankniipfungspunkt
verwiesen. Erst mit der Zeit und durch mehrere Anfragen und Stellungnahmen bzw.

Vorabentscheidungen, sog. Interpelli?’, kam die Anniherung an den europdischen Konsens.?"’

3.7 Reform 2025 mittels der Neuregelung durch das AbgAG 2024 und
dessen Folgeaufwinde

Die umsatzsteuerliche Leistungsortbestimmung bei Online-Veranstaltungen war bis Ende 2024
von Qualifizierungskonflikten und nationalen Alleingingen geprédgt. Insbesondere die
Osterreichische Finanzverwaltung agierte dabei primir ergebnisorientiert. Dadurch ordnete die
osterreichische Finanzverwaltung faktisch das Empféngerortsprinzip an, welches zum
damaligen Zeitpunkt auf duBerst fragilem Fundament stand. Mit dem AbgAG 2024 wurde diese
Rechtsunsicherheit legistisch beseitigt.2’® Mit dem § 3a Abs 13 UStG wurde die EU-Richtlinie
2022/542 fristgerecht in das nationale Gesetz umgesetzt. Im Zuge der Umsetzung in das

nationale Gesetz wurde eine neue litera eingefiihrt, und zwar lit b.2% Die Etablierung des § 3a

204 Vgl Migliorini, Fiscomania 2025.

205 Art 7-quinquies, comma 1, lett b D.P.R. n. 633/1972.

206 Interpelli (Italienisch, Einzahl: Interpello) sind steuerlich formelle Fachanfragen an die italienische
Steuerbehorde bzw. italienische Finanzverwaltung ,,Agenzia delle Entrate”. Ziel der Stellungnahmen sind
verbindliche steuerliche Auskiinfte, analog zum EAS der osterreichischen Finanzverwaltung.

207 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 116.; Héink, DB, 40-41/2025, 2463.; Migliorini, Fiscomania 2025.

208 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 106/1.

209 Vgl Mayr, SWK 23-24/2024, 1061.
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Abs 13 lit b UStG beinhaltet kulturelle, kiinstlerische, wissenschaftliche, unterrichtende,
sportliche oder unterhaltende sonstige Leistungen. Werden derartige sonstige Leistungen an
Nichtunternehmer iiber Streaming oder auf einem anderen Wege virtuell erbracht, gilt seit dem
01.01.2025 der Leistungsort zwingend, als derjenige Ort, an dem der Leistungsempfanger
seinen Wohnsitz innehat. Von der neuen lit b sind insbesondere sonstige Leistungen im
Streaming-Bereich, wie interaktive Online-Veranstaltungen, betroffen, welche aufgrund der
mangelnden Automatisierung nicht unter lit a fallen. Mittels der Reform 2025 vollzieht die
europdische Union und folglich der nationale Gesetzgeber den dogmatischen Schwenk vom
Veranstaltungs- und Titigkeitsortprinzip hin zum reinen Bestimmungslandprinzips.?!® Diese
Neubestimmung 16ste kraft Gesetz, auf einen Schlag, die positiven sowie negativen
Steuerkonflikte zwischen den Mitgliedsstaaten auf.>!! Betrachtet man die Reform 2025 aus der
administrativen Brille, erzeugt das AbgAG 2024 in der betrieblichen Praxis weitreichende

administrative Mehraufwinde und Folgekosten.?!?

Aufgrund der Neuregulierung des § 3a Abs 13 UStG und der Neuschaffung der lit b, muss der
leistende Unternehmer dessen Kunden zur Ginze verinnerlichen. Vorab muss der
Leistungserbringer priifen, ob es sich um einen Endverbraucher oder einem Unternehmer als
Kunde handelt. Dariiber hinaus obliegt es dem leistenden Unternehmer, bei einem
Endkonsumenten die zwingende Beweislast der Ortsbestimmung des Kunden. Sollte es bereits
bei der Klassifizierung des Kundenstatus, zu einer fehlerhaften Beurteilung kommen, trégt dies
gravierende umsatzsteuerliche Folgen mit sich. Wird ein B2C-Status bejaht, greifen die strikten
europdisch gesetzlichen Vorgaben der MwSt-DVO 282/2011. Dabei muss der leistende
Unternehmer den Ansdssigkeitsort des Leistungsempfingers bestimmen. Gemill Art 24ff
MwSt-DVO miissen zwingend notwendige sachliche Informationen und Beweise erhoben
werden.?! Hier stellt sich die Frage wie ein Unternehmer beweisen soll, wo dessen Endkunde
dessen sonstige Leistung verkonsumiert. Folglich ist der Unternehmer unionsrechtlich
verpflichtet zwei nicht widersprechende Beweismittel zu erfassen. Als Beweise wiirden die
Rechnungsanschrift, die [P-Adresse des genutzten Gerits oder die Bankverbindung des

Zahlungsmittels geniige tragen.”!'* Diese Beweise miissen daher fiir jeden einzeln

219V gl Mayr, SWK 23-24/2024, 1062.

211 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 7441f.

212 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 171ff;
Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 746.

23 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 45, Tz49.; Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 745.

214 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 142/5.; Ecker, in Ecker/Epply/Ripler/Schwab,
Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 568f.

39



nichtunternehmerischen Kunden erhoben und archiviert werden. !> Dariiber hinaus muss auf
die steuerlichen Folgekosten im Zuge der steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen verwiesen
werden. Insbesondere sind die EU-OSS-Autbewahrungsfristen strikter, es herrscht eine
Mindestaufbewahrungsfrist von zehn Jahren.?!® Auf den ersten Blick ist der Mehraufwand nicht
klar und direkt ersichtlich. Bedenkt man jedoch, dass das Einholen, Abgleichen und Speichern
dieser Beweismittel bei jedem einzelnen Verkauf vollzogen werden muss, sind die steuerlichen
Folgekosten ersichtlich. Insbesondere Klein- und Mittelunternehmen (KMU) haben durch die
zunehmenden steuerlichen Dokumentations- und Meldeverpflichtungen erh6hte administrative
Folgekosten. Dies fiihrt zu weiteren finanziellen und betriebswirtschaftlichen Belastungen.?!’
Neben den Dokumentationsaufwénden, bilden vor allem strenge Vorgaben an die
Datensicherheit sowie dem Datenschutzrecht, wie der DSGVO, weitere zusitzliche komplexe
rechtliche Hiirden. 2'® Da insbesondere manuelle Priif- und Erfassungsprozesse den gestiegenen
Anforderungen an Datenqualitit, Meldefristen und Transparenz kaum noch Rechnung tragen,
ist die dementsprechende Automatisierung unumginglich.?!” Ferner bendtigen solche
Dokumentations- und Erfassungsprozesse eine ausgeprigte IT-Landschaft, welche
insbesondere bei KMU des Ofteren nicht auf einem derartigen Niveau vorhanden ist.??° Ohne
digitaler Systemlosungen sind derartige Priif-, Dokumentations- und Archivierungsprozesse

kaum méglich.??!

Die steuerlichen Folgekosten erweitern sich insbesondere aufgrund des gednderten
Leistungsortes. Dadurch miissen Anbieter von Online-Veranstaltungen seit 01.01.2025 im
Binnenmarkt mit ausldndischer Umsatzsteuer fakturieren, sofern der B2C-Kunde im
Binnenmarkt sitzt.>>> Da im B2C-Bereich kein Reverse-Charge-Verfahren angewandt werden
kann, entsteht im EU-Ausland eine Steuerschuld fiir den leistenden Unternehmer. Da der
Empféingerstaat das Besteuerungsrecht hat, muss dessen Umsatzsteuer fristgerecht abgefiihrt
werden. Um vor allem im B2C-Bereich die physische umsatzsteuerliche Registrierung in jedem
einzelnen Mitgliedsstaat zu vermeiden, sind die leistenden Unternehmer faktisch gezwungen
sich fiir den EU-One-Stop-Shop (EU-OSS) zu registrieren.??®> Die Verwendung des EU-OSS

soll eine Verfahrenserleichterung darstellen. Wird sich gegen die lokale umsatzsteuerliche

215 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 746.

216 Vgl UStR 2000, Rz 4300a idF Wartungserlass 2021 iVm Art 25a Abs 10 UStG.

217 Vgl Schwab, in Hey, Digitalisierung im Steuerrecht, 2019, 158ff.

218 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 166.
219 Vgl Artl, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 68f.

220 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 175.
221 Vgl Heinemann, in Hey, Digitalisierung im Steuerrecht, 2019, 225.

222 Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 169.

223 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rofler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Anm 531.
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Registrierung entschieden, erfordert die Anwendung des EU-OSS-Verfahrens weitere
administrative ~ Adaptierungen.  Insbesondere  entstehen  weitere  technologische
Implementierungskosten im Bereich von ERP und Buchhaltungssoftwaren. Die angewandten
Softwareldsungen, welche bei den leistenden Unternehmen zur Anwendung kommen, miissen
so individualisiert werden, dass sie die IP-Adresse und Bankdaten des Kunden in Echtzeit
abgreifen konnen. Dadurch muss der korrekte ausldndische Umsatzsteuersatz ermittelt werden
damit schlussendlich die korrekte Fakturierung gewihrleistet werden kann.?** Unternehmen
welche insbesondere Nichtunternehmer als Kunden haben, leiden unter Margendruck bzw.
Margenverlust durch Preisbindungen. Dabei variieren die Umsatzsteuersitze in der EU
zwischen 17% (Luxemburg) und bis zu 27% (Ungarn).?* Dies kann Anbieter vor
preispolitische Herausforderungen stellen. Ein mdgliches starres Geschiftsmodell mit
europaweiten starre Bruttopreisen fiihrt in Mitgliedsstaaten mit unterschiedlichen
Umsatzsteuersitzen unweigerlich zur direkten Nettomargenschmilerung.??® Um hier
Entgegenzuwirken wire eine ldnderspezifische Nettopreisanpassung denkbar, iiber ein
dynamischen Geo-Pricing-Modelles.??” In Folge stellt sich jedoch die Frage ob die derartige
Weitergabe der nationalen Steuerlasten auf die Endverbraucher durchsetzbar ist. MaBgeblich
dafiir ist die Preiselastizitdt der Nachfrage. Die Implementierung einer derartigen Losung bringt
wiederum hohe IT-Folgekosten mit sich.”?® Ein weiterer nicht zu vernachldssigender
Kostenfaktor, sind die Schulungsaufwinde der Mitarbeiter. Die Mitarbeiter im
Rechnungswesen miissen auf die neuen Meldepflichten, Meldeprozesse und die Bedienung des

EU-OSS-Portals geschult werden.??

Weitere tiefgreifende administrative Folgekosten konnen sich aus umsatzsteuerlichen
Beurteilungen ergeben. Insbesondere bei der Differenzierung von echten live Online-
Veranstaltungen und vorproduzierten, abrufbaren Online-Veranstaltungen als Aufzeichnung.
Obgleich der Reform 2025 beide Leistungsarten beim Empfingerort der Besteuerung®*®
unterliegen, unterscheiden sich die Leistungsarten in ihrer steuerlichen Rechtsfolge
gravierend.??! Vorproduzierte Inhalte, wie abrufbare Webinare, gelten als auf elektronischem

Wege erbrachte sonstige Leistungen nach § 3a Abs 13 lit a UStG. Diese sonstigen Leistungen

224 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 171.; Ecker, in
Ecker/Epply/Ripler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Anm 569.; Art 25a Abs 4 UStG.

225 Vgl Europiische Kommission, Taxes in Europe Database (TEDB) abgerufen am 02.03.2026.

226 Vgl Ehrke-Rabel, in Hey, Digitalisierung im Steuerrecht, 2019, 375.

227 Vgl Thliveros, in Kerschner/Somare, Taxation in a Global Digital Economy, 2017, 413f.

228 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 175.

229 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 1711f.

2B0Vgl § 3a Abs 13 UStG iVm UStR 2000, Rz 641p idF Wartungserlass 2025.

Bl Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 169.; Moldan, UR 2024, 447.
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unterliegen, unabhingig vom Inhalt, unionsrechtlich der Steuerpflicht.?** Dadurch sind
Steuerbefreiungen oder SteuersatzerméfBigungen, wie etwa bei echten Bildungsleistungen
ausgeschlossen.?** Im Gegensatz dazu kdnnen Online-Veranstaltungen, welche als Livestream
angeboten werden, aufgrund der Inhalte unter die Steuerbefreiung und folglich
SteuersatzerméBigung fallen. Bietet nun ein Unternehmen sog. Kombipakete zum Einheitspreis
an, welche aus der Live-Teilnahme und dem spéteren Onlineabruf bestehen, stehen
Unternehmen vor einem Auslegungsrisiko.”** Unternehmen haben dadurch massive
Mehrkosten in Bezug auf die Administrativitdt und des Fachpersonales. Denn Unternechmen
missen unter Anwendung der strikten EuGH-Kriterien die Einheitlichkeit der Leistung
priifen.?*> Hierbei muss aus Sicht des Durchschnittsverbrauchers die einheitliche Leistung in
Abstimmung mit den unselbststindigen Nebenleistungen in Kombination mit dem Entgelt
gepriift werden. Derartige umsatzsteuerliche Beurteilungskompetenzen fithren im
Rechnungswesen und insbesondere in der Buchhaltung zu einem administrativen
Kontrollaufwand und bergen bei Betriebspriifungen ein permanentes Haftungs- und

Nachzahlungsrisiko.?*¢

4 Besondere Aspekte bei Online-Veranstaltungen

4.1 Online-Veranstaltungen im Bildungssektor

Insbesondere die steuerliche Beurteilung von Online-Veranstaltungen im Bildungssektor hat,
durch die fortschreitende Digitalisierung an Dynamik und Komplexitit gewonnen. Die
Bildungsanbieter miissen auch nach der Corona Pandemie weiterhin und verstirkt hybride und
digitale Veranstaltungsformate anbieten kénnen.??” Aus der umsatzsteuerlichen Perspektive
sind vor allem Branchen, welche Steuervorteile genieBen, besonders herausfordernd zu
beurteilen. Die Art der Leistungserbringung determiniert nicht nur die
Leistungsortbestimmungen, sondern entscheidet auch {ber die Anwendbarkeit von
Steuerbefreiungen und Steuerbegiinstigungen. Im Zuge der digitalen Leistungserbringung stellt
sich im Bildungssektor und vor allem in der betrieblichen Praxis im Wesentlichen die Frage,
unter welche nationale Befreiungsbestimmungen derartige digitale sonstige Leistungen fallen

konnten.?® Des Weiteren ergeben sich Qualifizierungsfragen ob derartige sonstige Leistungen,

22 Vgl Art 98 Abs 3 MwStSyst-RL.

233 Vgl UStR 2000, Rz 878 idF Wartungserlass 2025.; Moldan, UR 2024, 447.

234 Vgl Moldan, UR 2024, 440.

235 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Répler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 16.
236 Vgl Pernegger, Umsatzsteuer fiir die betriebliche Praxis, 2025, 7.

7 Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 169.; Héink, DB, 40-41/2025, 2463.

28 Vol Moldan, UR 2024, 437.
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auch wenn diese iiber digitale Schnittstellen erbracht werden, unter den § 6 Abs 1 Z 11 lita
UStG fallen. Bis dato konnte in der vorliegenden Arbeit gezeigt werden, dass die Rechtsfolge
entscheidend vom Grad der menschlichen Interaktion sowie der zeitlichen Komponente
abhéngt. Wird die bisherige Analyse rekapituliert, kann festgehalten werden, dass Echtzeit
Online-Veranstaltungen mit unmittelbarer und direkter Interaktion durch die Teilnehmer und
Vortragenden, unterrichtende Titigkeiten sind.** Folglich werden derartige sonstige
Leistungen als Online-Veranstaltungen nach § 3a Abs 11 lit a UStG klassifiziert. Zudem kann
hinsichtlich der Ortsbestimmung wiederholt werden, dass flir derartige virtuelle
Bildungsleistungen an Nichtunternehmer § 3a Abs 13 lit b UStG greift. Dabei stellt sich immer

wieder die Frage, ob derartige interaktive Livestreams steuerbefreit sein konnen.

Die Osterreichische Finanzverwaltung argumentiert und kniipft bei der Steuerbefreiung fiir
Bildungseinrichtungen verpflichtend an dem Vorliegen einer sog. gemeinschaftsbezogenen
Unterrichtserteilung.>*® GemiB der stéindigen Rechtsprechung des VwGH fordert eine derartige
Voraussetzung einen schulihnlichen Betrieb.?*! Dieser lehriihnliche Betrieb beruht auf
gemeinsame und gleichzeitige Unterweisung einer Mehrzahl von prasenten Teilnehmern bzw.
Schiilern.’*? Diese Bezugnahme und Definition ist im aktuellen Digitalisierungszeitalter nicht
mehr zeitgeméll sowie realitditskonform. Folglich hat die Finanzverwaltung die physische
Anforderung der Pridsenz an die technologische Realitit adaptiert. Demzufolge wurde die
lehrdhnliche Tétigkeit, sog. schuldhnlicher Betrieb, auf dementsprechende interaktive
Onlinelehre ausgeweitet.”*® Demnach kommt es beim Online-Unterreicht und folglich bei
schuldhnlichen Online-Veranstaltungen, nicht mehr notwendigerweise auf das Vorhandensein
physischer Prasenz sowie Schulungsraumlichkeiten an. Hierbei verweist die Finanzverwaltung
auf die gleichartige Funktion, wodurch Onlinelehre mit der Prasenzlehre gleichgestellt wird.
Der fiktive und virtuelle Schulungsraum ersetzt den Prdsenzraum in vollem Umfang, solange
die Unterrichtsleistungen mittels elektronischer Kommunikationsmittel in einer derartigen
Weise erfolgt, welcher einem physischen Lehrraum entspricht.>** In der Praxis wird der
gemeinschaftliche Lehrcharakter von der Finanzverwaltung positiv beurteilt, sobald die

Lehrinhalte als in Echtzeit angeboten werden, Teilnehmer sich zu fixen Zeiten in virtuellen

239 Vgl UStR 2000, Rz 640q iVm Rz 6420 idF Wartungserlass 2025.

20 Vgl VwGH 24.09.1981, 81/15/0089.; Répler, in Ecker/Epply/Répler/Schwab, Kommentar zur
Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 44f.

241 gl USIR 2000, Rz 875 idF Wartungserlass 2025.

22 Vgl VwGH 25.02.1997, 95/14/0126.; Répler, in Ecker/Epply/Répler/Schwab, Kommentar zur
Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 44.

24 Vgl Ropler, in Ecker/Epply/Riopler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 45.

24 Vgl USIR 2000, Rz 875 idF Wartungserlass 2025.
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Gruppen zusammenfinden und eine direkte unmittelbare bilaterale Interaktion gewihrt wird.*’

Sind derartige qualitative Voraussetzungen erfiillt, konnen Lehrtitigen, welche als Online-

Veranstaltungen erbracht werden, nach § 6 Abs 1 Z 11 lit a UStG klassifiziert werden.

Die unechte Steuerbefreiung nach § 6 Abs 1 Z 11 lit a UStG greift jedoch nur, sofern die
Anbieter und folglich die Bildungseinrichtungen auch die notwendigen {ibrigen
Voraussetzungen erfiillen.?*® Sollte es sich um private Bildungseinrichtungen handeln, miissen
derartige Institutionen mit den 6ffentlichen Lehrinstitutionen vergleichbar sein. Insbesondere
im Hinblick auf die Zielsetzung.>*’ Dabei haben die Mitgliedsstaaten durch die Umsetzung der
unionsrechtlichen Vorgaben?®® des Art 132 Abs 1 lit i MwStSyst-RL, einen gewissen
Gestaltungsspielraum bei der Akkreditierung derartiger Institutionen. Um keine
unionsrechtliche Steuerungsspielrdume zu ermdéglichen und zugleich Einzelpriifungen zu
vermeiden, hat das BMF mit der UStBLV klar Rahmenbedingungen geschaffen.?*” Ungeachtet
davon sind besonders private Erwachsenenbildungseinrichtungen betroffen. Nach § 1 Z 7
UStBLV miissen derartige Institutionen zwingend tiiber eine aufrechte Zertifizierung, wie der
O-CERT, verfiigen.?*° Dabei muss erwiihnt werden, dass es nicht zwingend notwendig ist, eine
O-CERT Zertifizierung inne zu haben. Anbieter kdnnen sich auf den § 1 Z 9 UStBLYV stiitzen,
wonach auch jede andere vergleichbare behordliche Zertifizierung zulissig ist.>*! Der VWGH
hat in seiner jlingsten Rechtsprechung eine aktuelle Leitentscheidung gesprochen, in der eine
Ausdehnung tiber die klassischen Erwachsenenbildungseinrichtungen moglich ist. Mafigeblich
sind hierbei wiederum gleichwertige Zertifizierungssysteme, welche der primidren O-CERT
entsprechen.?>? Bestehen wiederum keine Qualititsnachweise oder Qualititspriifungen schlieBt
dies die Akkreditierung aus und folglich auch die Steuerbefreiung nach § 6 Abs 1 Z 11 lita
UStG. Hinzu kommt, dass die Osterreichische Finanzverwaltung, steuerbefreiten
Bildungseinrichtungen die Moglichkeit eines sog. Opt-out nach § 2 UStBLV ermdglicht hat.

Hintergrund dieses Opt-out ist es, eine drohende Wettbewerbsverzerrung zu neutralisieren bzw.

245 Vgl BMF 20.10.2005, BMF-010219/0286-V1/9/2005, Umsatzsteuerprotokoll 2005 zu § 6 Abs 1 Z 11 lit a
UStG.

246 Vgl Ropler, in Ecker/Epply/Riopler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 72ff.

247 Vgl EuGH C-319/12, MDDP, ECLI:EU:C:2014:2395, Rn 35.

248 Der unionsrechtliche Gestaltungsspielraum nach Art 132 Abs 1 lit i MwStSyst-RL bestand vor 2018. Der
Osterreichische Gesetzgeber hat im Jahr 2018 das Jahressteuergesetz (JStG) 2018 als Reaktion auf die VwGH -
Rechtsprechung vom 31.03.2017 (Ro 2017/15/0017) den nationale Gesetzeswortlaut angepasst. Es fand der
Wechsel von ,,vergleichbaren Tatigkeit™ hin zur ,,vergleichbaren Zielsetzung* statt. Diese Neuregulierung wurde
im§ 6 Abs 1 Z 11 lit a UStG umgesetzt und trat mit 01.01.2019 in Kraft.

2 Vgl VwGH 06.09.2023, Ro 2021/15/0021.

20 Vgl Ropler, in Ecker/Epply/Rofler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®', 2025, § 6 Rz 84f.

21 Vgl Ropler, in Ecker/Epply/Riopler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 88.

22 Vgl VwGH 06.09.2023, Ro 2021/15/0021.
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erst gar nicht aufkommen zu lassen.?>* Aufgrund der Zertifizierung und folglich der unechten
Steuerfreiheit, konnen Bildungsanbieter, welche im wesentlichen nur B2B-Leistungen
erbringen, benachteiligt werden. Durch die unechte Steuerbefreiung verlieren die Anbieter das
Recht auf Vorsteuerabzug. Insbesondere bei Onlineangeboten und Online-Veranstaltungen
wird hochpreisige IT-Infrastruktur vorausgesetzt. Die Folgen sind erhebliche Kosten- und
Wettbewerbsnachteile.?>* Um Unternehmen vor derartigen Folgekosten zu schiitzen, wurde § 2
UStBLYV ins Leben gerufen. Sofern die Einrichtung nachweisen kann, dass durch die zwingende
Steuerbefreiung Wettbewerbsnachteile entstehen, liegt keine vergleichbare Zielsetzung vor.?>>
Daher fillt die Grundvoraussetzung fiir die zwingende Steuerbefreiung weg. Dadurch konnen
wiederum alle Bildungsumsétze des Anbieters mit dem Regelsteuersatz besteuert werden und

der Vorsteuerabzug ist wieder moglich.

Wird als kurzer Exkurs die osterreichische und deutsche Rechtslage gegeniiberstellt, offenbart
sich bezugnehmend auf die Steuerbefreiung ein massiver systematischer Widerspruch. Hier
konnte festgestellt werden, dass die Osterreichische Finanzverwaltung einen Weg in die
Steuerpflicht, tiber § 2 UStBLV, ermoglichte, welche den Anbietern in Deutschland verwehrt
wurde. § 2 UStBLV kann als sog. Sekundarnorm und folglich als Korrekturnorm interpretiert
werden. Sobald eine Wettbewerbsverzerrung nachgewiesen wird, greift die Steuerpflicht
zwingend.”*¢ Hierbei stellt sich die Frage, ob die dsterreichische Handhabung des Gesetzgebers

unionsrechtskonform ist.2’

Betrachtet man Art 137 der MwStSyst-RL, besteht kein explizites Wahlrecht fiir
Bildungsleistungen und folglich auch keine Option zur Steuerpflicht.?*® Zunichst lisst sich die
Regelung des § 2 UStBLV wohl auch als ein faktisches Wahlrecht interpretieren.® Bei
genauerer Untersuchung resultiert die Steuerpflicht jedoch nicht aus einem Wahlrecht, sondern
vielmehr als dem Wegfall der vergleichbaren Zielsetzung.?®®  Sobald  aber
Wettbewerbsverzerrungen nach Art 133 Buchst. d MwStSyst-RL  vorliegen, ist die
umsatzsteuerliche Rechtsfolge eine zwingende Steuerpflicht. Begriindet wird die Steuerpflicht

mit der nicht vorhandenen Zielsetzung von 6ffentlichen Schulen nach Art 132 Abs 1 lit i

233 Vgl Ropler, in Ecker/Epply/Réfler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 74ff.
234 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 6 Tz 24 iVm Tz 304.

255 Vgl UStR 2000, Rz 876a idF Wartungserlass 2025.

236 Vgl Ropler, in Ecker/Epply/Ropler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 90f.
237 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 6 Tz 304/1.

258 Vgl Ropler, in Ecker/Epply/Réfler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 24.
259 Vol Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 6 Tz 304/1.; Mayr, SWK 2/2019, 74f.

260 Vgl Ripler, in Ecker/Epply/Ropler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 98.
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MwStSyst-RL.2%! Die dsterreichsiche Vorgehensweise ist unionsrechtskonform und kann mit
der Wahrung der steuerlichen Neutralitit sowie der dadurch eingerdumten
Gestaltungsmoglichkeit begriindet werden.?> Hierbei muss festgehalten werden, dass die
deutsche Finanzverwaltung diesen Aspekt ganz einfach nicht zur Génze ausgeschopft hat. Auch
dem deutschen Gesetzgeber wiirde eine derartige Gestaltungsmoglichkeit dem Grunde nach zu
stehen.?®® Die Nichtausschdpfung dieser Gestaltungsmdglichkeit fiihrt zu einer bewussten
systematischen Schlechterstellung von deutschen Anbietern und bleibt somit bis auf weiteres
ein rein nationales Versiumnis vom deutschen Gesetzgeber.?®* Schlussendlich und
zusammenfassend muss festgehalten werden, dass dieses europdische Ungleichgewicht kein

Defizit der MwStSyst-RL ist, sondern eine reine deutsche Problematik ist.

Hingegen bestehen diese Maoglichkeiten bei vorproduzierten Inhalten, auch bei
Bildungstétigkeiten als Online-Veranstaltungen, nicht. Ein dogmatischer Bruch entsteht sobald
die Wissensvermittlung iiber vorproduzierte Plattformen erbracht wird. Vollautomatisierte E-
Learning Plattformen ohne jeglicher menschlicher Interaktion sind unionsrechtlich und
nationalrechtlich zwingend als auf elektronischem Weg erbrachte sonstige Leistungen zu

5

klassifizieren.”®®  Begriindet wird dies explizit mit der nicht vorhandenen

Gemeinschaftsbezogenheit.?%®

Folglich kann der Leistungsempfianger individuell und
zeitversetzt die sonstige Leistung konsumieren. Das Ergebnis ist, dass derartige sonstige

Leistungen, auch als Online-Veranstaltung, mit dem Regelsteuersatz steuerpflichtig sind.

4.2 Online-Veranstaltungen als kulturelle, kiinstlerische und
unterhaltende sonstige Leistungen

Die umsatzsteuerliche Einordnung von Online-Veranstaltungen als kulturelle, kiinstlerische

oder unterhaltende Leistung nach § 3a Abs 11 lit a UStG bzw. Art 54 MwStSyst-RL, setzt eine

unionsrechtliche begriffliche Auslegung und Definition voraus.?®’

261 Vgl Rattinger, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar®, 2021, § 6 Rz 429.; UStR 2000, Rz 876a
idF Wartungserlass 2025.

262 Vgl Rattinger, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar’, 2021, § 6 Judikatur VwGH zu Ro
2021/15/0021.

263 Vgl Rattinger, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar?, 2021, § 6 Rz 414.

264 Vgl Hoink, DB, 40-41/2025, 2464.; Ropler, in Ecker/Epply/Rof3ler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!,
2025, § 6 Rz 21.

265 Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 744.

266 Vgl USER 2000, Rz 875{f idF Wartungserlass 2025.

267 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rofler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 384f.
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Zuniachst muss insbesondere beleuchtet werden, was unter einer kiinstlerischen
Leistungserbringung verstanden wird. Eine kiinstlerische Leistung erfordert hierbei zwingend
eine individuelle, personliche und eigenschopferische Durchfiihrung sowie Tétigkeit. Dabei ist
es wesentlich zu erwdhnen, dass die Leistung in Zusammenhang mit einem anerkannten
Kunstfach zu tun haben und auf einer entsprechenden Begabung beruhen muss. Das
Kernmerkmal ist die freie schopferische Gestaltung.?®® Dabei ist der Begriff der kulturellen
Leistung zu erweitern und hat eine klarstellende und auffangende Bedeutung. Zum Unterschied
dazu sind unterhaltende Téatigkeiten nicht zwingend kiinstlerische Leistungen. Mal3gebend fiir
die Beurteilung einer kiinstlerischen Leistung ist die Aufmerksamkeit eines Publikums. Dabei
stehen die Leistungserfiillung und Belustigung eines Publikums im Vordergrund.?®® Hingegen
war in Osterreich der Terminus der kulturellen Leistung lange Zeit nicht gesetzlich verankert.
Dieser wurde erst durch gesetzliche Novelle BGBI1 1 52/2009 im Gesetz mitaufgenommen und
geindert.?’® Damit kam die dsterreichische Gesetzgebung den Vorgaben des Unionsrechts des
Art 54 MwStSyst-RL nach. Somit wurden diese Leistungen als Tatigkeiten auf dem Gebiet der
Kultur definiert und erfassen einen sehr weiten Anwendungsbereich.?’! Folglich fungiert diese
Erlduterung als Auffangtatbestand fiir jene Darbietungen, welche der allgemeinen Kultur
dienen. Dabei muss nicht das strenge Kriterium einer personlichen, origindren und
eigenschopferischen Leistung vorhanden sein.?’> Werden nun diese Leistungserbringungen in
einer virtuellen Form als Online-Veranstaltung erbracht, &ndert sich an der materiellen
Klassifizierung grundsitzlich nichts.?”> Wird beispielweise das Wiener Philharmoniekonzert
online iibertragen, dndert dies nicht die inhaltliche materielle Qualifikation der Leistung. Im
inhaltlichen Kern bleibt es bei einer kiinstlerischen Leistung, auch wenn das Publikum nicht
physisch prisent ist.?’* Diese Sichtweise bestitigt auch die dsterreichische Finanzverwaltung
und hilt dies in den UStR 2000 mit der Rz 6420 Z 8 iVm Rz 640n fest. Analog dazu, bestétigt
auch die deutsche Finanzverwaltung, diese Beurteilung und Sichtweise.?” In Folge des AbgAG
2024 greift, fiir derartige B2C-Lesitungen, seitdem die neue Leistungsortregel des § 3a Abs 13

lit b UStG, welche die Besteuerung am Empfangerort anordnet.

268 Vgl VwGH 20.11.1989, 88/14/0211.; Ecker, in Ecker/Epply/Rif3ler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!,
2025, § 3a Rz 398.

209 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rofler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 3991f.

270 vl BGBI T 2009/52.

21" Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 3a Tz 110.

2712 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Réfler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 398.

213 Vgl UStR 2000, Rz 640q idF Wartungserlass 2025.; Ecker, in Ecker/Epply/Rofler/Schwab, Kommentar zur
Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 406/1.

27 Vgl EuGH C-568/17, Geelen, ECLI:EU:C:2019:388, Rn 42.; EuGH, C-532/22, Westside Unicat,
ECLI:EU:C:2023:919, Rn 34.

275 Vgl dBMF 08.08.2025, III C 3 - S 7117-j/00008/006/043, BStB1 1 2025, 1637, Rn 6f.
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Wenngleich das Ubertragungsmedium die kulturelle und kiinstlerische Leistung in der
Kernbeurteilung nicht éndert, verindert die Art und Weise der digitalen Ubertragung die
kulturelle und kiinstlerische Leistung aus der umsatzsteuerlichen Perspektive.?’® Nach Art 7
MwSt-DVO ist zwingend zwischen der Echtzeitiibertragung und der Bereitstellung
vorproduzierter Inhalte zu spezifizieren. Dabei ist festzuhalten, dass eine kulturelle oder
kiinstlerische Veranstaltung, welche als live Online-Veranstaltung erbracht wird, weiterhin eine
kulturelle bzw. kiinstlerische Leistung ist.?”’ Die Klassifizierung als auf elektronischem Wege
erbrachte Leistung ist zu negieren, da die maB3gebliche menschliche Interaktion im Vordergrund
steht.”’® Dabei muss festgehalten werden, dass die menschliche Leistung nicht automatisiert
erfolgt und erfolgen darf. Der systematische Paradigmenwechsel tritt ein, sobald die gleiche
Leistung aufgezeichnet wird und abrufbar zur Verfiigung gestellt wird.?’”® Dadurch geht die
originire menschliche Beteiligung des Kiinstlers zur Ginze unter und mutiert zur
elektronischen Dienstleistung. Die umsatzsteuerliche Rechtsfolge der Mutation ist die
zwingende Klassifizierung als auf elektronischem Weg erbrachte sonstige Leistung nach § 3a

Abs 13 lit a UStG.280

Auch bei kulturellen, kiinstlerischen oder unterhaltenden Leistungen besteht das Problem von
Leistungskombinationen, den sog. Bundling. Immer wieder kommt es vor, dass unterhaltende,
kiinstlerische oder kulturelle Online-Veranstaltungen live {iibertragen und aufgezeichnet
werden. In weiterer Folge konnen derartige Aufzeichnungen in Onlinemediatheken

kostenpflichtig abgerufen werden.?®!

Derartige Leistungskonstellationen zwingen auch
Veranstalter und Anbieter’ die komplexe Beurteilung der Einheitlichkeit im
Umsatzsteuerrecht. Dadurch muss strikt aus der Sicht des Durchschnittsverbrauchers evaluiert

t.283 Dies konnte

werden, ob eine einzige untrennbare wirtschaftliche Einheitsleistung vorlieg
insbesondere der Fall sein, sobald der dominante Teil die Echtzeitiibertragung ist und der Abruf
fiir dessen Teilnehmer eine bloBe Nebenleistung ist.”3* Aus der umsatzsteuerlichen Sichtweise
muss hier jede Leistungserbringung seitens des Anbieters individuell penibel gepriift und

beurteilt werden.

276 Vgl USIR 2000, Rz 6420 Z 8 idF Wartungserlass 2025.

27 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Rofler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 406 iVm Rz 540fT.
28 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Répler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 542/7.

2% Vgl Kuderer/Rattinger, SWK 17/2022, 744.

280 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — KommentarS, 2024, § 3a Tz 142/1.

281 Vgl Grune, AktStR 2025, 712f.

282 Wie in den vorherigen Kapiteln erwihnt.

283 Vgl EuGH, C-581/19, Frenetikexito, ECLI:EU:C:2021:167 9, Rn 38.; UStR 2000, Rz 346 idF Wartungserlass
2025.

%4 Vgl Hoink, DB, 40-41/2025, 2465.
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Wie auch die Bildungsleistungen, genieBen kulturelle und kiinstlerische Leistungen
Steuerbegiinstigungen.?®®> Dabei gibt es ein gewisses Spannungsgeld mit entsprechender
Sperrwirkung fiir derartige Steuerbefreiungen und derartige erméfigte Steuersétze. Die strikte
Zasur zwischen Livestreamings und abrufbaren Angeboten entfaltet in der Rechtsanwendung
gewisse finanzielle Folgen, wie preislichen Wettbewerbsverzerrungen im B2C-Bereich.?® Die
Beurteilung einer kulturellen oder kiinstlerischen Leistung als elektronische Dienstleistung
wirkt sich negativ auf Steuerbegilinstigen aus. Werden derartige Leistungen interaktiv
durchgefiihrt, bleiben die Steuerbegiinstigen dem Grunde nach bestehen. Im Zuge des
Digitalisierungsschubes wurde auch hier, seitens dem Unionsgesetzgeber mittels der RL (EU)
2022/542, Rechnung getragen. Dank der Reformierung des Art 98 Abs 2 iVm Anhang III Z 7
MwStSyst-RL, konnen nun auch live iibertragende kulturelle und kiinstlerische Online-
Veranstaltungen  ermiBigt  besteuert.”®” Bei abrufbaren vorproduzierten  Online-
Veranstaltungen hingegen, scheidet auch bei kulturellen und kiinstlerischen Leistungen, die
Steuerbeglinstigung systematisch aus. Dadurch unterliegt die als elektronische Dienstleistung
klassifizierte kulturelle und kiinstlerische Leistung dem Normalsatz und genieBt keine

Steuerbegiinstigungen.*®

In der rechtswissenschaftlichen Literatur wird diese Vorgehensweise und Beurteilung laufend
in Fachbeitrdgen diskutiert. Besonders kritisiert wird die strikte Trennlinie zwischen
interaktiven und abrufbaren kulturellen und kiinstlerischen Leistungen.?® Kritiker urteilen, dass
der kulturelle und kiinstlerische Zweck auch durch eine zeitversetzte abrufbare Ubertragung
sich im Kern nicht dndere. Des Weiteren wird verwiesen, dass die kiinstlerische und kulturelle
Zielsetzung aufgrund der Nutzung von elektronischen Medien nicht schidlich sei. Dies sei
lediglich ein Ersatz fiir den physischen Raum.*° NaturgemiB argumentieren die Befiirworter
der elektronischen Einordnung, dass insbesondere die unmittelbare und direkte fehlende
menschliche Komponente sowie die individuelle Abrufbarkeit die Kerneigenschaften einer
sonstigen elektronischen Dienstleistung sei.””! Dies ist auch die aktuelle Sichtweise der
Finanzverwaltung, nicht nur in Osterreich, ebenso in den Affinitiitsstaaten Deutschland und

Italien. Da auch der Unionrechtsgeber aktuell keine andere Auffassung vertritt und die bisherige

25Vgl § 6 Abs 1 Z 24f UStG iVm § 10 Abs 3 Z 4ff UStG.

286 Vgl Hoink, DB, 40-41/2025, 2464.; Moldan, UR 2024, 442ff.

287 Vgl Moldan, UR 2024, 442f.

288 Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 171.; UStR 2000, Rz 1341 idF Wartungserlass 2025.

289 Vgl.Grune, AktStR 2025, 711.; Moldan, UR 2024, 441f.

20 Vgl Ehrke-Rabel, in Hey, Digitalisierung im Steuerrecht, 2019, 378.

21 Vgl UStR 2000, Rz 642m idF Wartungserlass 2025.; Ecker, in Ecker/Epply/Ropler/Schwab, Kommentar zur
Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 540ff.
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Kritik rein aus der wissenschaftlichen Fachwelt entspringt, ist keine kurz- und mittelfristige
Novellierung zu erwarten.?*? Dies bestitigte auch die jiingste EuGH-Rechtsprechung ,,J-GmbH
und D*: Dabei stellte der EuGH fest, dass eine steuerliche Gleichbehandlung und Gleichsetzung
von Leistungen nur moglich ist, wenn aus Sicht des Durchschnittsverbrauchers die Leistungen
zwingend gleichartig und austauschbar sind.?** Elektronisch bereitgestellte On-Demand Abrufe
sind im Vergleich zu einer physischen oder interaktiven Online-Veranstaltung unterschiedlich
und ermdglichen nicht dasselbe Konsumerlebnis wie bei physischer Anwesenheit.?’* Die daraus
resultierende Rechtsfolge und folglich unterschiedliche umsatzsteuerliche Behandlung, stellt
keinen VerstoB3 gegen das Unionsrecht dar. Somit werden weiterhin abrufbare kulturelle und
kiinstlerische Leistungen von den Steuerbegiinstigungen ausgeschlossen und dadurch bleibt das
Spannungsfeld zwischen zeitgeméBer kultureller- sowie kiinstlerischer Vermittlung und strikter

administrativer Handhabe bestehen.

43 EuGH und die kiinstliche Steuersatzaufspaltung bei
Leistungskombination im Rahmen von Online-Veranstaltungen

Werden in der betrieblichen Praxis Online-Veranstaltungen als Leistungskombinationen

angeboten, ist insbesondere die umsatzsteuerliche Beurteilung herausfordernd. Wie in den

bisherigen Kapiteln?*®

werden Echtzeit Online-Veranstaltungen immer hdufiger als sog.
Bundles angeboten, im Sinne einer spiteren individuelleren Abrufbarkeit der jeweiligen
Online-Veranstaltung. Hintergrund derartiger Bundles ist die Notwendigkeit die Reichweite am
Zielmarkt langfristig zu erhdhen, um insbesondere im Digitalisierungszeitalter am Markt
langfristig bestehen bleiben zu konnen.?® Bei solchen Leistungsgestaltungen und folglich
derartiger Geschiftsmodelle, kann das starre Umsatzsteuerrecht immer wieder eine
administrative Barriere sein und zu strukturellen Verzerrungen fiihren.?” Das zentrale Element
von Online-Veranstaltungen als Leistungskombination ist die steuerjuristische Beurteilung, ob
es sich um eine mehrere trennbare selbststandige Hauptleistungen oder um eine einheitliche

komplexe Leistung handelt. GemaB der stindigen Rechtsprechung des EuGH sowie des VWGH

sind Leistungen grundsitzlich einzeln zu besteuern.?”® Wirtschaftliche einheitliche Leistungen

22 Vgl Héink, DB, 40-41/2025, 2464.; Moldan, UR 2024, 444,

23 Vgl EuGH, C-409/24, J-GmbH und D, ECLI:EU:C:2026:149, Rn 68f.

4 Vgl EuGH, C-409/24, J-GmbH und D, ECLI:EU:C:2026:149, Rn 69.

2% Insbesondere im Kapitel ,,2.5 Typologisierung der Haupt- und Nebenleistung bei Online-Veranstaltungen®
erwahnt.

26 Vgl Mayr, RWP, 6/2025, 169.; Grune, AktStR 2025, 712.

27 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 175.

2% Vgl EuGH, C-581/19, Frenetikexito, ECLI:EU:C:2021:167 9, Rn 37.; VwGH 24.01.2022, Ra 2021/13/0068.;
UStR 2000, Rz 346 idF Wartungserlass 2025.
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diirfen nicht kiinstlich aufgespalten werden. Dadurch liegt zwingend eine umsatzsteuerliche
Einheit vor, sobald zwei oder mehrere Einzelleistungen fiir den Leistungsempfinger so eng
miteinander verbunden sind, dass die Aufteilung der Leistung realititsfremd wire.?’
Ausschlaggebend dafiir ist nicht die zivilrechtliche Sicht, sondern die Sicht des

Durchschnittsverbrauchers unter der Ermittlung des wirtschaftlichen Gehaltes.>*

In diesem Zusammenhang schlidgt die jiingste EuGH-Rechtsprechung, aus dem Jahre 2023,
hohe Wellen. Auf Vorlage des deutschen Bundesfinanzhofs (dBFH) entschied der EuGH
erschwerend fiir Onlinebildungsanbieter mit derartigen Leistungsangeboten.’’! Der EuGH
urteilte in der Rechtssache ,,Finanzamt X gegen Y*, dass es keinen direkten einheitlichen
wirtschaftlichen Vorgang gibt, um eigenstiindige Leistungen aufzuteilen.’*> Dabei bezog sich
der EuGH auf die MwStSyst-RL und urteilte, dass die Zulassung unterschiedlicher
Umsatzsteuersitze auf einzelne Bestandteile einer einheitlichen Leistung einer bewussten und
kiinstlichen Aufteilung gleichkomme. Dadurch ist die bewusste umsatzsteuerliche Besteuerung
von einzelnen Leistungen rechtswidrig. Des Weiteren stellte der EuGH im Zuge der Urteilung
fest, dass eine derartige Aufteilungen die Funktionalitit des Mehrwertsteuersystems
erschweren und im Widerspruch stehen wiirden.>® Als Folge der EuGH-Rechtsprechung
vollzog der dBFH in dessen weiteren Verfahren eine Aufhebung seiner urspriinglichen
Rechtsprechung.’** Bis zu dieser Aufhebung war in Deutschland ein Aufteilungsgebot bei
einheitlicher Leistung dem Grunde nach zugelassen. Im Zuge der unionsrechtlichen Judikatur
ist der dBFH dieser Vorgabe gefolgt und hat die sog. Steuersatzaufspaltung verworfen.’% Die
Rechtsfolge der strikten EuGH-Rechtsprechung wurde mit dem dBMF-Schreiben vom 8.
August 2025 verankert.>®® Bis zu dieser Festlegung wurde seitens der deutschen
Finanzverwaltung, bei einem Leistungsbiindel, im Zuge von abrufbaren Echtzeit Online-
Veranstaltungen zum einheitlichen Entgelt, eine Leistung sui generis angenommen. Dies hatte
zur umsatzsteuerlichen Rechtsfolge, dass die sonstige Leistung im generellen mit dem

Regelsteuersatz besteuert wurden. Durch das dBMF-Schreiben mit der Rn 12 ist tituliert

2% Vgl EuGH, C-231/19, Blackrock Investment Management (UK), ECLI:EU:C:2020:513, Rn 23.

30 Vgl Pernegger, in Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar®, 2021, § 3 Rz 35.; Ecker, in
Melhardt/Tumpel, Umsatzsteuergesetz Kommentar?®, 2021, § 3a Rz 16.

301 vl EuGH, C-516/21, Finanzamt X gegen Y, ECLI:EU:C:2023:372.

302 Vgl EuGH, C-516/21, Finanzamt X gegen Y, ECLI:EU:C:2023:372, Rn 34ff.

33 Vgl EuGH, C-516/21, Finanzamt X gegen Y, ECLI:EU:C:2023:372, Rn 36.

304 Vgl dBFH 17.08.2023, V R 7/23, Rn 17.; dBFH 28.05.1998, V R 19/96, Rn 15.

305 Vgl dBFH 17.08.2023, V R 7/23, Rn 14f; EuGH, C-516/21, Finanzamt X gegen Y, ECLI:EU:C:2023:372, Rn
36.

306 Vgl dBMF 08.08.2025, III C 3 - S 7117-j/00008/006/043, BStBI 1 2025, 1637, Rn 12.
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worden, dass ab sofort strikt nach den allgemeinen Haupt- und Nebenleistungsregeln zur

Einheitlichkeit der Leistung zu priifen ist.>?7

Als Gegenpol zur strikten Sichtweise des Aufteilungsverbotes resultierend aus der EuGH-
Rechtsache ,,Finanzamt X gegen Y* steht die aktuellste EuGH-Rechtsprechung gegeniiber,
welche fiir Leistungsbiindel bei Online-Veranstaltungen ausschlagegebend ist. In der EuGH-
Rechtsache ,,J-GmbH und D* vom Mirz 2026 entschied der EuGH, dass es den Mitgliedstaaten
iiberlassen ist, ermiBigte Steuersitze im Sinne Art 98 MwStSyst-RL zuzulassen.’®® Es sei
zudem ausdriicklich gestattet, Leistungen®”” von Steuerbegiinstigen auszunehmen und dem
Regelsteuersatz zu unterwerfen.’!® Dabei stellte der EuGH fest, dass iiberhaupt nicht gepriift
werden muss, ob die herausgelosten Leistungen und ihre Nebenleistungen, aus der
Durchschnittsverbrauchersicht, als Einheitsleistung oder als einheitlicher Umsatz anzusehen
sind.*!! Der EuGH grenzte sich bewusst von seinem vorherigen EuGH-Urteil ,,Finanzamt X
gegen Y ab: Wiéhrend es im vorherigen EuGH-Urteil um Steuerbefreiungen im Sinne Art 135
MwStSyst-RL ging, bei denen die kiinstliche Aufspaltung unzuléssig ist, rfiumte der EuGH den
Mitgliedstaaten bei Leistungen mit ermiBigter Besteuerung deutlich mehr Spielraum ein.*!?
Dabei kann dies fiir Online-Veranstaltungen mafBigeblich sein: Wiirde es um beglinstigte
kulturelle Online-Veranstaltungen gehen, wiirde das EuGH-Urteil dem nationalen Gesetzgeber
einrdumen, in sich einheitliche Leistungen im Sinne der umsatzsteuerlichen Besteuerung,
kiinstlich aufzuspalten. Sollte es sich um steuerbefreite Leistungen handeln, ist die kiinstliche

Aufteilung weiterhin verboten: Es gilt das strikte Aufteilungsverbot.?!?

Nun stellt sich die Frage inwieweit die EuGH-Urteile und das derartige dBFH Verhalten
Auswirkung auf die Osterreichische Rechts- und Verwaltungspraxis hat. Der Osterreichische
VwGH judiziert in der laufenden Rechtsprechung analog wie der EuGH und dBFH.*!* Die
einheitliche wirtschaftliche Leistungserbringung darf fiir Besteuerungszwecke nicht in einzelne
Bestandteile aufgespalten werden. Begriindet wird dies, analog wie im deutschen Steuerrecht,

mit der wirtschaftlichen Betrachtungsweise und dem Einheitlichkeitsgrundsatz gemaf3 § 21

397 Vgl Hoink, DB, 40-41/2025, 2465.

398 Vgl EuGH, C-409/24, J-GmbH und D, ECLI:EU:C:2026:149, Rn 50f., Rn 66.

399 In der Rechtsache C-409/24 handelte es sich um Friihstiick und Parkplatz bei einer Hoteliibernachtung.

310 Vgl EuGH, C-409/24, J-GmbH und D, ECLI:EU:C:2026:149, Rn 51f.

311 Vgl EuGH, C-409/24, J-GmbH und D, ECLI:EU:C:2026:149, Rn 61.

312 Vgl EuGH, C-409/24, J-GmbH und D, ECLI:EU:C:2026:149, Rn 66.

313 Vgl EuGH, C-409/24, J-GmbH und D, ECLI:EU:C:2026:149, Rn 66.; EuGH, C-516/21, Finanzamt X gegen
Y, ECLI:EU:C:2023:372, Rn 36ff.

314 Vgl VWGH 19.10.2023, Ra 2020/13/0110.; VWGH 22.3.2023, Ra 2022/13/0084.; UStR 2000, Rz 346 idF
Wartungserlass 2025.
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BAO.3!5 Aufgrund der strikten kompromisslosen Judikatur, bekriftigt durch den EuGH, muss
der Bildungsanbieter von Online-Veranstaltungen zwingend ex ante priifen, ob aus der
Durchschnittsverbrauchersicht eine einheitliche Leistung vorliegt.?'® Besonders herausfordernd
sind derartige ex ante Priifungen bei im Nachhinein abrufbaren Online-Veranstaltungen. Bildet
das Leistungsbiindel aus der objektiven Perspektive eine einzige untrennbare wirtschaftliche
Leistung, normiert der VWGH eine identische Behandlung aufgrund des Hauptzweckes aus
an.’!'7 Folglich ist die Aufzeichnung von Bildungsleistungen zweckgebunden, dient rein
funktional und teilt als unselbststindige Nebenleistung steuerlich zwingend das Schicksal der
Hauptleistung. Dadurch ist es den Osterreichischen Anbietern verwehrt derartige Leistungen
aufzuspalten, um zumindest die elektronischen Aufzeichnungsleistungen mit dem
Regelsteuersatz zu versteuern und in Folge dafiir die aliquotierte Vorsteuer geltend zu
machen.?!® Ist eine Online-Veranstaltung nach § 6 Abs 1 Z 11 lit a UStG steuerbefreit, muss
die gesamte Leistungserbringung und somit auch das gesamte Leistungsbiindel zwingend in die
unechte Steuerbefreiung gezogen werden. Sollte trotz der klaren und deutlichen
Rechtsprechung, eine bewusste kiinstliche umsatzsteuerliche Aufspaltung erfolgen, handelt der
Anbieter rechtswidrig.’!® In der betrieblichen Praxis ist dies der Fall, sobald durch getrennte
Rechnungspositionen, die Echtzeitaufnahme und die nachtragliche Abrufbarkeit der
Aufzeichnung der Online-Veranstaltung, verrechnet wird. Dabei bezieht sich die
Rechtswidrigkeit auf das Unions- und Nationalrecht, welches bei Nichteinhaltung, im Zuge von
Betriebspriifungen, dementsprechende Steuernachzahlungen mit sich fiihrt. Folglich ergeben
sich auch fiir Osterreichische Anbietern und vor allem fiir Bildungsanbietern von Online-
Veranstaltungen in der Form als Leistungskombinationen, deutliche umsatzsteuerliche
Erschwernisse, Risiken und administrative steuerliche Folgekosten. Insbesondere erschwert die
EuGH-Rechtsprechung die Unternehmensfortfiihrung derartiger Onlineanbieter aufgrund

erhdhter Aufwinde und Folgekosten, welche aus dem fehlenden Vorsteuerabzug resultieren.’*

315 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 1 Tz 35.

316 Vgl EuGH, C-581/19, Frenetikexito, ECLI:EU:C:2021:167 9, Rn 39.

317 Vgl Ruppe/Achatz, UStG — Kommentar®, 2024, § 1 Tz 30f.; VwGH 30.03.1992, 90/15/0158.

318 Vgl Répler, in Ecker/Epply/Rifler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 6 Rz 24.
319 Vgl USIR 2000, Rz 346 idF Wartungserlass 2025.

20 Vol Hoink, DB, 40-41/2025, 2465.
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5 Verfahrensrechtliche Abwicklung und Ausblick

5.1 One-Stop-Shop als Verfahrenserleichterung bei  Online-
Veranstaltungen

Die konsequente Umsetzung und Durchfithrung des Bestimmungslandprinzips bei Online-
Veranstaltungen im B2C-Bereich fiihrt dazu, dass sich der Leistungsort verpflichtend an den
Empfingerwohnsitz verlagert.>>! Dabei miissen die administrativen und steuerlichen
Folgekosten beriicksichtigt werden. Insbesondere bei grenziiberschreitenden sonstigen
Leistungen an Nichtunternehmer, schuldet der leistende Unternehmer die jeweils nationale
Umsatzsteuer des jeweiligen Landes, in dem der Verbrauch stattfand.’?> Um die daraus
resultierenden umsatzsteuerlichen Mehrfachregistrierungen und deren administrative
Mehrbelastung zu vermeiden hat der Unionsgesetzgeber eine zentrale Erleichterung ins Leben
gerufen. Hierbei handelt es sich um das sog. EU-One-Stop-Shop (EU-OSS), welcher mit dem

Art 25a UStG im nationalen Recht umgesetzt wurde.>?

Der EU-OSS ermoglicht Unternehmern im EU-Gemeinschaftsgebiet bestimmte
grenziiberschreitende Umsétze zentral abzuwickeln. Damit ein Unternehmer den Mehrwert des
EU-OSS ausschopfen kann, muss es sich grundsitzlich um einen Unternehmer mit Sitz
innerhalb der EU handeln bzw. seit dem 1. Juli 2021 diirfen auch Drittlandsunternehmer das
EU-OSS-Verfahren fiir innergemeinschaftliche Versandhandelsumsitze nutzen. Dagegen sind
Dienstleistungen von Drittlandesunternehmer nicht fiir das EU-OSS-Verfahren zugelassen. Des
Weiteren darf der Unternehmer in dem jeweiligen Land keinen Sitz oder Betriebsstitte haben,
eine umsatzsteuerliche Registrierung ist unschidlich.>?* Unter diese bestimmten Umsiitze fallen
vor allem grenziiberschreitende sonstige Leistungen an Nichtunternehmer nach § 3a Abs 5 Z 3
UStG. Dadurch ermdglicht das EU-OSS-Portal die jeweils anfallende Umsatzsteuer an den
jeweiligen Staat abzufiihren. Nutzt ein Osterreichischer Anbieter von Online-Veranstaltungen
das EU-OSS-Verfahren, dient Osterreich als Mitgliedstaat der Identifizierung.**®> Uber das
FinanzOnline-Portal kann der Unternehmer die Freischaltung und Registrierung des EU-OSS-
Portals beantragen, welches in der Regel in kiirzester Zeit, innerhalb von wenigen Werktagen,
freigeschalten wird und ab dem ersten Tag des folgenden Kalenderquartals genutzt werden

kann. Damit das EU-OSS-Portal iiber das FinanzOnline-Portal zugédnglich wird, wird eine

321 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Répler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 532.

32 Vgl Ecker, in Ecker/Epply/Ripler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, 2025, § 3a Rz 73, Rz 531.
323 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4297.

24 Vel Pollak, AVR, 5/2021, 161f,

325 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4297.
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giilltige UID-Nummer vorausgesetzt. Im Zuge der EU-OSS-Registrierung, wird dem
Unternehmer eine gesonderte Steuernummer zugeteilt, diese dient zugleich im FinanzOnline
als Kontrolle und Abruf der deklarierten Meldungen.*?° In Folge der EU-OSS-Registrierung
miissen die Umsatzsteuerbetrége iiber das Portal fristgerecht deklariert und abgefiihrt werden,
dabei leitet die Osterreichische Finanzverwaltung die erkldrten Steuerbetrige an die jeweiligen
nationalen Finanzéimter des Verbraucherlandes weiter.*?’

Das EU-OSS stellt eine Sonderegulierung dar, welche als Vereinfachung genutzt werden kann.
Dabei muss erwiahnt werden, dass der Unternehmer sich auch weiterhin in den jeweiligen
Nationalldndern, in denen der Unternehmer seine sonstigen Leistungen erbringt,
umsatzsteuerlich registrieren lassen kann.*?® Die daraus resultierenden betriebswirtschaftlichen
steuerlichen Folgekosten sind dementsprechend hoher. Zugleich hat die EU-OSS-Nutzung
nicht nur Vorteile, sondern zieht entsprechende Nachteile mit sich®?’: Entscheidet sich der
Unternehmer fiir die EU-OSS-Nutzung, unterliegt der Unternehmer mit seinen gesamten
Binnenumsitzen der EU-OSS-Regulierung. Daraus resultiert, dass die Umsitze zwingend unter
die Sonderregelung, welche in den Mitgliedstaaten ausgefiihrt wurden, iiber die EU-OSS
deklariert werden miissen. Eine kiinstliche Beschrankung auf einzelne Mitgliedsstaaten ist nicht
zuldssig, auch nicht wenn der Unternehmer im jeweiligen Land umsatzsteuerlich registriert
ist.>*" Da die Art 25a UStG Sonderregel nur fiir grenziiberschreitende Umsitze zulissig ist, sind
Inlandsumsétze zur Génze davon ausgeschlossen. Infolgedessen miissen die Inlandsumsétze
von  Online-Veranstaltungsanbietern =~ weiterhin  in  der  reguliren  nationalen
Umsatzsteuervoranmeldung (UVA) und in der Jahreserklirung deklariert werden.**! Im Zuge
der EU-OSS-Anwendung sind verfahrensrechtliche Besonderheiten und Pflichten zu beachten,

insbesondere im Bereich der Erklirung, Entrichtung und der Aufzeichnungspflichten.?3?

Als Erkldrungszeitraum gilt die quartalsweise Meldefrist und ist spitestens am letzten Tag des
auf den Erklirungszeitraum folgenden Monats elektronisch einzureichen.’** GemiB Art 25a
Abs 13 UStG ist die Umsatzsteuer zeitgleich mit der Erklarung zu entrichten. Sollten in einem
Kalendervierteljahr keine Umsatzsteuer in Rechnung gestellt worden sein, ist dennoch eine

Nullmeldung abzugeben. Dafiir ist hingegen keine zusitzliche Jahreserklirung abzugeben.3*

326 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4298.

327 Vgl Pollak, AVR, 5/2021, 163.

328 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4297.

39 Vgl Pollak, AVR, 5/2021, 163f.

30 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4297.

31 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 42971f.

332 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4300b.

333 Vgl Art 25a Abs 3 UStG.

334 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4297ff iVm Rz 4300b.
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Da die EU-OSS-Sonderregel innerhalb der EU angewandt werden kann und nicht alle EU-
Liander den Euro als offizielles Zahlungsmittel haben, miissen dementsprechend
Wihrungsumrechnungen berticksichtigt werden. Werden dabei Entgelte in fremder Wéhrung
verumsatzt und vereinnahmt, miissen fiir diese Umsitze zwingend die Umrechnungskurse der
europdischen Zentralbank (EZB) angewandt werden. Hierbei muss der Fremdwahrungskurs
vom letzten Tag des jeweiligen Besteuerungszeitraumes verwendet werden. Die Verwendung
eines monatlichen Durchschnittskurses nach § 20 Abs 6 UStG ist nicht erlaubt.>** Begriindet
wird dies aufgrund der Sonderregelung und der Gleichbehandlung aller Mitgliedsstaaten.*3®
Eine deutliche prozedurale Erleichterung ermoglicht die EU-OSS-Sonderregelung im
Fakturierungsbereich. Entscheidet sich ein Unternehmer fiir das EU-OSS-Verfahren richten
sich die Rechnungsmerkmale zwingend nach dem Recht des Mitgliedstaates der
Identifizierung.**’ Das bedeutet wiederum fiir einen dsterreichischen Unternehmer bedeutet,
dass dieser sich an die lokalen Rechnungsausstellungsvorschriften nach § 11 UStG halten

muss.>*?

Nach der Leistungserbringung und in Folge der EU-OSS-Anwendung stehen strikte
Aufzeichnungspflichten und verfahrensrechtliche Konsequenzen bei nicht Einhaltung
gegeniiber. Insbesondere muss der Unternehmer &dullerst detaillierte und getrennte
Leistungsaufzeichnungen je Mitgliedstaat fithren, so zu jeder Zeit nachgewiesen werden kann,
in welchem Staat, welche Leistung erbracht wurde.*® Im Zuge der unterschiedlichen
Aufbewahrungsfristen innerhalb der EU hat sich der Unionsgesetzgeber entschieden, die
Leistungs- und Rechnungsaufzeichnungen zehn Jahre lang aufzubewahren.*** Sollte ein
nationales Finanzamt eine Anfrage zu den Leistungserbringungen haben, sind diese zeitnahe
und in elektronischer Form an das jeweilige nationale Finanzamt zu iibermitteln. Werden die
strikten und verfahrensrechtlichen Besonderheiten der Erkldrung, Entrichtung und der
Aufzeichnungspflichten wiederholt nicht eingehalten, droht dem Unternehmer der sofortige
EU-OSS-Ausschluss.**! Diese rigorose MaBnahme ist im Art 25a Abs 7 UStG national

verankert worden. Sollte es zu einem derartigen Ausschluss**> kommen, muss sich der

35 Vgl Art 25a Abs 5 UStG.; Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4300.
336 Vgl ErwGr 4 und 7, Richtlinie 2006/112/EG.

337 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4300b.

338 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4032.

339 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4300a iVm Rz 4300b.

340 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4300b.

341 Vgl Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch, 2025, Art 25a Rz 4300a.

342 Bei wiederholtem VerstoB droht eine zweijéhrige Sperrfrist fiir alle OSS-Verfahren.
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Unternehmer folglich in jedem Mitgliedstaat im Zuge dessen Umsétze umsatzsteuerlich

registrieren lassen und hat die dementsprechenden Mehraufwiinde.>*

5.2 Ausblick: Online-Veranstaltungen und VAT in the Digital Age
(ViDA)

In den bisherigen Kapiteln konnte verdeutlicht werden, dass das europdische
Mehrwertsteuersystem nicht stillstehen darf, sondern sich laufend der makrodkonomischen
Realitdt anpassen muss. Dabei steht insbesondere das europdische Mehrwertsteuersystem vor
einer der groften Reformen der letzten Jahrzehnte bevor.>** Die EU hat mit 11. Mérz 2025 das
Richtlinienpaket ,, VAT in the Digital Age* (ViDA) formal beschlossen, welches durch die RL
(EU) 2025/516 in der MwStSyst-RL normiert wurde.**> Das Richtlinienpaket soll der rasant
verdnderten digitalen Wirtschaft Rechnung tragen und eine effektive Bekdmpfung des
grenziiberschreitenden ~ Mehrwertsteuerbetruges bewirken. FEin  weiteres Ziel des
Richtlinienpaktes und folglich der EU ist es den administrativen Mehraufwand fiir
Unternehmen innerhalb der EU drastisch zu reduzieren. Kernziel dieser Reform ist es die
umsatzsteuerliche Gesetzgebung von Grund auf zu restrukturieren und zu modernisieren.**®
Dabei beruht das ViDA-Paket auf drei Siulen®*” und soll gestaffelt zwischen 2025 und 2035
realisiert werden.**® Fiir Anbieter von Online-Veranstaltungen, welche bereits durch das EU-
OSS-Verfahren vertrauter mit der Digitalisierung sind als andere Unternehmer, kann dies im

Verhiltnis zu EU-OSS-Anwender deutlichere Anderungen mit sich fiihren.>*

3 Vgl Art 25a Abs 8 UStG.

344 Vgl Tumpel, SWK, 13/2025, 646.

345 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 162.

346 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 161.

3471, Saule: Digitale Meldepflichten und elektronische Rechnungsstellung (DRR), I1. Saule: Anpassungen fiir die
Plattformwirtschaft, I1I. Siule: Einzige Mehrwertsteuerregistrierung (SVR).

38 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 160.

349 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 171.
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Siule 1: Siule 2: Séule 3:

Digitale Meldepflichten (DRR) Plattformendkonomie Einzige MwSt-Registrierung (SVR)
Zentraler Aspekt: Zentraler Aspekt: Zentraler Aspekt:
Digitalisierung und Modemisierung Reduktion der Biirokratie und

Implementierung digitaler

des nmsatzsteuerlichen Meldewesens Schnittstellen bei der St heb stenerliche Folgeaufwinde im EU-
und der Rechnungsstellung. © steflen ber der sleusrerhebung. Gemeinschaftsgebiet.
Handlungsmafinahmen: Handlungsmafinahmen: Handlungsmafinahmen:
Bt 2t s T . o Ausbau der EU-0SS-Plattform im B2C
Rechnungen Etablierung des sog. Deemed Supplier Bereich (Licf d i
nach dem Standard EN 16931 Modell, einer sog. Lieferfiktion. ereich (Lislerungen ung sonsuge
i e i E Leistungen).
zwingend fiir inngememschaftliche
B2B-Umsitze. Zugleich
Erleichterungen fiir nationale B2B-
Umsitze.
Einstellung der ZM-Meld L
ﬂiJI:lElelmf der Etabli eiduag Schwerpunkt auf Obligatonische Reverse-Charge
£ i ruag Kurzzeitvermietungen und Anwendung 1m B2B-Bereich im EU-
von transaktionsbasiertes ) . .
i Personenbeférderungen Gemeinschaftsgebiet
Echtzeitmeldewesen.
Weit Ausb d H. 151 . . .
& er;; ];.151 ;‘; 1;; l::rmommenmg Dadurch 1st der Steuerschuldner die Etablierung der SVR um
~Ylelgesystem zur Plattform direkt. Registrierungspflichten zu reduzieren.

steuerlichen Betrugsbekimpfung.

Abbildung 4: Struktur des ViDA-Reformpaketes (eigene Darstellung).

Eine Kernidnderung im ViDA-Richtlinienpaket wird die einzige Umsatzsteuerregistrierung
sein, welche als sog. Single VAT Registration (SVR) betitelt wird. Des Weiteren soll langfristig
im B2B-Bereich zwingend das Reverse-Charge-Verfahren angewandt werden.>>° SVR verfolgt
das herausforderndste Ziel indem es in Zukunft keine Mehrfachregistrierungen von
Unternehmern in der EU geben soll. Ziel ist es die Registrierungspflichten auf ein absolutes
Minimum zu reduzieren und die unternehmerischen Compliance Kosten fiir
grenziiberschreitende Geschiftsvorfille, wie von Online-Veranstaltungen, zu erleichtern.®®!
Eine wesentliche weitere Anderung, welche ab dem 1. Juli 2028 umgesetzt werden soll, ist die
drastische Ausweitung des EU-OSS-Verfahren im B2C-Bereich. Dadurch soll es nicht
ansdssigen Unternehmen ermoglicht werden auch lokale Inlandsleistungen und
innergemeinschaftliche Verbringungen iiber das Portal zu deklarieren.*>? Davon kénnten auch
beispielsweise angenommen Bildungsanbieter profitieren, indem physisches Lehrmaterial aus
auslandischen Fremdlagern an Endkunden versendet wird. Besonders einschneidende

Anderungen sollen, im B2B-Bereich, ebenso ab dem 1. Juli 2028, erfolgen. Dabei soll nach Art

330 Vgl Kuder/Zolles, in Achatz/Tumpel/Bieber (Hrsg), Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter, 2025, 52fF.
31 Vgl Ecker/Palade/Rimbock, RAW, 654/2024, 860.
32 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 170.
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194 MwStSyst-RL, ein verpflichtendes Reverse-Charge-Verfahren, fiir B2B-Umsitze etabliert
werden, welche auch bei lokalen Leistungen von nicht im Bestimmungsland ansdssigen
Unternehmern, auf den dort jeweils registrierten Leistungsempfinger iiber geht.>>* Dies hitte
zur Folge, dass Osterreichische Anbieter von Online-Veranstaltungen, die Steuerschuld
zwingend auf den Leistungsempfénger liber ginge. Folglich entfillt fiir derartige B2B-
Leistungen im EU-Raum endgiiltig das Risiko einer moglichen lokalen umsatzsteuerlichen

Registrierungspflicht.?>*

Eine der maBgeblichsten Anderungen fiir Anbieter von Online-Veranstaltungen werden wohl
die digitalen Meldepflichten und die Anwendung der verpflichtenden E-Rechnung sein.
Derartige Verpflichtungen haben mafgeblichen Einfluss auf die administrativen Ablédufe,
insbesondere resultiert aus der Einflihrung der digitalen Transaktionsmeldungen (DRR) ein
administrativer Mehraufwand. In der EU soll ab dem 1. Juli 2030 fiir grenziiberschreitende
B2B-Umsitze die Fakturierung von strukturierten elektronischen Rechnungen verpflichtend
werden. Dabei miissen die E-Rechnungen dem europdischen Standard EN 16931 entsprechen.
Hier muss festgehalten werden, dass dies nur ein grober Standard ist und kein Detailstandard.?*
Jedes EU-Mitgliedsland kann hier sein eigenes Detailformat und eigene
Kommunikationsschnittstelle anwenden. Beispielsweise wird in Deutschland das ZUGFeRD-
Format Anwendung finden, in Osterreich mit hoher Wahrscheinlichkeit das ebInterface, in

Italien gilt seit 1. Januar 2019 das FatturaPA-Format sowie die B2B-E-Rechnungspflicht iiber
das SDI-Portal und in Frankreich wird ab 1. September das Factur-X-Format gelten.*>°

Die Rechnungslegungsneuerungen resultieren aus einer Neudefinition des Begriffes der
elektronischen Rechnung und zwar auf EU-Ebene. Daher sollen in naher Zukunft
unstrukturierte PDF-Rechnungen, in gewissen Bereichen, nicht mehr dem EU-Standard
entsprechen und folglich nicht mehr giiltig sein.®’ Folglich werden auch die zeitlichen
Fakturierungsfristen drastisch reduziert. Die E-Rechnung muss spitestens zehn Tage nach
Leistungserbringung bzw. mit dem Eintritt des Steuertatbestandes fiir grenziiberschreitende

8

Umsiitze ausgestellt werden.>*® Unter dem Leistungserbringungstatbestand wird im

33 Vgl Art 194 MwStStSyst-RL idF RL (EU) 2025/516.

354 Vgl Echevarria, in Kofler/Lang/Pistone/Rust/Schuch/Spies/Staringer/Szudoczky/Sanchez, CIEU - Recent
Developments in Value Added Tax, 2024, 116.

355 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 166f;;
Ecker/Palade/Rimbock, RAW, 654/2024, 859.

356 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 164ff.; Rosar,
in Urnik/Kirchmayr/Steinhauser, Besteuerung und Wirtschaftspriifung im Kontext der Digitalisierung, 2020, 160.
357 Vgl Tumpel, SWK, 13/2025, 646f.

38 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 166.
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steuerjuristischen der Eintritt des Steuertatbestandes verstanden, dies kdnnte beispielsweise bei
einem Anbieter von Online-Veranstaltungen der Fall sein, sobald die Veranstaltung
durchgefiihrt wurde. Dabei muss beachtet werden, dass die Rechnungslegung in Zukunft an die
nationale Steuerbehdrde iibermittelt werden muss.>>® Beispielsweise wird dies bereits seit
geraumer Zeit in Italien gehandhabt und ist damit Vorreiter in der EU.*° Der resultierende
positive Effekt dieser Echtzeitfakturierung ist unter anderem, dass die bisherige quartalsweise
bzw. monatliche zusammenfassende Meldung (ZM) durch die vollautomatisierte
Echtzeitfakturierung in Verbinndung mit der DRR obsolet wird.*! Auch aus
betriebswirtschaftlicher Perspektive bietet die verpflichtende Umstellung klare Vorteile. Dank
dem strukturierten Format der E-Rechnung konnen Geschiftsdaten rascher, priziser und
vollstidndiger genutzt werden. Insbesondere ermoglicht es Unternehmen Entscheidungen in
Echtzeit zu treffen. Beispielsweise wirkt sich dies positiv auf das Cashflow-Management oder
auf die Logistik aus und fiihrt langfristig zur Prozessautomatisierung im Rechnungswesen.
Daraus resultieren wiederrum Effizienzgewinne und drastische Kosteneinsparungen. Am Ende
ist die Prozessautomatisierung ein wichtiges Instrument, um mit erheblichen Fachkréfteméangel

auch weiterhin ein nachhaltiges Unternehmenswachstum zu gewihren.>%?

Als weitere umfassende Reformsdule wird die Plattformdkonomie in den Fokus treten. Dabei
wurde bereits in den letzten Jahren im Unionsrecht, sowie im Nationalrecht der Begriff der
Plattformen etabliert.’®® Die bereits in Art 9a MwSt-DVO eingefiihrte Fiktion den
Plattformenbetreibers als Leistungserbringer zu verfestigen, soll durch die ViDA-Reform ab
2028, spatestens EU-weit ab 2030, auf weitere Branchen und Bereiche massiv ausgeweitet
werden. Insbesondere auf Bereiche wie der Personenbeforderung und der Kurzzeitvermietung
soll die Plattformlosung angewandt werden.>** Dabei muss festgehalten werden, dass die
ViDA-Reform den unionsrechtlichen Weg klar definiert. Ziel der Plattformldsungen ist es, die
Leistungserbringer zu  entlasten, Wettbewerbsverzerrungen zu  vermeiden, die
Plattformenbetreiber in umsatzsteuerliche Haftungs- und Erklarungspflichten zu zwingen und

gleichzeitig fiir Steuerausfille haftbar zu machen und diese zu reduzieren.%

3% Vgl Tumpel, SWK, 13/2025, 646f.; Ecker/Palade/Rimbick, RAW, 654/2024, 858.

360 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 173.

361 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 164.

362 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 174.; Ismer, EC
Tax Review 2025/41, 42.; Rosar, in Urnik/Kirchmayr/Steinhauser, Besteuerung und Wirtschaftspriifung im
Kontext der Digitalisierung, 2020, 164.

363 Vgl Ecker/Palade/Rimbdick, RAW, 654/2024, 858ff.; UStR 2000, Rz 382 idF Wartungserlass 2025.

364 Vgl Tumpel, SWK, 13/2025, 648.

395 Vgl Luketina, in Achatz/Tumpel/Bieber, Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter, 2025, 33f.
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Zusammenfassend kann gesagt werden, dass fiir Osterreichische Anbieter von Online-
Veranstaltungen, die ViDA-Reformrichtlinie eine asymmetrische Belastung darstellt. Zum
einen wirkt die SVR-MalBnahme zielorientiert und ist insbesondere fiir Online-Veranstaltungen
im EU-Binnenmarkt von Vorteil. Auch das zwingende Reverse-Charge-Verfahren im EU B2B-
Bereich und die SVR-Malinahme sorgen grundsitzlich fiir eine vereinfachte umsatzsteuerliche
Handhabung und gewihrt Unternehmen eine rechtliche Sicherheit. Insbesondere wird eine
drohende Registrierungsfalle zur Génze ausgeschlossen. In weiterer Folge ergibt sich fiir
Unternehmer eine Planungssicherheit und fordert das Unternehmertum, da ungeachtet
fiskalischer Hemmschwellen neue MarkterschlieBungen erleichtert werden.**® Demgegeniiber
konnten die strikten Vorgaben der E-Rechnung und der digitalen Meldepflichten fiir
Unternehmen anfangs hemmend wirken. Fiir derartige funktionierende Abldufe miissen
Unternehmer ihre IT- und ERP-Landschaft deutlich ausbauen und hohe Investitionen titigen.*¢’
Da die reine PDF-Rechnung in absehbarer Zeit unzuléssig sein wird, ist das ViDA-Reformpaket
anfangs mit erheblichen betrieblichen Folgekosten verbunden. Der Wandel zur vollstdndigen
Digitalisierung des Rechnungswesens ist unauthaltsam, weshalb eine zeitnahe Anpassung der
administrativen und insbesondere der kaufméannischen Prozesse notwendig sein wird. Es wird

eine condicio sine qua non sein.

6 Conclusio

Die vorliegende Forschungsarbeit hat dargestellt, dass die stark wachsende Digitalisierung und
folglich der Digitalisierungsschub der letzten Jahre das europédische und insbesondere das
nationale Umsatzsteuerrecht vor Herausforderung stellten. Dabei wurde festgestellt, dass die
Herausforderungen fundamental und systematisch waren und dadurch die bisherige MwStSyst-
RL als nicht mehr zeitgeméal erschienen lies. Die Ankniipfung an den physischen Verbrauch
kam vor allem durch die Corona-Pandemie an seine Grenzen und war nicht mehr zeitgemal.
Infolgedessen ergaben sich andere Veranstaltungsformate und erweiterten sich, wie z.B. die
Durchfiihrung  von  Prédsenzveranstaltungen  als  Online-Veranstaltungen. Die
Rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung verdeutlichte, dass eine umsatzsteuerliche
Klassifizierung von Online-Veranstaltungen die Leistungsbeurteilung verpflichtend
voraussetzt. Dabei muss strikt unterschieden werden, ob eine elektronische oder interaktive

sonstige Leistung erbracht wird. Hieraus resultierte ein steuerlicher Kernkonflikt, welcher sich

366 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 170ff.; Tumpel,
SWK, 13/2025, 646ff.; Ecker/Palade/Rimbock, RAW, 654/2024, 858ff.
367 Vgl Tumpel, in Achatz/Tumpel/Bieber, Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen, 2026, 167.
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auf die Leistungsortbestimmung zuriickfiihren lieB. In diesem Zusammenhang zeigte sich auf
europdischer Ebene eine stark divergierende Handhabung der Finanzverwaltungen. Ausloser
war die bis vor kurzem fehlenden Vorgaben fiir den digitalen Geltungsbereich, wodurch die
nationalen Finanzverwaltungen der Mitgliedstaaten, die Kriterien und umsatzsteuerliche
Behandlung von Online-Veranstaltungen, individuell und vollig unterschiedlich auslegten. Die
Folge des Festhaltens am systematischen Prinzip der physischen Ausiibung, war eine laufende
Rechtsunsicherheit fiir Anbieter von Online-Veranstaltungen. Die Rechtsunsicherheit bestand
in der stindigen Gefahr der Doppel- oder Nichtbesteuerung. Um derartige Risiken zu
vermeiden, mussten erhdhte steuerliche Folgekosten in Kauf genommen werden. Des Weiteren
bestand oft kein Ausweg aus der Doppel- oder Nichtbesteuerung. Mehrere Mitgliedstaaten
versuchten diese gravierenden Liicken zu schlieBen und etablierten unilaterale
Verwaltungserldsse. Der durchbrechende Erfolg blieb aus, da diese weiterhin zu einer Doppel-
oder Nichtbesteuerung fiihrten. Dabei haben insbesondere der juristische Exkurs und Vergleich
zwischen Osterreich, Deutschland sowie Italien die Divergenzen dargestellt. Trotz den
Bemiihungen der deutschen und Osterreichischen Finanzverwaltung, durch das dBMF-
Schreiben und den UStR 2021 Wartungserlass die Besteuerung in die Richtung des
Leistungsempfangers zu steuern, blieb der tibergreifende unionsweite Erfolg aus. Begriindet
wurde dies damit, dass weiterhin andere Mitgliedstaaten auf die unionsrechtliche Klérung

festhielten.

Durch die richtungsweisende EuGH-Rechtsprechung, in den Rechtsachen ,,Srf konsulterna®
und ,,Westside Unicat*, wurde im europdischen B2B-Bereich Klarheit geschaffen. Dabei stellte
der EuGH deutlich und unmissverstindlich dar, dass die Sonderbestimmung der
Eintrittsberechtigungen zwingend an die physische Prisenz des Leistungsempfangers gekniipft
ist. Dabei geniigt die rein virtuelle Teilnahme nicht und erfiillt demnach die Voraussetzung
nicht. Das Ergebnis war eine einheitliche Rechtsanwendung der B2B-Generalklausel, welche
bei grenziiberschreitenden Umsitzen, zum Ubergang der Steuerschuld an den

Leistungsempfanger mit sich fiihrt.

Deutlich komplexer gestaltete sich die Situation im B2C-Bereich. Das Festhalten am
Tatigkeitsort brachte das urspriingliche Umsatzsteuerrecht in Zusammenhang mit der
Digitalisierung an dessen Grenzen. Insbesondere unmissverstdndlich demonstriert an der
systematischen Einordnung in der EuGH-Rechtssache ,,Geelen®. Im Zuge der Richtlinie (EU)
2022/542, welche in Osterreich mit dem AbgAG 2024 in nationales Recht umgesetzt wurde,

wurde die umsatzsteuerliche Rechtsliicke mit 1. Januar 2025 geschlossen. Dabei wurde die
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umsatzsteuerliche Behandlung von virtuellen Echtzeitleistungen im B2C-Bereich unionsweit
vereinheitlicht. Der Leistungsort fiir derartige sonstige Leistungen verschob sich zwingend am
Empfingerort des Endkunden. Dank der einheitlichen Handhabung wurde auch die Gefahr der
Doppel- und Nichtbesteuerung beseitigt und beendete jegliche einzelstaatlichen
Handhabungen. Seitdem werden Online-Veranstaltungen im B2C-Bereich nach dem
Bestimmungslandprinzip besteuert und stellt diese in Folge mit elektronischen Dienstleistungen

hinsichtlich des Leistungsortes ident.

Die Beurteilung und Klassifizierung von derartigen sonstigen Leistungen bleibt weiterhin
ausschlaggebend, damit Steuerbefreiungen angewandt werden konnen. Wohingegen
zeitversetzt und vorproduzierte bereitgestellte On-Demand Inhalte grundsitzlich von
Begiinstigungen  unionsrechtlich  ausgeschlossen = werden. Demgegeniiber konnen
Echtzeitleistungen als Online-Veranstaltungen sehr wohl steuerbegiinstigt sein. Der
oOsterreichische Gesetzgeber hat die notwendigen Voraussetzungen fiir den Bildungssektor
wesentlich restriktiver gestaltet. Dabei miissen private Bildungsanbieter von Online-
Veranstaltungen, eine vergleichbare Zielsetzung mit 6ffentlichen Schulen einhergehen, damit
nach Osterreichischem UStG die Steuerbefreiung greifen kann. Malgeblich fiir diese
gesetzliche Regulierungsintensitit war die UStBLV. Dies fiihrt in der Praxis zu erhdhten
betriecbswirtschaftlichen Folgekosten um derartige Qualititszertifizierungen, wie dem O-Cert,
zu erhalten. Im Gegensatz dazu ist fiir die betriebliche Praxis positiv zu werten, dass von der
pauschalen sui-generis Betrachtungsweise bei Leistungskombinationen Abkehr gefunden
wurde. Darunter fallen insbesondere hybride Online-Veranstaltungen. Es konnte festgestellt
werden, dass die Kategorisierung von Haupt- und unselbststindigen Nebenleistungen
sachgerechter erfolgt und dies aus der Sicht des Durchschnittsverbrauchers. Dies ermdglicht
eine getreuere und objektivere umsatzsteuerliche Behandlung von Leistungen und gewihrt eine

wirklichkeitsgetreue Besteuerung.

Trotz der umgesetzten Mallnahmen und der zukunftsweisenden unionsrechtlichen
Harmonisierungsbestrebungen mittels dem ViDA-Reformpaket diirfen diese Malnahmen nicht
als beendet erklart werden. Der rasante technologische Fortschritt bleibt bestehen und wird
weiter ausgebaut, es werden sich neue Spannungsfelder ergeben, welche juristisch gelost
werden miissen. Hierbei ergeben sich weiterfiihrende wissenschaftliche Forderungen, wie etwa
in Fachbeitrdgen oder Dissertationen. Eine wesentliche kiinftige Forschungsfrage konnte sich
in Bezug auf kiinstlicher Intelligenz ergeben. Dabei stellt sich die Frage, wie

grenziiberschreitende, interaktive und hybride Bildungsseminare umsatzsteuerlich zu
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klassifizieren sind, bei denen die Teilnehmer in Echtzeit interagieren kénnen und sofortige
Riickmeldung erhalten. Dabei ist der Live-Vortragende kein echter Mensch, sondern eine
autonom agierende Kiinstliche Intelligenz. Das Kernproblem liegt hierbei bei den
Steuerbegiinstigungen, welche durch die Klassifizierung von elektronischen Dienstleistungen
zur Génze wegfallen. Die dogmatische Klirung dieses umsatzsteuerlichen Konfliktes aufgrund
des interaktiven Bildungscharakters ohne menschlicher Beteiligung wird eine in Zukunft

zentrale Fragestellung sein.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Neuregulierung die digitale Realitét
widerspiegelt und das Umsatzsteuerrecht wesentlich modernisiert hat. Des Weiteren hat die
Neuregelung die individuellen unterschiedlichen nationalen Interpretationen innerhalb der EU
beseitigt. Die strikte Besteuerungsverlagerung von Online-Veranstaltungen zieht jedoch
erhebliche steuerliche Compliance Aufwénde mit sich und erhoht die betriebswirtschaftlichen
Folgekosten nachhaltig. Um die Folgekosten weitestgehend im Rahmen zu halten und
umsatzsteuerliche EU-Registrierungspflichten zu vermeiden, wurde das OSS-Verfahren durch
das EU-OSS-Verfahren erweitert. Daraus resultiert das EU-OSS fiir Unternehmer als eine
unverzichtbare verfahrensrechtliche Erleichterung. Im Zuge der Forschungsarbeit konnte
ebenso ein Ausblick auf die zukiinftige europdische Mehrwertsteuerharmonisierung und -
digitalisierung gewidhrt werden. Insbesondere das ViDA-Richtlinienpaket mit den drei
Reformsdulen, bildet die Basis fiir ein zukunftsfihiges europdisches Mehrwertsteuersystem,

welches zukunftssicher, einheitlich und betrugsresistent sein wird.

64



7 Literaturverzeichnis

7.1 Monografien und Kommentare

Bunjes (Hrsg), Umsatzsteuergesetz UStG Kommentar?, (2025).

Ecker/Epply/Répler/Schwab, Kommentar zur Mehrwertsteuer®!, (2025).

Melhardt, Umsatzsteuer-Handbuch 2025, (2025).

Melhardt/Tumpel (Hrsg), Umsatzsteuergesetz Kommentar?, (2021).

Pernegger, Umsatzsteuer fiir die betriebliche Praxis®, (2025).

Ruppe/Achchatz, Umsatzsteuergesetz Kommentar®, (2024).

Sterzinger, Umsatzsteuerliche Beurteilung von gesellschaftsrechtlichen Leistungsbeziehungen,

Schriften zum Umsatzsteuerrecht®?, (2020).

Writz, Medien- und Internetmanagement'!, (2025).

7.2 Betriage in Sammelwerken

Artl, Umsetzung der Mehrwertsteuer in der betrieblichen Praxis im digitalen Zeitalter —
elektronische Versendungsnachweise, in Achatz/Tumpel/Bieber (Hrsg), Umsatzsteuer und

Unternehmensentscheidungen (2026) 68.
Echevarria, B2B Virtual events and VAT, in Kofler, Lang, Pistone, Rust, Schuch, Spies,

Staringer, Szudoczky, Sanchez, (Hrsg), CJEU - Recent Developments in Value Added Tax
2024, (2025) 115.

65



Ehrke-Rabel, Aspekte grenziiberschreitenden digitalen Wirtschaftens in der Umsatzsteuer, in

Hey (Hrsg), Digitalisierung im Steuerrecht (2019) 371.

Getto/Kerres, Mediendidaktik und ihr Beitrag zur Hochschulentwicklung, in Rhein/Wildt
(Hrsg), Hochschuldidaktik als Wissenschaft. Disziplindre, interdisziplinire und
transdisziplindre Perspektiven, (2023) 211.

Heinemann, Digitale Buchfiihrung und digitale Betriebspriifung, in Hey (Hrsg), Digitalisierung
im Steuerrecht (2019) 223.

Kuder/Zolles, Mehrwertsteuerregistrierung - Status quo & ViDA, in Achatz/Tumpel/Bieber
(Hrsg), Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter (2025) 52.

Luketina, Elektronische Plattformwirtschaft, in Achatz/Tumpel/Bieber (Hrsg), Mehrwertsteuer
im digitalen Zeitalter (2025) 31.

Mariya, New Rules for B2C Virtual Activities, in Kofler, Lang, Pistone, Rust, Schuch, Spies,
Staringer, Szudoczky, Sanchez, (Hrsg), CJEU - Recent Developments in Value Added Tax
2024, (2025) 98.

Merkx, Place of supply: Something old, something new, something borrowed, something... , in
Kofler, Lang, Pistone, Rust, Schuch, Spies, Staringer, Szudoczky, Sanchez, (Hrsg), CJEU -
Recent Developments in Value Added Tax 2024, (2025) 168.

Pinkernell, Grenziiberschreitendes digitales Wirtschaften (Ertragsteuerrecht), in Hey (Hrsg),
Digitalisierung im Steuerrecht, DStJG 42 (2019) 321.

Schwab, Bestandsaufnahme und Perspektiven der Digitalisierung im Steuerrechtsverhiltnis aus

Sicht der Berater, in Hey (Hrsg), Digitalisierung im Steuerrecht, DStJG 42 (2019) 157.
Senyk, New Rules for B2C Virtual Activities, in Kofler, Lang, Pistone, Rust, Schuch, Spies,

Staringer, Szudoczky, Sanchez, (Hrsg), CJEU - Recent Developments in Value Added Tax
2024, (2025) 98.

66



Thliveros, EU OSS & MOSS: A Solution to the Challenges of the Digital Economy?, in
Kerschner/Somare (Hrsg), Taxation in a Global Digital Economy (2017) 394.

Rosar, Auswirkungen der  Digitalisierung auf  die Steuerberatung, in
Urnik/Kirchmayr/Steinhauser (Hrsg), Besteuerung und Wirtschaftspriifung im Kontext der
Digitalisierung, (2020) 154.

Tumpel, Konzepte zur Besteuerung der digitalen Wirtschaft — Umsatzsteuerliche Aspekte, in
Urnik/Kirchmayr/Steinhauser (Hrsg), Besteuerung und Wirtschaftspriifung im Kontext der
Digitalisierung, (2020) 138.

Tumpel, Das ViDA-Paket: Offene Umsetzungsfragen, in Achatz/Tumpel/Bieber (Hrsg),

Umsatzsteuer und Unternehmensentscheidungen (2026) 160.

7.3 Beitrage in Fachzeitschriften

Battisti/Alfiero/Leonidou, Remote working and digital transformation during the COVID-19
pandemic: Economic-financial impacts and psychological drivers for employees, Journal of

Business Research 150, 2022, 38-50.

Ecker/Palade/Rimbock, Einigung beim ViDA-Paket, RAW 654/2024, 858.

Grune, Umsatzsteuerliche Einordnung von Online-Veranstaltungsdienstleistungen und von
Online-Unterricht nach dem Fernunterrichtsschutzgesetz, Aktuelles Steuerrecht (AktStR),

2025, 711-726.

Hoink, Finanzverwaltung ersetzt bisherige Auffassung zur Umsatzsteuer bei Online-

Veranstaltungen, Der Betrieb (DB), 40-41/2025, 2463-2468.
Ismer, And They Lived Happily Ever After? Future Challenges for E-invoicing and Digital

Reporting After the Adoption of the ViDA Package, EC Tax Review, Volume 34, Issue 2, 2025,
41-44.

67



Kuderer/Rattinger, Leistungsort bei Online-Kursen im B2C-Bereich, SWK 17/2022, 742.

Kuderer/Rattinger, USt-rechtlicher Leistungsort bei virtueller Teilnahme an Veranstaltungen

im B2B-Bereich, SWK 36/2020, 1677.

Kuderer/Rattinger, Leistungsort bei Teilnahmen an Veranstaltungen im B2B-Bereich - ein

Blick nach Deutschland, SWK 20/21, 1072.

Lavazza/Beretta, Geelen (Case C-568/17): What VATIf the Unity of Action, Time and Place is
Broken Up?, Intertax 2020, 544-548.

Libertore, 1 servizi virtuali interattivi complicano la territorialita IVA, L’IVA 10/2022, 21-28.

Magliaro/Censi, Luogo di imposizione dei servizi di intrattenimento su piattaforme social, il

fisco 23/2023, 2243-2248.

Mayr, Umsatzsteuer-Update Janner 2019: Aktuelles auf einen Blick, SWK 2/2019, 71.

Mayr, Gebiihren flir hybride Veranstaltungen - aktuelle Aussagen, RWP 2025, Heft 6 v.
27.11.2025.

Mayr, Umsatzsteuer-Update Juli und August 2024: Aktuelles auf einen Blick, SWK 23-
24/2024, 1061.

Melhardt/Kuder/Pfeiffer, SWK-Spezial Umsatzsteuer 2026 (2026).

Merkx, Closing the Geelen Loophole and Creating New Issues, International VAT Monitor
33/2022, Issue 4, 155-164.

Merkx/Janssen/Leenders, Platforms, Convenient Source of Information Under DAC7 and the
VAT Directive: A Proposal for More Alignment and Efficiency, EC Tax Review, Volume 31,
Issue 4, 2022, 202-218.

68



Moldan, Umsatzsteuerrechtliche Einordnung von Online-Veranstaltungsleistungen und
weiteren Online-Dienstleistungsangeboten — Finanzverwaltung schafft Klarheit, Umsatzsteuer-

Rundschau (UR), 2024, 437-446.

Pdtzler, BGH zum Fernunterrichtsschutzgesetz — auch umsatzsteuerlich relevantes Urteil,

Umsatzsteuer direkt digital (UStDD), 15/2025, 14-15.

Pfeiffer, Anderungen der Leistungsortregelungen und Einfiihrung des EU-Umsatzsteuer-One-
StopShops — Rechtslage ab 1. 1. 2015, OStZ 15-16/2014, 388.

Pollak, Die OSS im Uberblick, AVR 5/2021, 159.
Tumpel, Der Weg zur Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter (ViDA), SWK 13/2025, 646.

Walkenhorst, Umsétze aus Online-Veranstaltungsdienstleistungen, Der Umsatzsteuer-

Steuerberater (UStB), 2025, 268-270

7.4 Judikatur

7.4.1 Entscheidungen

EuGH C-231/19, Blackrock Investment Management (UK), ECLI:EU:C:2020:513.

EuGH C-319/12, MDDP, ECLI:EU:C:2014:2395.

EuGH C-349/96, Card Protection Plan, ECLI:EU:C:1999:93.

EuGH C-409/24, J-GmbH und D, ECLLI:EU:C:2026:149.

EuGH C-426/22, SOLE-MiZo, ECLI:EU:C:2023:638.

EuGH C-463/16, Stadion Amsterdam, ECLI:EU:C:2018:22.

EuGH C-505/22, Deco Proteste, ECLI:EU:C:2023:731.

69



EuGH C-516/21, Finanzamt X gegen Y, ECLI:EU:C:2023:372.

EuGH C-532/22, Westside Unicat, ECLI:EU:C:2023:919.

EuGH C-568/17, Geelen, ECLI:EU:C:2019:388.

EuGH C-581/19, Frenetikexito, ECLI:EU:C:2021:167.

EuGH C-647/17, Srf konsulterna, ECLI:EU:C:2019:195.

dBFH 28.05.1998, V R 19/96.

dBFH 17.08.2023, V R 7/23.

dBGH 12.06.2025, I1I ZR 109/24.

dLG Miinchen I 08.08. 2025, 47 O 12802/24, GRUR-RS 2025, 21602.

VwGH 24.09.1981, 81/15/0089.

VwGH 20.11.1989, 88/14/0211.

VwGH 30.03.1992, 90/15/0158.

VwGH 25.02.1997, 95/14/0126.

VwGH 22.03.2010, 2007/15/0269.

VwGH 27.06.2013, 2010/15/0047.

VwGH 24.01.2022, Ra 2021/13/0068.

VwGH 22.03.2023, Ra 2022/13/0084.

VwGH 06.09.2023, Ro 2021/15/0021.

70



VwGH 19.10.2023, Ra 2020/13/0110.

7.4.2 Richtlinien, Erlisse und Stellungnahmen

Agenzia delle Entrate 28.06.2022, Risposta n. 353/2022.

Agenzia delle Entrate, 04.08.2022, Risposta n. 409/2022.

BMF, Umsatzsteuerprotokoll 2005, 20.10.2005, BMF-010219/0286-V1/9/2005.

BMF, Umsatzsteuerrichtlinien 2000, idF Erlass GZ 2021-0.835.983 vom 30.11.2021.

BMF, Umsatzsteuerrichtlinien 2000, idF Erlass GZ 2024-0.889.824 vom 09.12.2024.

BMF, Umsatzsteuerrichtlinien 2000, idF Erlass GZ 2025-0.986.432 vom 10.12.2025.

dBMF 08.08.2025, Umsatzsteuerliche Einordnung von Umsdtzen aus Online-
Veranstaltungsdienstleistungen, GZ III C 3 - S 7117-j/00008/006/043, BStBI I 2025, 1637.

dBMF 20.01.2025, Entwurf eines BMF-Schreibens zu § 4 Nr. 21 UStG, GZ Il C 3 - S
7179/00054/002/006.

Decreto Legislativo 13 novembre 2024, n. 180 (d.1gs. 180/2024), G.U. 30.11.2024, n. 281.

RL 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 tiber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, ABI
L 2006/347, 1.

7.4.3 Verordnungen, Ausschiisse und Begleitgesetze

Budgetbegleitgesetz 2009 BGBI1 1 2009/52.

71



Durchfiihrungsverordnung (EU) 282/2011 des Rates vom 15.03.2011 zur Festlegung von
Durchfiihrungsvorschriften ~ zur  Richtlinie  2006/112/EG ~ iiber das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem, ABI L 2011/77, 1.

MwSt-Ausschuss, Leitlinien der 118. Sitzung vom 19.04.2021, Dok 1016 (taxud.c.16378389 -
1016).

7.5 Onlinequellen (u.a. Graue Literatur)

Agencia Tributaria, www.sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/en_gb/mi-area-personal.html

(Stand 15.02.2026).

Beer, EuGH: Zum Leistungsort der Bereitstellung von Raumlichkeiten und des notwendigen
Materials fiir das Filmen von Darbietungen fiir interaktive Videositzungen, Rechtsnews 35212

(2024).

Biermaier/Ecker, Umsatzsteuer | (Online-)Veranstaltungen in Osterreich und Deutschland,

ICON News 16.02.2022.
Européische Kommission, Taxes in Europe Database (TEDB),
https://ec.europa.eu/taxation_customs/tedb/#/vat-search/vat-search-result, = abgerufen = am

02.03.2026.

Fisco Oggi — Rivista online dell* Agenzia delle Entrate, Piccole imprese ed eventi in streaming:

recepite ufficialmente le direttive Ue, 02.12.2024.

Migliorini, Federico, Eventi in streaming in Italia: disciplina IVA 2025, Fiscomania,

10.02.2025.

Zuech, Formazione online: IVA sempre nel Paese del cliente, Euroconference News

16.09.2022.

72



8 Abbildungsverzeichnis

Abbildung 1: Systematik der Leistungsortbestimmung unter Beriicksichtigung von
Spezialregelungen (eigene Darstellung).........c.cccveeiieiiiiiieniieiiieee et 15
Abbildung 2: Umsatzsteuerliche Rechtsfolgen divergierender Verwaltungsinterpretationen zur
Leistungsortbestimmung bis 01.01.2025 (eigene Darstellung)..........ccceeeeveeeciveeeciieeeciieeeieeens 26
Abbildung 3: Der Entwicklungsverlauf und die Rechtsproblematik des administrativen
Vorgriffes auf das Empféngerortsprinzip bei interaktiven Online-Veranstaltungen (eigene
DArSTEITUNE). ..eoevieeiee ettt e et e e stte e et e e e tb e e e taeeentaeeetaeeenbaeeenbaeennneaanes 31
Abbildung 4: Struktur des ViDA-Reformpaketes (eigene Darstellung). ........cccceeveevenenicnnnee 58

73


file:///D:/Studium/Studien/Master%20of%20Law/4.%20Semester%20SS%2026/Masterarbeit/Masterarbeit/ULG%20Steuerrecht_Master-Thesis_Grünfelder_Matthias_01015641_FINAL.docx%23_Toc227778545
file:///D:/Studium/Studien/Master%20of%20Law/4.%20Semester%20SS%2026/Masterarbeit/Masterarbeit/ULG%20Steuerrecht_Master-Thesis_Grünfelder_Matthias_01015641_FINAL.docx%23_Toc227778545
file:///D:/Studium/Studien/Master%20of%20Law/4.%20Semester%20SS%2026/Masterarbeit/Masterarbeit/ULG%20Steuerrecht_Master-Thesis_Grünfelder_Matthias_01015641_FINAL.docx%23_Toc227778546
file:///D:/Studium/Studien/Master%20of%20Law/4.%20Semester%20SS%2026/Masterarbeit/Masterarbeit/ULG%20Steuerrecht_Master-Thesis_Grünfelder_Matthias_01015641_FINAL.docx%23_Toc227778546
file:///D:/Studium/Studien/Master%20of%20Law/4.%20Semester%20SS%2026/Masterarbeit/Masterarbeit/ULG%20Steuerrecht_Master-Thesis_Grünfelder_Matthias_01015641_FINAL.docx%23_Toc227778547
file:///D:/Studium/Studien/Master%20of%20Law/4.%20Semester%20SS%2026/Masterarbeit/Masterarbeit/ULG%20Steuerrecht_Master-Thesis_Grünfelder_Matthias_01015641_FINAL.docx%23_Toc227778547
file:///D:/Studium/Studien/Master%20of%20Law/4.%20Semester%20SS%2026/Masterarbeit/Masterarbeit/ULG%20Steuerrecht_Master-Thesis_Grünfelder_Matthias_01015641_FINAL.docx%23_Toc227778547

Zusammenfassung / Abstract

This master thesis examines the problems of the digitalisation boom in connection with the
VAT taxation of online event services. Until the reform introduced by directive (EU) 2022/542,
the European VAT system was reduced primarily on physical presence. In the context of the
digitalisation and particularly in the case of online events, the European VAT law was reaching
its limits. In particular, the previous handling under EU law was inappropriate for cross border
hybrid forms, such as hybrid online events and therefore there was a high risk of double or non-
taxation. The purpose of this master thesis is to analyse the highly complex tax legal issues
regarding the classification of VAT in the B2B and B2C segments to evaluate the previous
handling by the federal tax authorities and to evaluate the impact of the European reform. The
focus is on determining the place of supply, which has been significantly impacted by the
previous European Court of Justice (ECJ), by the cases in “Srf konsulterna” and “Westside
Unicat”. The VAT discrepancies were solved with the implementation through the national law
“AbgAG 2024”. With 1. January 2025 the previous individual national discrepancies have been

resolved.

Die Master Thesis untersucht die Herausforderungen des Digitalisierungsschubes in
Zusammenhang mit der umsatzsteuerlichen Einordnung von Online-
Veranstaltungsdienstleistungen. Das europdische Mehrwertsteuersystem basierte bis vor der
Reform mittels der Richtlinie (EU) 2022/542 primér auf die physische Prasenz. Dabei stiel das
europdische Mehrwertsteuergesetz im Zuge der Digitalisierung und insbesondere bei Online-
Veranstaltungen stark an seine Grenzen. Insbesondere grenziiberschreitende Mischformen wie
bei hybriden Online-Veranstaltungen war die bisherige unionsrechtliche Handhabung
unzutreffend und es drohte die Gefahr einer Doppel- und Nichtbesteuerung. Ziel der
vorliegenden Master Thesis ist es, die juristischen hochkomplexen umsatzsteuerlichen
Abgrenzungsfragen im B2B- sowie B2C-Bereich zu analysieren, die bisherige Handhabung der
Finanzverwaltungen und die Auswirkung der europdischen Reformierung zu evaluieren. Dabei
liegt der Schwerpunkt auf die Leistungsortbestimmung, welche maf3geblich durch die bisherige
EuGH-Rechtsprechung ,,Srf konsulterna® und ,,Westside Unicat* beeinflusst wurde. Beseitigt
wurden die umsatzsteuerlichen Divergenzen im Zuge der Umsetzung ins nationale Gesetz
mittels dem AbgAG 2024. Mit Wirkung per 01. Januar 2025 sind die bisherigen individuellen

nationalen Auslegungsdiskrepanzen und -interpretationen beigestellt worden.
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